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ENTWURF EINER LEGISLATIVEN ENTSCHLIESSUNG DES EUROPÄISCHEN 
PARLAMENTS

zu dem Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur 
Änderung der Verordnungen (EU) 2019/943 und (EU) 2019/942 sowie der Richtlinien (EU) 
2018/2001 und (EU) 2019/944 zur Verbesserung der Gestaltung der Elektrizitätsmärkte in der 
EU
(COM(2023)0148 – C9-0049/2023 – 2023/0077(COD))

(Ordentliches Gesetzgebungsverfahren: erste Lesung)

Das Europäische Parlament,

– unter Hinweis auf den Vorschlag der Kommission an das Europäische Parlament und den Rat 
(COM(2023)0148),

– gestützt auf Artikel 294 Absatz 2 und Artikel 194 Absatz 2 des Vertrags über die Arbeitsweise 
der Europäischen Union, auf deren Grundlage ihm der Vorschlag der Kommission unterbreitet 
wurde (C9-0049/2023),

– gestützt auf Artikel 294 Absatz 3 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union,

– unter Hinweis auf die Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses vom 
15. Juni 20231,

– unter Hinweis auf die Stellungnahme des Ausschusses der Regionen vom 5. Juli 20232,

– gestützt auf Artikel 59 seiner Geschäftsordnung,

– unter Hinweis auf die Stellungnahme des Ausschusses für Wirtschaft und Währung,

– unter Hinweis auf die Schreiben des Haushaltsausschusses und des Ausschusses für Binnenmarkt 
und Verbraucherschutz,

– unter Hinweis auf den Bericht des Ausschusses für Industrie, Forschung und Energie (A9-
0255/2023),

1. legt den folgenden Standpunkt in erster Lesung fest;

2. fordert die Kommission auf, es erneut zu befassen, falls sie ihren Vorschlag ersetzt, entscheidend 
ändert oder beabsichtigt, ihn entscheidend zu ändern;

3. beauftragt seine Präsidentin, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der Kommission sowie 

1 Noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht.
2 Noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht.
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Änderungsantrag 1

ABÄNDERUNGEN DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS*

zum Vorschlag der Kommission

---------------------------------------------------------

Vorschlag für eine

VERORDNUNG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES

zur Änderung der Verordnungen (EU) 2019/943 und (EU) 2019/942 sowie der 
Richtlinien (EU) 2018/2001 und (EU) 2019/944 zur Verbesserung der Gestaltung der 

Elektrizitätsmärkte in der EU

(Text von Bedeutung für den EWR)

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf 

Artikel 194 Absatz 2,

auf Vorschlag der Europäischen Kommission,

nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die nationalen Parlamente,

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses, 

nach Stellungnahme des Ausschusses der Regionen, 

gemäß dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Seit September 2021 sind auf den Elektrizitätsmärkten sehr hohe Preise und 

Schwankungen zu verzeichnen. Wie die Agentur der Europäischen Union für die 

Zusammenarbeit der Energieregulierungsbehörden (ACER) in ihrer Bewertung zur 

* Textänderungen: Der neue bzw. geänderte Text wird durch Fett- und Kursivdruck gekennzeichnet; 
Streichungen werden durch das Symbol ▌ gekennzeichnet.
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Gestaltung des Stromgroßhandelsmarktes der EU1 vom April 2022 dargelegt hat, ist 

dies hauptsächlich eine Folge der Gasversorgungskrise und des hohen Gaspreises, da 

Gas zur Stromerzeugung genutzt wird. Zusätzliche Faktoren wie Wartung, 

Korrosionsprobleme oder Ausfälle, die in mehreren Kernreaktoren aufgetreten sind, 

sowie eine geringe Wasserkraftleistung haben den Anstieg der Strompreise weiter 

verstärkt. 

(2) Die Eskalation der militärischen Aggression Russlands gegen die Ukraine, eine 

Vertragspartei der Energiegemeinschaft, und die damit verbundenen internationalen 

Sanktionen seit Februar 2022 haben zu Störungen der globalen Energiemärkte geführt, 

das Problem der hohen Gaspreise verschärft und sich in der Folge erheblich auf die 

Strompreise ausgewirkt. Zudem hat die ungerechtfertigte russische Invasion in der 

Ukraine zu Unsicherheit hinsichtlich der Versorgung mit anderen fossilen 

Energierohstoffen wie Steinkohle und Rohöl geführt, die in Stromerzeugungsanlagen 

verwendet werden. Dadurch nahmen die Strompreisschwankungen noch einmal 

erheblich zu.

(3) Als Reaktion darauf enthielt die von der Kommission im Oktober 2021 vorgelegte 

Mitteilung zu den Energiepreisen eine Toolbox mit Maßnahmen, die die EU und ihre 

Mitgliedstaaten nutzen können, um die unmittelbaren Auswirkungen der hohen 

Energiepreise auf Haushalte und Unternehmen zu bewältigen (u. a. durch finanzielle 

Unterstützung, Steuererleichterungen, Maßnahmen für Gas- und 

Energieeinsparungen und zur Gasspeicherung) und um die Widerstandsfähigkeit 

gegenüber künftigen Preisschocks zu stärken. In ihrer Mitteilung vom 8. März 2022 

mit dem Titel „REPowerEU: gemeinsames europäisches Vorgehen für 

erschwinglichere, sichere und nachhaltige Energie“2 umriss die Kommission eine 

Reihe zusätzlicher Maßnahmen, um die Toolbox zu stärken und auf die steigenden 

Energiepreise zu reagieren. Am 23. März 2022 führte die Kommission zudem eine 

1 Agentur der Europäischen Union für die Zusammenarbeit der Energieregulierungsbehörden „ACER’s 
Final Assessment of the EU Wholesale Electricity Market Design“ (Abschließende Bewertung der 
Gestaltung des Stromgroßhandelsmarktes der EU durch ACER), April 2022.

2 Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Europäischen Rat, den Rat, den 
Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen „REPowerEU: 
gemeinsames europäische Vorgehen für erschwinglichere, sichere und nachhaltige Energie“ 
(COM(2022) 108 final).
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befristete Regelung für staatliche Beihilfen ein, um bestimmte Subventionen zur 

Abfederung der Auswirkungen der hohen Energiepreise zu ermöglichen.3

(4) Am 18. Mai 2022 legte die Kommission den REPowerEU-Plan4 vor, mit dem 

zusätzliche Maßnahmen mit Schwerpunkt auf Energieeinsparungen, der 

Diversifizierung der Energieversorgung, erhöhten Energieeffizienzzielen und dem 

beschleunigten Ausbau erneuerbarer Energien eingeführt wurden, um die 

Abhängigkeit der Union von fossilen Brennstoffen aus Russland zu beenden, wobei 

auch vorgeschlagen wurde, das Ziel der Union für erneuerbare Energien bis 2030 auf 

45 % anzuheben. Darüber hinaus wurden in der Mitteilung über kurzfristige 

Energiemarktinterventionen und langfristige Verbesserungen der 

Strommarktgestaltung5 nicht nur weitere kurzfristige Maßnahmen zur Begrenzung des 

Energiepreisanstiegs festgelegt, sondern auch Bereiche ermittelt, in denen die 

Gestaltung des Elektrizitätsmarkts verbessert werden könnte, und es wurde die 

Absicht angekündigt, diese Bereiche im Hinblick auf eine Änderung des 

Rechtsrahmens zu bewerten.

(5) Um der Preiskrise sowie Sicherheitsbedenken rasch zu begegnen und den 

Preissteigerungen für die Bürgerinnen und Bürger entgegenzuwirken, hat die Union 

auf der Grundlage einer Reihe von Kommissionsvorschlägen eine strenge Regelung 

über die Gasspeicherung6, wirksame Maßnahmen zur Nachfragesenkung bei Gas und 

Strom7, Preisbegrenzungsregelungen zur Vermeidung von Zufallsgewinnen sowohl 

auf dem Gas- als auch dem Elektrizitätsmarkt8 sowie Maßnahmen zur Beschleunigung 

3 Mitteilung der Kommission „Befristeter Krisenrahmen für staatliche Beihilfen zur Stützung der 
Wirtschaft infolge der Aggression Russlands gegen die Ukraine“ (C 131 I/01, C(2022)1890.

4 Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Europäischen Rat, den Rat, den 
Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen „REPowerEU-Plan“ 
(COM(2022) 230 final).

5 Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den Europäischen Wirtschafts- und 
Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen „Kurzfristige Energiemarktinterventionen und 
langfristige Verbesserungen der Strommarktgestaltung – ein Lösungsansatz“ (COM(2022) 236 final).

6 Verordnung (EU) 2022/1032 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. Juni 2022 zur 
Änderung der Verordnungen (EU) 2017/1938 und (EG) Nr. 715/2009 im Hinblick auf die 
Gasspeicherung (ABl. L 173 vom 30.6.2022, S. 17).

7 Verordnung (EU) 2022/1369 des Rates vom 5. August 2022 über koordinierte Maßnahmen zur Senkung 
der Gasnachfrage (ABl. L 206 vom 8.8.2022, S. 1) und Verordnung (EU) 2022/1854 des Rates vom 
6. Oktober 2022 über Notfallmaßnahmen als Reaktion auf die hohen Energiepreise (ABl. L 261 vom 
7.10.2022, S. 1). 7 Verordnung (EU) 2022/1854 des Rates vom 6. Oktober 2022 über Notfallmaßnahmen 
als Reaktion auf die hohen Energiepreise (ABl. L 261 vom 7.10.2022, S. 1).
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der Genehmigungsverfahren für Anlagen zur Erzeugung erneuerbarer Energie9 

verabschiedet.

(6) Mit einem gut integrierten Markt, der auf dem 2018 und 2019 verabschiedeten Paket 

„Saubere Energie für alle Europäer“10 aufbaut, sollte es der Union unter allen 

Bedingungen, auch während Strompreiskrisen möglich sein, die wirtschaftlichen 

Vorteile eines Energiebinnenmarkts zu nutzen, die Versorgungssicherheit zu 

gewährleisten und den Dekarbonisierungsprozess fortzusetzen, um das Ziel der 

Klimaneutralität zu erreichen. Auch grenzüberschreitende Verbindungsleitungen 

gewährleisten einen sichereren, zuverlässigeren und effizienteren Betrieb des 

Stromnetzes sowie größere Widerstandsfähigkeit gegenüber kurzfristigen 

Preisschocks. Zu diesem Zweck sollte die Kommission prüfen, wie sich die 

Überwachung und Durchsetzung der Verordnung (EU) 2019/943 verbessern lässt, 

darunter die Verpflichtung, 70 % der Verbindungsleitungskapazitäten für den 

grenzüberschreitenden Handel bereitzustellen. Darüber hinaus sollte die 

Kommission prüfen, diese Verpflichtung anzuheben und mögliche Ausnahmen zu 

beschränken, um den Strommarkt für ein Energiesystem bereit zu machen, das 

hauptsächlich auf erneuerbaren Energiequellen basiert und für das eine verstärkte 

und bessere Vernetzung erforderlich ist, damit eine fortgesetzt hohe 

Versorgungssicherheit sichergestellt werden kann. 

(6a) Die Stärkung des Energiebinnenmarktes und die Verwirklichung der Klima- und 

Energiewendeziele machen eine umfassende Modernisierung des Elektrizitätsnetzes 

der Union erforderlich, um sie in die Lage zu versetzen, die beträchtliche Zunahme 

der Kapazität an erneuerbaren Energiequellen, schwankende Erzeugungsmengen, 

9 Verordnung (EU) 2022/2577 des Rates vom 22. Dezember 2022 zur Festlegung eines Rahmens für einen 
beschleunigten Ausbau der Nutzung erneuerbarer Energien (ABl. L 335 vom 29.12.2022, S. 36).

10 Verordnung (EU) 2018/1999 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 2018 über 
das Governance-System für die Energieunion und für den Klimaschutz (ABl. L 328 vom 21.12.2018, 
S. 1); Richtlinie (EU) 2018/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 2018 
zur Förderung der Nutzung von Energie aus erneuerbaren Quellen (ABl. L 328 vom 21.12.2018, S. 82); 
Richtlinie (EU) 2018/2002 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 2018 zur 
Änderung der Richtlinie 2012/27/EU zur Energieeffizienz (ABl. L 328 vom 21.12.2018, S. 210); 
Verordnung (EU) 2019/942 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 5. Juni 2019 zur Gründung 
einer Agentur der Europäischen Union für die Zusammenarbeit der Energieregulierungsbehörden 
(ABl. L 158 vom 14.6.2019, S. 22); Verordnung (EU) 2019/943 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 5. Juni 2019 über den Elektrizitätsbinnenmarkt (ABl. L 158 vom 14.6.2019, S. 54); Richtlinie 
(EU) 2019/944 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 5. Juni 2019 mit gemeinsamen 
Vorschriften für den Elektrizitätsbinnenmarkt (ABl. L 158 vom 14.6.2019, S. 125).
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veränderliche Stromflussmuster in Europa und die neu aufkommende Nachfrage, 

z. B. durch Elektrofahrzeuge oder Wärmepumpen, zu bewältigen. Investitionen in 

die Netze sind für das reibungslose Funktionieren des Binnenmarktes, die 

Integration erneuerbarer Energiequellen, die Stärkung der Versorgungssicherheit 

und die wirksame Zusammenführung von Energieangebot und -nachfrage in 

Kontexten, in denen diese weiter voneinander entfernt sind, von entscheidender 

Bedeutung, und die Erreichung der Klima- und Energieziele der Union erfordert 

eine effiziente Ressourcennutzung innerhalb der Grenzen und über die Grenzen 

hinweg. Bis Ende 2030 wird die Union 584 Mrd. EUR an Investitionen benötigen, 

um allein den Bedarf an Stromnetzen – sowohl für die Übertragung als auch für die 

Verteilung – zu decken. Besonders große Herausforderungen sind auf der 

Verteilungsebene spürbar, da immer mehr Erzeugungskapazitäten für erneuerbare 

Energien in die Verteilernetze eingespeist werden, die die meisten neuen Projekte im 

Bereich der erneuerbaren Energien aufnehmen, aber auch, weil die Entwicklung in 

Richtung Elektrifizierung und intelligentere Energienachfrage tendiert. Gelingt es 

nicht, die Verteilungsnetze entsprechend auszubauen, zu modernisieren und 

intelligenter zu gestalten, könnte dies die Erreichung der Ziele der Union für 

erneuerbare Energiequellen gefährden und den Anschluss weiterer Kapazitäten für 

erneuerbare Energiequellen an das Netz verzögern, was die Möglichkeit der 

Verbraucher, sich aktiv an der Energiewende zu beteiligen, beeinträchtigen könnte 

und die Vollendung des Energiebinnenmarktes letztlich verzögern würde.

(6b) Ein miteinander verbundenes europäisches Elektrizitätsnetz ist für die europäische 

Versorgungssicherheit und Wettbewerbsfähigkeit sowie für eine bessere 

Verwirklichung der Dekarbonisierungsziele, zu denen sich die Union verpflichtet 

hat, unerlässlich, um erschwingliche, sichere und nachhaltige Energie zu 

ermöglichen. Daher sollte jede Reform des Strommarktes der Union zu einem 

stärker integrierten europäischen Stromnetz beitragen. Es kommt insbesondere 

darauf an, dafür zu sorgen, dass jeder Mitgliedstaat über eine Verbindungskapazität 

von mindestens 15 % verfügt, die es ermöglicht, in seinem Hoheitsgebiet erzeugten 

Strom über seine Grenzen hinweg in die Nachbarländer zu transportieren. Dies ist 

besonders wichtig für die Iberische Halbinsel und andere europäische Regionen, 

deren Netzverbindungen ausgebaut werden müssen, wobei jedoch aufgrund 
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verschiedener hindernder Faktoren weiterhin nur zögerliche Fortschritte zu 

verzeichnen sind. Daher sollten die Union und die Mitgliedstaaten ihre 

Zusammenarbeit verstärken, um Hindernisse zu beseitigen, die Finanzierung zu 

erleichtern und sämtliche Verfahren zu beschleunigen, mit denen sichergestellt 

wird, dass die in Artikel 4 Buchstabe d Nummer 1 der Verordnung (EU) 2018/1999 

festgelegte Stromverbundvorgabe von mindestens 15 % für 2030 erreicht wird.

(6c) Der Auf- und Ausbau des Elektrizitätsnetzes und der Vernetzungsinfrastruktur der 

Union, wie z. B. die Vorhaben von gemeinsamem europäischen Interesse innerhalb 

des Rahmens des transeuropäisches Energienetzes, darunter Unterseekabelprojekte, 

können dazu beitragen, Randgebiete und Inseln anzuschließen und so allen 

Bürgerinnen und Bürgern der Union eine angemessene Konnektivität zu bieten. 

Gezielte Investitionen in die Wiederbelebung abgelegener Gebiete, wie Inseln oder 

ländliche Gebiete, können den Bürgerinnen, Bürgern und Unternehmen 

beachtliche Möglichkeiten eröffnen, an der Energiewende und dem digitalen 

Wandel der Union teilzuhaben. Die Regionen in äußerster Randlage gemäß 

Artikel 349 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV), in 

dem ihre besonderen Gegebenheiten anerkannt werden und die Annahme 

spezifischer Maßnahmen für sie vorgesehen ist, sollten besonders berücksichtigt 

werden.

(7) Zudem hat die derzeitige Gestaltung des Elektrizitätsmarkts zur Entstehung neuer und 

innovativer Produkte, Dienstleistungen und Maßnahmen auf den 

Stromendkundenmärkten beigetragen, die Energieeffizienz und die Nutzung 

erneuerbarer Energien unterstützt und die Auswahl verbessert, sodass es für die 

Verbraucher einfacher wird, ihre Energiekosten zu senken, auch durch kleine 

Erzeugungsanlagen und neue Dienstleistungen zur Laststeuerung. Das Potenzial, das 

in der Digitalisierung des Energiesystems liegt und unter anderem in der aktiven 

Beteiligung der Verbraucher besteht, sollte als wichtiges Element unserer künftigen 

Elektrizitätsmärkte und -systeme genutzt werden und ihnen als Grundlage dienen. 

Gleichzeitig müssen die Entscheidungen der Verbraucher respektiert werden, private 

Haushalte müssen als Verbraucher vor hohen Preisen, Manipulation und 

Missbrauch geschützt werden und die Verbraucher müssen selbst die Möglichkeit 

haben, aus einer Vielzahl von Vertragsangeboten auszuwählen. Die Integration des 
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Energiesystems sollte als Planung und Betrieb des Gesamtsystems unter 

Einbeziehung verschiedener Energieträger, Infrastrukturen und 

Verbrauchssektoren verstanden werden, indem eine stärkere Verknüpfung 

untereinander geschaffen wird, die aufeinander abgestimmt und durch die 

Digitalisierung unterstützt werden, mit dem Ziel, erschwingliche, zuverlässige und 

ressourceneffiziente Energiedienstleistungen zu den geringstmöglichen Kosten für 

die Gesellschaft zu erbringen.

(8) Vor dem Hintergrund der Energiekrise hat die derzeitige Gestaltung des 

Elektrizitätsmarkts jedoch auch eine Reihe wichtiger Mängel und unerwarteter 

Auswirkungen offenbart, die mit den Auswirkungen der hohen und schwankenden 

Preise für fossile Brennstoffe auf die Kurzfriststrommärkte im Zusammenhang stehen 

und dazu führen, dass Haushalte und Unternehmen erheblichen Preisspitzen ausgesetzt 

sind, die sich auf ihre Stromkosten auswirken. 

(9) Ein schnellerer Ausbau erneuerbarer Energien und sauberer flexibler Technologien ist 

der nachhaltigste und kostengünstigste Weg, um die Nachfrage nach fossilen 

Brennstoffen für die Stromerzeugung und deren direkten Verbrauch durch die 

Elektrifizierung und Integration des Energiesystems strukturell zu reduzieren. 

Erneuerbare Energiequellen können dank ihrer niedrigen Betriebskosten die 

Strompreise in der gesamten Union positiv beeinflussen und den ▌Verbrauch fossiler 

Brennstoffe verringern. 

(10) Die Änderungen der Gestaltung des Elektrizitätsmarkts sollten sicherstellen, dass die 

Vorteile der zunehmenden Nutzung von Strom aus erneuerbaren Quellen und der 

Energiewende insgesamt den Verbrauchern, auch den schutzbedürftigsten, 

zugutekommen, und diese letztlich vor Energiekrisen schützen sowie verhindern, dass 

noch mehr Haushalte in die Energiearmutsfalle geraten. Sie sollten die Auswirkungen 

hoher Preise für fossile Brennstoffe, insbesondere für Gas, auf die Strompreise 

abmildern, damit Haushalte und Unternehmen langfristig die Vorteile erschwinglicher 

und sicherer Energie aus nachhaltigen erneuerbaren und CO2-armen Quellen nutzen 

können, desgleichen können energieeffiziente Lösungen bei der Senkung der 

Gesamtenergiekosten eine Rolle spielen, wodurch sich der Ausbaubedarf von 

Stromnetzen und Erzeugungskapazitäten reduzieren lassen könnte. 
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(11) Die Reform der Elektrizitätsmarktgestaltung sollte darauf abzielen, erschwingliche 

und wettbewerbsfähige Strompreise für alle Verbraucher zu erreichen. Sie sollte 

somit nicht nur den Haushaltskunden zugutekommen, sondern auch die 

Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaftszweige der Union verbessern, indem ihnen 

Möglichkeiten für Investitionen in saubere Technologien geboten werden, die sie 

benötigen, um den Übergang zur Klimaneutralität zu vollziehen. Die Energiewende in 

der Union muss sich auf eine solide Grundlage für die Herstellung sauberer 

Technologien stützen. Die Reformen werden die Industrie darin unterstützen, ihren 

Zugang zu einer erschwinglichen und kontinuierlichen Versorgung mit sauberem 

Strom und Wärme zu sichern, und zu einer erschwinglichen Elektrifizierung der 

Industrie beitragen, unter anderem durch den Einsatz erneuerbarer Energiequellen 

vor Ort und hocheffizienter Kraft-Wärme-Kopplung, und die weltweite 

Führungsrolle der Union im Bereich der Forschung und Innovation zu sauberen 

Energietechnologien unterstützen. 

(12) Gut funktionierende und effiziente Kurzfristmärkte sind ein Schlüsselinstrument, um 

erneuerbare Energien und Flexibilitätsquellen in den Markt zu integrieren, und 

erleichtern auf kosteneffiziente Weise die Integration des Energiesystems. 

(12a) Der Rechnungshof kam in seinem Sonderbericht 03/2023 mit dem Titel „Integration 

des Elektrizitätsbinnenmarkts“ zu dem Schluss, dass der Elektrizitätsbinnenmarkt 

durch seinen Regulierungsansatz und Schwächen in seinem Governance-Rahmen 

behindert wird, was zu Verzögerungen und einem unvollständigen 

Marktüberwachungssystem führt. Daher sollte die Kommission die Wirksamkeit der 

derzeitigen Struktur des Elektrizitätsmarktes und die Funktionsweise des 

Kurzfristmarktes, die Entwicklung der Stromerzeugungskapazität und die Qualität 

der für Endverbraucher erbrachten Dienstleistungen in jedem Mitgliedstaat sowie 

die Eignung des derzeitigen Rechts- und Finanzierungsrahmens der Union für 

Verteilernetze zur Verwirklichung der Ziele der Union in Bezug auf erneuerbare 

Energiequellen und den Energiebinnenmarkt bewerten. Die Kommission sollte 

außerdem etwaige Ineffizienzen auf dem Elektrizitätsbinnenmarkt bewerten und 

Maßnahmen zu europäischen Handelsplattformen für langfristige Primär- und 

Sekundärmärkte prüfen, einschließlich Maßnahmen zur Schaffung von Liquidität 

und Transparenz, wie etwa die Verpflichtungen für Erzeuger und Verbraucher, 
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Verträge über eine Mindestmenge an Produkten in öffentlichen zentralisierten 

Auktionen abzuschließen, um Liquidität zu schaffen.

(13) Intraday-Märkte sind besonders wichtig, um variable erneuerbare Energiequellen zu 

den geringsten Kosten in das Elektrizitätssystem zu integrieren, da sie den 

Marktteilnehmern die Möglichkeit bieten, bei Stromengpässen oder -überschüssen 

Handelstransaktionen näher am Lieferzeitpunkt durchzuführen. Da die Erzeuger von 

Energie aus variablen erneuerbaren Quellen ihre Erzeugungsmenge erst kurz vor dem 

Lieferzeitpunkt genau abschätzen können, ist es für sie von entscheidender Bedeutung, 

dass sie so nah am Zeitpunkt der Stromlieferung wie möglich Zugang zu einem 

liquiden Markt und damit maximale Handelsmöglichkeiten haben. 

(14) Daher ist es wichtig, dass sich die Intraday-Märkte an die Beteiligung variabler 

Erneuerbare-Energien-Technologien wie Solar- und Windenergietechnologien sowie 

an die Beteiligung von Laststeuerung und Energiespeicherung anpassen. Die 

Liquidität der Intraday-Märkte sollte durch die gemeinsamen Auftragsbücher der 

Marktbetreiber innerhalb einer Gebotszone verbessert werden, auch wenn die 

zonenübergreifenden Kapazitäten null betragen oder nach dem Zeitpunkt der 

Schließung des Intraday-Marktes. Um sicherzustellen, dass NEMO (nominated 

electricity market operator – nominierte Strommarktbetreiber) die Auftragsbücher 

im Day-Ahead- und im Intraday-Zeitbereich teilen, sollten NEMO alle Aufträge an 

die einheitliche Day-Ahead-Marktkopplung und die einheitliche Intraday-

Marktkopplung übermitteln und den Handel mit Day-Ahead- und Intraday-

Produkten oder Produkten mit ähnlichen Merkmalen nicht außerhalb der 

einheitlichen Day-Ahead-Marktkopplung und der einheitlichen Intraday-

Marktkopplung organisieren. Um dem inhärenten Risiko der Diskriminierung beim 

Handel mit Day-Ahead- und Intraday-Produkten innerhalb und außerhalb der 

einheitlichen Day-Ahead- und Intraday-Kopplung zu begegnen, sollte diese 

Verpflichtung für NEMO und für Unternehmen gelten, die direkt oder indirekt die 

Kontrolle über einen NEMO ausüben oder Rechte an einem NEMO haben. Darüber 

hinaus sollte der Zeitpunkt der Schließung des Intraday-Marktes näher am 

Lieferzeitpunkt liegen, um die Möglichkeiten der Marktteilnehmer zu 

Handelstransaktionen bei Stromengpässen und -überschüssen zu maximieren und zu 

einer besseren Integration variabler erneuerbarer Energien in das Stromsystem 
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beizutragen, sofern diese Maßnahme keine negativen Auswirkungen auf die 

Sicherheit des nationalen Stromsystems, die Kosteneffizienz und die 

Treibhausgasemissionen hat und die Integration erneuerbarer Energiequellen 

erleichtert. 

(15) Zusätzlich sollten die Kurzfriststrommärkte durch Verringerung der 

Mindestgebotsgröße sicherstellen, dass auch kleine Flexibilitätsdienstleister 

teilnehmen können. 

(16) Die Sicherstellung der effizienten Integration von Strom aus variablen erneuerbaren 

Energiequellen und die Senkung des Bedarfs an Strom aus fossilen Brennstoffen sind 

ein Ziel der Union, dessen dringende Notwendigkeit sich in dieser Krise gezeigt hat. 

Aufbauend auf diesen Erfahrungen sollte die ACER eine Bewertung durchführen, 

inwieweit es Netzbetreibern möglich ist, ein Produkt zur Lastspitzenreduktion zu 

schaffen, um eine Senkung der Stromnachfrage und des Preises während 

Spitzenzeiten zu erreichen. Bei der Bewertung sollte berücksichtigt werden, dass 

Produkte zur Lastspitzenreduktion das Funktionieren der Elektrizitätsmärkte nicht 

verzerren und nicht zu einer Neuausrichtung von Laststeuerungsdiensten hin zu 

Produkten zur Lastspitzenreduktion führen dürfen. Bei der Bewertung sollten 

außerdem die spezifischen nationalen Entwicklungen berücksichtigt und die 

Möglichkeit der Beschaffung dieser Produkte unter normalen Umständen und 

während Strompreiskrisen geprüft werden. Unter Berücksichtigung der Bewertung 

sollte die Kommission gegebenenfalls einen Legislativvorschlag zur Änderung der 

Verordnung (EU) 2019/943 vorlegen, um Produkte zur Lastspitzenreduktion 

außerhalb von Situationen einer Strompreiskrise einzuführen.

(17) Damit die Verbraucher aktiv an den Elektrizitätsmärkten teilnehmen und selbst 

Flexibilitätsleistungen erbringen können, werden sie nach und nach mit intelligenten 

Messsystemen ausgestattet. In einigen Mitgliedstaaten verläuft die Einführung 

intelligenter Messsysteme jedoch noch schleppend, daher müssen die Mitgliedstaaten 

die Bedingungen für die Installation intelligenter Messsysteme verbessern, um 

schnellstmöglich eine umfassende Abdeckung zu erreichen. Verbraucher sollten 

jedoch das Recht haben, ein spezielles Messgerät zu nutzen oder die Nutzung eines 

speziellen Messgeräts zu beantragen, mit dessen flexibler Last sie an der 

Laststeuerung teilnehmen können, unabhängig davon, ob sie bereits mit einem 
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intelligenten Messsystem ausgestattet sind. Wenn noch keine intelligenten 

Messsysteme installiert sind oder die intelligenten Messsysteme keine ausreichende 

Datengranularität bieten, sollten die Übertragungs- und Verteilernetzbetreiber mit 

Zustimmung des Verbrauchers zusätzlich zu der Verwendung von Daten aus den 

intelligenten Messsystemen Daten spezieller Messgeräte verwenden können, die für 

Beobachtungszwecke und die Abrechnung von Flexibilitätsleistungen wie 

Laststeuerung und Energiespeicherung bestimmt sind. Die Möglichkeit, die Daten 

spezieller für Beobachtungzwecke und Abrechnung bestimmter Messgeräte zu nutzen, 

dürfte die aktive Beteiligung der Verbraucher am Markt und den Ausbau der 

Laststeuerung auf Verbraucherseite erleichtern. Die Verwendung der Daten dieser 

speziellen Messgeräte sollte mit Qualitätsanforderungen an die Daten einhergehen.

(18) Mit dieser Verordnung wird eine Rechtsgrundlage für die Verarbeitung 

personenbezogener Daten im Einklang mit Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe c der 

Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) geschaffen. Die Mitgliedstaaten sollten 

dafür sorgen, dass alle in der DSGVO festgelegten Grundsätze und Verpflichtungen 

zum Schutz personenbezogener Daten, auch in Bezug auf die Datenminimierung, 

eingehalten werden. Wenn das Ziel dieser Richtlinie ohne Verarbeitung 

personenbezogener Daten erreicht werden kann, sollten die Dienstleister 

anonymisierte und aggregierte Daten heranziehen.

(19) Verbraucher und Versorger benötigen wirksame und effiziente Terminmärkte, um ihr 

langfristiges Preisrisiko zu decken und die Abhängigkeit von kurzfristigen Preisen zu 

verringern. Damit Energiekunden in der gesamten Union in vollem Umfang von den 

Vorteilen integrierter Elektrizitätsmärkte und des unionsweiten Wettbewerbs 

profitieren können, sollte das Funktionieren des Stromterminmarkts der Union durch 

die Bewertung und Umsetzung möglicher durchführbarer Lösungen innerhalb 

eines angemessenen Zeitraums im Rahmen der derzeitigen Marktstruktur verbessert 

werden, um die bestehende Marktfragmentierung und die geringe Liquidität in vielen 

Gebotszonen zu überwinden. Erwägenswert wären Verbesserungen wie häufigere 

Auktionen oder modifizierte Laufzeiten, die ordnungsgemäß bewertet werden 

sollten. Zugleich sollte die Kommission eine Bewertung der Auswirkungen der 

Einrichtung regionaler virtueller Hubs für den Terminmarkt auf das Funktionieren 

der Strommärkte vornehmen, einschließlich des geografischen Geltungsbereichs der 
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virtuellen Hubs als nicht physische Regionen, die mehr als eine Gebotszone 

abdecken, und der Methodik für die Berechnung der Referenzpreise für die 

regionalen virtuellen Hubs. 

▌

(21) Um die Möglichkeiten der Marktteilnehmer zur Absicherung zu verbessern, sollte die 

Rolle der zentralen Vergabeplattform ausgeweitet werden, die gemäß der Verordnung 

(EU) 2016/1719 der Kommission eingerichtet wurde. Die zentrale Vergabeplattform 

sollte als Struktur fungieren, die Vergabemöglichkeiten anbietet und den Handel mit 

finanziellen langfristigen Übertragungsrechten im Namen der 

Übertragungsnetzbetreiber zwischen den verschiedenen Gebotszonen und 

gegebenenfalls den regionalen virtuellen Hubs erleichtert. Die von den 

Marktteilnehmern für finanzielle Übertragungsrechte übermittelten Aufträge sollten 

durch eine gleichzeitige Zuweisung langfristiger zonenübergreifender Kapazität 

abgeglichen werden. Eine solche Abgleichung bzw. eine solche Zuweisung sollte 

gemäß Verordnung 2016/1719 der Kommission regelmäßig und häufiger erfolgen, 

um für ausreichende Liquidität sorgen und den Markteilnehmern damit effiziente 

Absicherungsmöglichkeiten zu bieten. Die langfristigen Übertragungsrechte sollten 

mit unterschiedlichen Vertragsdauern ausgegeben werden und Laufzeiten von einem 

Monat (Month-Ahead) bis zu mindestens drei Jahren (Three-Years-Ahead) aufweisen, 

um sie an den typischen Absicherungshorizont der Marktteilnehmer anzupassen. Die 

zentrale Vergabeplattform sollte der Überwachung und Durchsetzung unterliegen, um 

sicherzustellen, dass sie ihre Aufgaben ordnungsgemäß erfüllt.

(22) Die Netztarife sollten den Übertragungs- und Verteilernetzbetreibern Anreize bieten, 

Flexibilitätsleistungen, insbesondere Laststeuerung oder Speicherung, zu nutzen und 

dafür weitere innovative Lösungen zur Optimierung des bestehenden Netzes und zur 

Beschaffung von Flexibilitätsleistungen zu entwickeln. Im Hinblick darauf sollten die 

Netztarife so gestaltet werden, dass sie den Betriebs- und Kapitalausgaben der 

Netzbetreiber oder einer effizienten Kombination beider Arten von Ausgaben 

Rechnung tragen, damit die Netzbetreiber das Stromnetz kosteneffizient betreiben 

können. Dies würde darüber hinaus dazu beitragen, erneuerbare Energien zu den 

geringsten Kosten für das Stromsystem zu integrieren und den Nutzen der 

Flexibilitätslösungen von Endkunden weiter erhöhen.
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(22a) Die Energiewende erfordert eine rasche Beschleunigung des Einsatzes erneuerbarer 

Onshore- und Offshore-Energie sowie eine elektrifizierte Nachfrage, mit der die 

Sektorkopplung gefördert wird. Ein solcher zügiger Ausbau der Anlagen stellt 

zusammen mit der inhärenten Komplexität der Verwaltung eines 

Elektrizitätssystems mit variablen und verteilten Ressourcen eine erhebliche 

Herausforderung für die Netze dar. Im Allgemeinen wird das Übertragungsnetz 

große Mengen an Onshore- und Offshore-Kapazitäten erneuerbarer Energie 

umfassen und den Strom in Nachfragegebiete übertragen, sodass die 

Mitgliedstaaten stärker miteinander verbunden und Stromflüsse von dezentralen 

erneuerbaren Energiequellen in andere Nachfragegebiete ermöglicht werden. Das 

Verteilernetz wird die meisten neuen Onshore-Kapazitäten für erneuerbare Energie 

sowie die elektrifizierte und intelligente Haushaltsnachfrage umfassen. Die 

Regulierungsbehörden werden wesentlich dazu beitragen, sicherzustellen, dass 

ausreichende Investitionen für die erforderliche Netzentwicklung, den Netzausbau, 

und die Netzverstärkung bereitgestellt werden. Die Regulierungsbehörden sollten 

die Nutzung vorgezogener Investitionen und die Beschleunigung des Netzausbaus 

fördern, um den beschleunigten Einsatz erneuerbarer Energiequellen und den 

intelligenten elektrifizierten Bedarf, etwa von Elektrofahrzeugen, 

Ladeinfrastrukturen und dem Einsatz von Wärmepumpen, zu decken, wobei 

gegebenenfalls der Bedarf an Elektrizitätsnetzen, der sich in nationalen oder 

lokalen Entwicklungsplänen für die Wirtschaftszweige Energie, Elektrofahrzeuge 

und Wärmeerzeugung widerspiegelt, sorgfältig zu berücksichtigen ist. Dies kann 

insbesondere in ausgewiesenen Gebieten zur beschleunigten Nutzung erneuerbarer 

Energie der Fall sein, in denen vorgezogene Investitionen entscheidend dazu 

beitragen werden, dass Netze Möglichkeiten statt Engpässe schaffen. Die Netztarife 

sollten so ausgelegt sein, dass sie den Netzbetreibern die richtigen Anreize bieten, 

indem sie die rechtzeitige Anerkennung klassischer Investitionen in physische Netze 

und angemessener Renditen mit flexibel wiedergegebenen Betriebskosten 

kombinieren. Alle Hindernisse, die in nationalen Regelungen vorliegen und 

notwendige und effiziente Investitionen beeinträchtigen, sollten beseitigt werden.

(23) Erneuerbare Offshore-Energiequellen wie Offshore-Windenergie, Meeresenergie und 

schwimmende Fotovoltaikanlagen werden beim Aufbau eines weitgehend auf 



PE747.032v02-00 20/132 RR\1284103DE.docx

DE

erneuerbaren Energien beruhenden Energiesystems und bei der Gewährleistung der 

Klimaneutralität bis 2050 eine entscheidende Rolle spielen. Es gibt jedoch erhebliche 

Hindernisse, die einer breiteren und effizienten Nutzung entgegenstehen und damit 

den massiven Ausbau verhindern, der zur Verwirklichung dieser Ziele erforderlich ist. 

Ähnliche Hindernisse könnten künftig auch bei anderen Offshore-Technologien 

auftreten. ▌Um das Investitionsrisiko für die Träger solcher Offshore-Projekte zu 

verringern, können Instrumente wie Strombezugsverträge oder zweiseitige 

Differenzverträge ausgegeben werden. Um sicherzustellen, dass Projekte in einer 

Offshore-Gebotszone uneingeschränkten Zugang zu den umliegenden Märkten haben, 

sollten die Übertragungsnetzbetreiber den Zugang von Offshore-Projekten zur 

Kapazität der jeweiligen hybriden Verbindungsleitung für alle Marktzeiteinheiten 

garantieren. Werden vorbehaltlich einer koordinierten Entscheidung der betroffenen 

Mitgliedstaaten die in dem Netzanschlussvertrag oder in einem kritischen 

Netzelement vereinbarten verfügbaren Übertragungskapazitäten so weit verringert, 

dass der gesamte erzeugte Strom, den das Offshore-Projekt andernfalls hätte 

exportieren können, nicht auf den Markt gelangen kann, so sollten die 

Übertragungsnetzbetreiber, die für die Notwendigkeit der Kapazitätsbegrenzung 

verantwortlich sind, künftig dem Offshore-Projektbetreiber unter Verwendung von 

Mehreinnahmen aus Engpasserlösen, die aufgrund der Kapazitätsbegrenzung auf 

der Verbindungsleitung zusätzlich erzielt wurden, einen teilweisen Ausgleich 

gewähren können. Dieser Ausgleich sollte sich nur auf die für den Markt zur 

Verfügung stehende Erzeugungskapazität beziehen, die wetterabhängig sein kann, 

nicht jedoch auf Ausfälle oder Wartungsarbeiten des Offshore-Projekts. Dieser 

Ausgleich kann nicht alle Risiken abdecken, denen der Offshore-Stromerzeuger 

ausgesetzt ist, sondern nur diejenigen, die mit der einzigartigen topografischen Lage 

von Offshore-Hybridprojekten verbunden sind, die an mehr als einen Markt 

angeschlossen sind. Die Einzelheiten einschließlich der Bedingungen für die 

Beendigung der Maßnahme sowie eine Methode für die Berechnung dieses 

Ausgleichs sollten in einem Durchführungsrechtsakt festgelegt werden.

(24) Auf dem Day-Ahead-Großhandelsmarkt werden zunächst die Kraftwerke mit 

niedrigeren Grenzkosten eingesetzt; der Preis für alle Marktteilnehmer bei 

Marktclearing wird jedoch durch das letzte Kraftwerk bestimmt, das zur Deckung der 
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Nachfrage benötigt wird, nämlich das Kraftwerk mit den höchsten Grenzkosten. In 

diesem Zusammenhang hat die Energiekrise gezeigt, dass ein Preisanstieg bei Gas und 

Steinkohle zu außergewöhnlichen und dauerhaften Steigerungen der Preise führen 

kann, zu denen der aus Gas und Kohle erzeugte Strom auf dem Day-Ahead-

Großhandelsmarkt angeboten wird. Dies wiederum hat in der gesamten Union zu 

außergewöhnlich hohen Preisen auf dem Day-Ahead-Markt geführt, da Gas- und 

Kohlekraftwerke unter den zur Deckung der Stromnachfrage benötigten Kraftwerken 

häufig die mit den höchsten Grenzkosten sind.

(25) Da der Preis auf dem Day-Ahead-Markt als Referenz für den Preis auf anderen 

Stromgroßhandelsmärkten dient und alle Marktteilnehmer denselben Clearingpreis 

erhalten, wurden bei der Nutzung von Technologien mit deutlich niedrigeren 

Grenzkosten durchweg hohe Einnahmen erzielt.

(25a) Die Reform der Gestaltung des Elektrizitätsmarkts sollte alle Verbraucher, 

Haushalte, kleinen und mittleren Unternehmen und die Industrie vor starken 

Preisschocks schützen. Daher sollte die Kommission auf der Grundlage der 

gewonnenen Erkenntnisse angesichts der Erfahrungen mit diesen Mechanismen 

auf internationaler Ebene und der Veränderungen und neuen Entwicklungen auf 

dem Strommarkt der Union auch Optionen für die Einführung eines 

vorübergehenden Entlastungsmechanismus prüfen.

(26) Um die Dekarbonisierungsziele der Union und die in REPowerEU festgelegten Ziele 

für mehr Energieunabhängigkeit zu erreichen, muss die Union den Ausbau der 

erneuerbaren Energien deutlich beschleunigen. In Anbetracht der zur Verwirklichung 

dieser Ziele erforderlichen Investitionen sollte der Markt sicherstellen, dass ein 

langfristiges Preissignal gesetzt wird.

(27) Innerhalb dieses Rahmens sollten die Mitgliedstaaten danach streben, die richtigen 

Marktbedingungen für langfristige marktbasierte Instrumente wie 

Strombezugsverträge (power purchase agreements, PPAs) zu schaffen. 

Strombezugsverträge sind bilaterale Bezugsvereinbarungen zwischen Stromerzeugern 

und -käufern. Sie gewährleisten langfristige Preisstabilität für den Kunden und die 

Sicherheit, die der Erzeuger benötigt, um die Investitionsentscheidung zu treffen. 

Dennoch gibt es nur in wenigen Mitgliedstaaten aktive Märkte für 
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Strombezugsverträge, sogenannte PPA-Märkte, wobei sich die Käufer in der Regel auf 

große Unternehmen beschränken, nicht zuletzt, weil es bei Strombezugsverträgen eine 

Reihe von Hindernissen gibt, insbesondere die Schwierigkeit, in diesen langfristigen 

Vereinbarungen das Zahlungsausfallrisiko des Käufers zu decken. Die Mitgliedstaaten 

sollten bei der Festlegung der Maßnahmen zur Verwirklichung der in ihren 

integrierten nationalen Energie- und Klimaplänen festgelegten Ziele für die 

Verringerung der CO2-Emissionen berücksichtigen, dass ein dynamischer PPA-Markt 

geschaffen werden muss. Regulatorische Unberechenbarkeit, Instabilität und 

rückwirkende Anwendung würden die Fähigkeit von PPA untergraben, zur 

Energieunabhängigkeit und Umstellung auf saubere Energie beizutragen.

(28) Gemäß Artikel 15 Absatz 8 der Richtlinie (EU) 2018/2001 des Europäischen 

Parlaments und des Rates müssen die Mitgliedstaaten die rechtlichen und 

administrativen Hindernisse für langfristige Verträge über den Bezug von 

erneuerbarem Strom bewerten, unbegründete Hindernisse beseitigen und die 

Verbreitung solcher Verträge unterstützen. Darüber hinaus müssen die Mitgliedstaaten 

in ihren integrierten nationalen Energie- und Klimaplänen Strategien und Maßnahmen 

beschreiben, die zur Verbreitung von Verträgen über den Bezug von erneuerbarem 

Strom beitragen sollen. Unbeschadet dieser Verpflichtung zur Berichterstattung über 

den sich auf den PPA-Markt auswirkenden Regelungsrahmen sollten die 

Mitgliedstaaten im Einklang mit den Artikeln 107 und 108 AEUV dafür sorgen, dass 

Instrumente zugänglich sind, mit denen Unternehmen, die auf dem PPA-Markt von 

Marktzutrittsschranken betroffen, aber finanziell gesund sind, finanzielle Risiken im 

Zusammenhang mit der Nichterfüllung der langfristigen Zahlungsverpflichtungen im 

Rahmen der Strombezugsverträge durch die Käufer mindern können. Die 

Mitgliedstaaten könnten beschließen, eine Garantieregelung zu Marktpreisen 

einzuführen. Die Mitgliedstaaten können solche Instrumente einführen, um 

Kunden, die von Zutrittsschranken zum Terminmarkt betroffen sind, 

Terminabsicherungsprodukte zugänglich zu machen. Die Mitgliedstaaten sollten 

darin Bestimmungen aufnehmen, die sicherstellen, dass eine Verminderung der 

Liquidität auf den Elektrizitätsmärkten vermieden wird, etwa durch Nutzung 

finanzieller Strombezugsverträge. Verträge über den Bezug von Strom aus fossilen 

Brennstoffen sollten die Mitgliedstaaten nicht fördern. Obwohl zwischen den 
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Verbrauchern grundsätzlich nicht diskriminiert werden sollte, könnten die 

Mitgliedstaaten beschließen, diese Instrumente unter Anwendung objektiver und 

diskriminierungsfreier Kriterien speziell auf bestimmte Verbraucherkategorien 

auszurichten. Stellt ein Mitgliedstaat jedoch fest, dass es ausreichend entwickelte 

Märkte für PPA gibt, um einen wirksamen Wettbewerb zu ermöglichen, so sollten 

öffentliche Garantieregelungen nur den Erwerb von Strom aus neuen erneuerbaren 

Energiequellen fördern. In diesem Zusammenhang und angesichts des erhöhten 

Unionsziels für erneuerbare Energiequellen und der dringenden Notwendigkeit, die 

derzeitige Geschwindigkeit der Einführung erneuerbarer Energiequellen deutlich 

zu beschleunigen, sollten die Mitgliedstaaten auch die Rolle der – etwa durch die 

Europäische Investitionsbank (EIB) oder andere Einrichtungen auf Unionsebene – 

auf Unionsebene bereitgestellten Instrumente berücksichtigen. Darüber hinaus sollte 

die Kommission zusätzliche Maßnahmen zur Erreichung des Ziels für erneuerbare 

Energiequellen ergreifen, die Instrumente auf Unionsebene wie europaweite 

Auktionen, insbesondere zusätzliche von der Union unterstützte Garantien für PPA 

und Differenzverträge, umfassen können, um den Aufbau zusätzlicher Kapazitäten 

für erneuerbare Energiequellen zu fördern, die mindestens den zusätzlichen 2,5 % 

zur Erreichung des Unionsziels von 45 % entsprechen. 

(29) Den Mitgliedstaaten stehen bei der Gestaltung und Bereitstellung öffentlicher 

Unterstützung mehrere Instrumente zur Verfügung, um die Entwicklung der PPA-

Märkte zu unterstützen. Es würde zur Entwicklung und zum Wachstum der PPA-

Märkte beitragen, wenn Projektträger im Bereich der erneuerbaren Energien, die an 

einer Ausschreibung für öffentlichen Unterstützung teilnehmen, einen Teil des 

erzeugten Stroms für den Verkauf im Rahmen eines Strombezugsvertrags reservieren 

können. Darüber hinaus sollten sich die Mitgliedstaaten bei der Bewertung der 

Angebote darum bemühen, Kriterien anzuwenden, mit denen für Akteure wie kleine 

und mittlere Unternehmen (KMU), die auf dem PPA-Markt von 

Marktzutrittsschranken betroffen sind, Anreize für den Zugang zum PPA-Markt 

geschaffen werden. Um den Zugang zu und die Verbreitung von 

Strombezugsverträgen zu erleichtern, sollten freiwillige standardisierte Verträge 

entwickelt werden, die Verfahren vereinfachen und dem Risikoprofil von Kunden 

unterschiedlicher Größe entsprechen. 
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(29a) Um ein besseres Verständnis der Entwicklung eines wachsenden Marktes wie des 

PPA-Marktes zu erlangen, sind neue Instrumente erforderlich. Daher sollte eine 

Datenbank auf Unionsebene eingerichtet werden, um die Erhebung einschlägiger 

Informationen über die in der Union geschlossenen Strombezugsverträge zu 

erleichtern. Diese Datenbank sollte als digitale Plattform fungieren und verwendet 

werden, um die Überwachung einschlägiger Informationen über die in der Union 

geschlossenen Strombezugsverträge durch ACER und Regulierungsbehörden zu 

erleichtern. Marktteilnehmer, die Datensätze von Strombezugsverträgen gemeldet 

haben, sollten keinen doppelten Berichterstattungspflichten im Hinblick auf diese 

Verträge unterliegen.

(30) Wenn Mitgliedstaaten beschließen, öffentlich finanzierte neue Investitionen in die 

Erzeugung von Strom aus CO2-armen, nichtfossilen Brennstoffen mit direkten 

Preisstützungssystemen zu fördern, um die Dekarbonisierungsziele der Union zu 

erreichen, sollten diese Systeme die Form zweiseitiger Differenzverträge oder 

äquivalenter Systeme, mit denen dieselben Ziele erreicht werden, haben, bei denen 

neben einer Einnahmengarantie auch eine Obergrenze für die Markteinnahmen der 

betreffenden Erzeugungsanlagen festgelegt wird. Diese Systeme sollten im Rahmen 

eines freiwilligen, wettbewerbsorientierten, offenen, transparenten, 

diskriminierungsfreien und kostenwirksamen Verfahrens im Einklang mit den 

Vorschriften für staatliche Beihilfen zugewiesen werden, um übermäßige 

Verzerrungen der effizienten Funktionsweise der Strommärkte zu vermeiden. Als 

neue Investitionen in die Stromerzeugung sollten Investitionen in neue 

Stromerzeugungsanlagen, Investitionen zum Repowering bestehender 

Stromerzeugungsanlagen oder Investitionen zur Erweiterung bestehender 

Stromerzeugungsanlagen gelten, wenn eine erhebliche Erhöhung der 

Stromerzeugungskapazität erreicht wird. Bei Investitionen zur Erweiterung 

bestehender Stromerzeugungsanlagen sollten zweiseitige Differenzverträge jedoch 

strikt auf den Anteil der gesamten Stromerzeugungskapazität beschränkt sein, der 

die Kosten der neuen Investitionen im Verhältnis zu den Gesamtinvestitionskosten 

in die Stromerzeugungsanlage abbildet.

(31) Solche zweiseitigen Differenzverträge würden sicherstellen, dass Erzeugereinnahmen, 

die auf öffentlich geförderte neue Investitionen in die Stromerzeugung zurückgehen, 



RR\1284103DE.docx 25/132 PE747.032v02-00

DE

unabhängiger von den schwankenden Preisen für Strom aus fossilen Brennstoffe 

werden, die in der Regel den Preis auf dem Day-Ahead-Markt vorgeben. 

(32) Soweit jedoch direkte Preisstützungssysteme der Mitgliedstaaten im Bereich der 

erneuerbaren Energien auf zweiseitige Differenzverträge beschränkt sind, sollte dies 

auf CO2-arme Technologien für die Nutzung nichtfossiler Brennstoffe mit niedrigen 

und stabilen Betriebskosten sowie auf Technologien beschränkt bleiben, die dem 

Stromsystem in der Regel keine Flexibilität ermöglichen, und nicht für Technologien 

gelten, die sich in einem frühen Stadium ihrer Markteinführung befinden. Dies ist 

notwendig, um zu gewährleisten, dass die wirtschaftliche Tragfähigkeit von 

Erzeugungstechnologien mit hohen Grenzkosten nicht gefährdet wird, und um für 

Technologien, die dem Stromsystem Flexibilität ermöglichen, weiterhin den Anreiz zu 

bieten, den mit ihnen erzeugten Strom auf dem Elektrizitätsmarkt auf der Grundlage 

ihrer Opportunitätskosten anzubieten. Darüber hinaus sollte die Beschränkung, direkte 

Preisstützungssysteme in Form zweiseitiger Differenzverträge oder äquivalenter 

Systeme, mit denen dieselben Ziele erreicht werden, festzulegen, nicht für Strom aus 

den in Artikel 19b Absatz 2 der Verordnung (EU) 2019/943 genannten 

Energiequellen mit mehr als 1 MW installierter Kapazität und mehr als 6 MW, 

wenn es sich bei dem Vorhaben um eine Bürgerenergiegemeinschaft oder eine 

Erneuerbare-Energie-Gemeinschaft handelt, sowie für neu aufkommende 

Technologien gelten, für deren Einführung möglicherweise andere Arten direkter 

Preisstützungssysteme bessere Anreize schaffen könnten. Die Beschränkung sollte die 

mögliche Ausnahme für Kleinanlagen und Demonstrationsvorhaben gemäß Artikel 4 

Absatz 3 der Verordnung (EU) 2018/2001 ▌unberührt lassen und den Besonderheiten 

von Erneuerbare-Energie-Gemeinschaften gemäß Artikel 22 Absatz 7 der genannten 

Richtlinie Rechnung tragen.

(33) Angesichts der Notwendigkeit, Rechtssicherheit für die Erzeuger zu schaffen, sollte 

die Verpflichtung der Mitgliedstaaten, direkte Preisstützungssysteme für die 

Stromerzeugung in Form zweiseitiger Differenzverträge anzuwenden, nur für neue 

Investitionen in die Erzeugung von Strom aus den im vorstehenden Erwägungsgrund 

genannten Quellen gelten und wenn diese Verträge nach ... [ein Jahr nach dem 

Inkrafttreten dieser Änderungsverordnung] abgeschlossen werden.
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(34) Dank der Obergrenze für die Markteinnahmen dürften direkte Preisstützungssysteme 

in Form zweiseitiger Differenzverträge in Zeiten hoher Energiepreise eine zusätzliche 

Einnahmequelle für die Mitgliedstaaten sein. Um die Auswirkungen hoher 

Strompreise auf die Energiekosten der Verbraucher weiter abzumildern, sollten die 

Mitgliedstaaten dafür sorgen, dass die von den Erzeugern erzielten Einnahmen, die 

direkten Preisstützungssystemen in Form zweiseitiger Differenzverträgen unterliegen, 

an ▌ Stromendkunden, einschließlich Haushalten, KMU und industrieller 

Verbraucher, weitergegeben werden, wobei schutzbedürftige Kunden sowie von 

Energiearmut betroffene oder bedrohte Kunden besonders berücksichtigt werden. 

Die Mitgliedstaaten könnten die Einnahmen auch dazu verwenden, die Kosten der 

Stützungssysteme auszugleichen, Investitionen für die Energiewende in der 

Elektrizitätsbranche zu unterstützen oder energieintensive Industriezweige, bei 

denen die Gefahr einer Verlagerung von CO2-Emissionen besteht, zu unterstützen, 

wenn sie durch ihre Dekarbonisierungsbemühungen erhebliche 

Emissionsreduktionen nachweisen, um Klimaneutralität zu erreichen. In einem 

solchen Fall sollten diese energieintensiven Industriezweige aufgefordert werden, 

einen Transformationsplan vorzulegen, in dem die wichtigsten Elemente ihres 

Weges dargelegt werden, sofern sie nicht bereits über einen solchen verfügen. Die 

Einnahmen sollten anhand einer gerechten, transparenten und 

diskriminierungsfreien Methodik verteilt werden. Die Umverteilung der Einnahmen 

sollte so erfolgen, dass die Verbraucher nach wie vor in gewissem Ausmaß dem 

Preissignal ausgesetzt sind, sodass sie ihren Verbrauch verringern, wenn die Preise 

hoch sind, bzw. ihn in Zeiträume mit niedrigeren Preise verlagern (bei denen es sich in 

der Regel um Zeiträume handelt, in denen der Anteil des aus erneuerbaren Quellen 

erzeugten Strom höher ist). Die Mitgliedstaaten sollten sicherstellen, dass die gleichen 

Wettbewerbsbedingungen und der Wettbewerb zwischen den verschiedenen 

Versorgern durch die Umverteilung der Einnahmen an die Stromendverbraucher nicht 

beeinträchtigt werden.

(35) Darüber hinaus sollten die Mitgliedstaaten dafür sorgen, dass die direkten 

Preisstützungssysteme unabhängig von ihrer Form eine effiziente, 

wettbewerbsorientierte und liquide Funktionsweise der Elektrizitätsmärkte nicht 

untergraben und Anreize dafür erhalten bleiben, dass die Erzeuger auf Marktsignale 
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reagieren und beispielsweise die Erzeugung einstellen, wenn die Strompreise unter 

ihren Betriebskosten liegen, und dass die Endkunden den Verbrauch verringern, wenn 

die Strompreise hoch sind. Die Mitgliedstaaten sollten gewährleisten, dass 

Förderregelungen kein Hindernis für die Entwicklung kommerzieller Verträge, z. B. 

von Strombezugsverträgen, darstellen. Bei der Gestaltung der zweiseitigen 

Differenzverträge sollten auch Standortkriterien berücksichtigt werden; sie sollten 

so gestaltet werden, dass die für die Energieprojekte gewährte Unterstützung nicht 

in einer Weise geändert wird, die sich negativ auf die damit verbundenen Rechte 

auswirkt oder die wirtschaftliche Tragfähigkeit von Projekten untergräbt, die bereits 

eine Unterstützung erhalten; in den Bedingungen ist für Transparenz zu sorgen und 

die Anreize für die Erzeugungsanlagen für einen effizienten Betrieb und eine 

effiziente Teilnahme an den Elektrizitätsmärkten sollten erhalten werden; in keinem 

Zeitraum, in dem der Marktwert dieser Erzeugung negativ ist, sollten sie Beihilfen 

für die Erzeugung erhalten; ihre möglichen negativen Auswirkungen auf die 

Liquidität der Terminmärkte sollten minimiert werden und sie sollten Klauseln über 

Vertragsstrafen enthalten, die bei einer vorzeitigen Beendigung des Vertrags 

anwendbar sind, wobei die in Artikel 4 Absatz 2 und Artikel 4 Absatz 3 

Unterabsätze 1 und 3 der Richtlinie (EU) 2018/2001 festgelegten Grundsätze 

eingehalten werden.

(36) Zweiseitige Differenzverträge und Strombezugsverträge sind somit einander 

ergänzende Instrumente, die dazu beitragen, dass die Energiewende vorankommt und 

die Verbraucher von den Vorteilen erneuerbarer Energiequellen und CO2-armer 

Energie profitieren. Vorbehaltlich der in dieser Verordnung festgelegten 

Anforderungen sollte es den Mitgliedstaaten freistehen zu entscheiden, welche 

Instrumente sie zur Verwirklichung ihrer Dekarbonisierungsziele einsetzen. Im 

Rahmen von Strombezugsverträgen tragen private Investoren zur zusätzlichen 

Nutzung erneuerbarer und CO2-armer Energie bei, während gleichzeitig niedrige und 

stabile Strompreise langfristig festgeschrieben werden. Dasselbe Ziel erreichen 

öffentliche Einrichtungen im Interesse der Verbraucher mit zweiseitigen 

Differenzverträgen. Beide Instrumente sind notwendig, um durch Nutzung 

erneuerbarer und CO2-armer Energie die Dekarbonisierungsziele der Union zu 
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erreichen und gleichzeitig die Verbraucher von den Vorteilen einer kostengünstigen 

Stromerzeugung profitieren zu lassen. 

(37) Für den beschleunigten Ausbau erneuerbarer Energien bedarf es weiterer verfügbarer 

Flexibilitätslösungen, damit die Integration der erneuerbaren Energie in das Netz 

sichergestellt wird und sich das Stromsystem und das Stromnetz an die Variabilität der 

Stromerzeugung und des Stromverbrauchs über verschiedene Zeithorizonte hinweg 

anpassen können. Die Regulierungsbehörden sollten auf der Grundlage der Angaben 

der Übertragungs- und Verteilernetzbetreiber nach Durchführung einer öffentlichen 

Konsultation regelmäßig den Flexibilitätsbedarf auf nationaler Ebene, einschließlich 

des Flexibilitätsbedarfs in einem zukünftigen Netto-Null-Stromsystem, prüfen. 

ACER sollte regelmäßig den Flexibilitätsbedarf auf Unionsebene bewerten und 

einen Bericht darüber erstellen. Im Hinblick auf die Dekarbonisierung des 

Energiesystems sollten bei der Prüfung des Flexibilitätsbedarfs des Stromsystems alle 

bestehenden und geplanten Investitionen (einschließlich bestehender Anlagen, die 

noch nicht an das Netz angeschlossen sind) in Flexibilitätsquellen wie flexible 

Stromerzeugung, Verbindungsleitungen, Laststeuerung, Energiespeicherung oder die 

Erzeugung erneuerbarer Brennstoffe berücksichtigt werden. Auf dieser Grundlage 

sollten die Mitgliedstaaten indikative, separate, quantifizierbare, nationale Ziele für 

Laststeuerung und Energiespeicherung festlegen, die sich auch in ihren integrierten 

nationalen Energie- und Klimaplänen widerspiegeln sollten. Angesichts dieser Pläne 

sollte die Kommission die Kohärenz zwischen den nationalen Zielen der 

Mitgliedstaaten bewerten und eine Unionsstrategie zur Laststeuerung und 

Energiespeicherung erstellen, die mit dem Unionsziel für Energie und Klimaschutz 

für 2030 im Einklang steht.

(37a) Die am dringendsten erforderliche Einführung der Erzeugung variabler 

erneuerbarer Energien wird ihr volles Potenzial nur durch die Einführung 

zusätzlicher Energiespeicherung entfalten. Das künftige Energiesystem wird mehr 

Flexibilität, Stabilität und Zuverlässigkeit benötigen, um die Ziele der Verordnung 

(EU) 2021/1119 und des europäischen Grünen Deals zu verwirklichen. 

Energiespeicherung kann im derzeitigen und künftigen Energiesystem eine 

entscheidende Rolle spielen. Sie kann zur Dekarbonisierung der Wirtschaft 

beitragen und die Effizienz und Sicherheit der Energieversorgung erhöhen, indem 
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sie für Flexibilität, Stabilität und Zuverlässigkeit sorgt. Energiespeicherung kann 

auch die Strompreise in Spitzenzeiten senken, Strompreisschwankungen verringern 

und die Verbraucher in die Lage versetzen, ihren Energieverbrauch an die Preise 

und ihre Bedürfnisse anzupassen.

(38) Um das nationale Ziel für nichtfossile Flexibilität, etwa die erforderlichen 

Investitionen für Laststeuerung und Energiespeicherung, zu erreichen, können die 

Mitgliedstaaten grüne und flexible Kapazitätsmechanismus neu konzipieren oder 

durch Umgestaltung bestehender Kapazitätsmechanismen schaffen. Mitgliedstaaten, 

die einen Kapazitätsmechanismus im Einklang mit den bestehenden Vorschriften 

anwenden, sollten die Förderung der Beteiligung nichtfossiler Flexibilität wie 

Laststeuerung und Energiespeicherung durch Einführung zusätzlicher 

Gestaltungskriterien oder ‑merkmale prüfen. 

(39) Zur Unterstützung der Umweltschutzziele sollte der CO2-Emissionsgrenzwert gemäß 

Artikel 22 Absatz 4 der Verordnung (EU) 2019/943 des Europäischen Parlaments und 

des Rates als Obergrenze gelten. Die Mitgliedstaaten könnten daher in voller 

Übereinstimmung mit den Leitlinien für staatliche Klima-, Umweltschutz- und 

Energiebeihilfen11, mit denen die Mitgliedstaaten dazu angehalten werden, in 

Kapazitätsmechanismen umweltfreundliche Kriterien aufzunehmen, technische 

Leistungsstandards und CO2-Emissionsgrenzwerte festlegen, mit denen die 

Beteiligung an Kapazitätsmechanismen auf flexible, nichtfossile Technologien 

beschränkt wird.

(40) Darüber hinaus könnten die Mitgliedstaaten, wenn sie keinen Kapazitätsmechanismus 

anwenden oder wenn die zusätzlichen Kriterien oder Merkmale bei der Gestaltung 

ihres Kapazitätsmechanismus nicht ausreichen, um das nationale Ziel für die 

erforderlichen Investitionen in die Laststeuerung und Energiespeicherung zu 

erreichen, Flexibilitätsförderregelungen in Form von Zahlungen für die verfügbare 

Kapazität nichtfossiler Flexibilität wie Laststeuerung und Energiespeicherung 

anwenden.

11 Mitteilung der Kommission „Leitlinien für staatliche Klima-, Umweltschutz- und Energiebeihilfen 2022“ 
(ABl. C 80 vom 18.2.2022, S. 1).
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(40a) Die Energiekrise hat gezeigt, dass eine flexible Reservestromerzeugung erforderlich 

ist. Dieses Erfordernis wird umso dringlicher, je größer der Anteil erneuerbarer 

Energien im Strommix ist oder wenn der Verbundgrad in einem Mitgliedstaat nicht 

ausreichend weit fortgeschritten ist. Um die Integration eines steigenden Anteils der 

Erzeugung aus erneuerbaren Quellen in das Elektrizitätssystem zu erleichtern, 

sollten Kapazitätsmechanismen daher nicht als letztes Mittel betrachtet werden, 

wenn dies nach einer Abschätzung der Angemessenheit der Ressourcen festgelegt 

wird.

(41) Bei den Netzanschlussverfahren für neue Erzeugungs- und Verbrauchsanlagen, 

insbesondere von Anlagen für erneuerbare Energien, kommt es häufig zu 

Verzögerungen. Einer der Gründe für solche Verzögerungen ist der Mangel an 

verfügbarer Netzkapazität an dem vom Investor gewählten Standort, was bedeutet, 

dass das Netz erweitert oder ausgebaut werden muss, um die Anlagen auf sichere 

Weise an das System anzuschließen. Eine neue Anforderung an die 

Stromnetzbetreiber, sowohl auf Übertragungs- als auch auf Verteilerebene, 

Informationen über die in ihren Tätigkeitsbereichen verfügbare Netzkapazität zu 

veröffentlichen und zu aktualisieren, würde dazu beitragen, dass Investoren ihre 

Entscheidungen auf der Grundlage von Informationen über die Verfügbarkeit der 

Netzkapazität innerhalb des Systems treffen und so zur erforderlichen Beschleunigung 

des Ausbaus erneuerbarer Energien beitragen können.

(42) Zur Bewältigung des Problems der langen Antwortzeiten auf Netzanschlussanträge 

sollten die Übertragungs- und Verteilernetzbetreiber den Nutzern des Systems klare 

und transparente Informationen über den Stand und die Bearbeitung ihrer 

Anschlussanträge zur Verfügung stellen. Die Übertragungs- und Verteilernetzbetreiber 

sollten sich bemühen, diese Informationen innerhalb von drei Monaten nach 

Antragstellung bereitzustellen. Die Übertragungs- und Verteilernetzbetreiber sollten 

zusammenarbeiten, um klare und transparente Informationen über den Umfang der 

installierten Eigenverbrauchskapazität bereitzustellen.

(43) Während der Energiekrise waren die Verbraucher mit extrem schwankenden 

Energiegroßhandelspreisen konfrontiert und hatten nur begrenzte Möglichkeiten, sich 

am Energiemarkt zu beteiligen. Folglich hatten und haben viele Haushalte finanzielle 

Schwierigkeiten und können ihre Rechnungen nicht bezahlen. Schutzbedürftige 
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Verbraucher und von Energiearmut betroffene Gruppen leiden besonders darunter12, 

doch auch Haushalten mit mittlerem Einkommen sind solche finanziellen 

Schwierigkeiten nicht fremd. Hohe Energiepreise wirken sich auch negativ auf die 

Gesundheit, das Wohlbefinden, die soziale Inklusion und die Lebensqualität der 

Verbraucher aus. Hohe Energiepreise halten Menschen davon ab, ihre Wohnungen 

angemessen zu heizen oder zu kühlen, und das Leben unter solchen Bedingungen 

erhöht die Gesundheitsrisiken, etwa im Zusammenhang mit Herz-Kreislauf- und 

Atemproblemen. Verbraucherrechte und Verbraucherschutz müssen daher aktualisiert 

werden, damit die Verbraucher von der Energiewende profitieren können, ihre 

Stromkosten von kurzfristigen Preisschwankungen auf den Energiemärkten 

unabhängig werden und ein neues Risikogleichgewicht zwischen Versorgern und 

Verbrauchern hergestellt wird.

(44) Die Verbraucher sollten Zugang zu einer breiten Palette von Angeboten haben, damit 

sie einen Vertrag auswählen können, der ihren Bedürfnissen entspricht. Die Versorger 

haben jedoch ihre Angebote reduziert, Festpreisverträge sind seltener geworden und 

die Auswahl der Angebote ist begrenzt. Die Verbraucher sollten sich jederzeit für 

einen bezahlbaren und befristeten Festpreisvertrag für die Elektrizitätsversorgung 

entscheiden können, um einen stabilen Preis für die Dauer des Vertrags 

sicherzustellen, und die Versorger sollten die Vertragsbedingungen vor Ablauf eines 

solchen Vertrags nicht einseitig ändern oder diesen kündigen.

(45) Wenn die Versorger nicht sicherstellen, dass ihr Stromportfolio ausreichend 

abgesichert ist, können Änderungen der Großhandelsstrompreise für sie ein 

finanzielles Risiko bedeuten und zu ihrem Ausfall führen, wobei die Kosten auf die 

Verbraucher und andere Netznutzer übertragen werden. Daher sollte sichergestellt 

werden, dass die Mitgliedstaaten regelmäßige Stresstests durchführen, um zu 

prüfen, ob die Versorger angemessen abgesichert sind, wenn sie Festpreisverträge 

anbieten. Wenn die Absicherungsmöglichkeiten unzureichend sind, sollte eine 

geeignete Absicherungsstrategie eingerichtet werden, die dem Zugang der Versorger 

zu ihrer eigenen Erzeugung und ihrer Kapitalisierung sowie ihrer Abhängigkeit von 

12 Bestimmte Gruppen wie Frauen, Menschen mit Behinderungen, ältere Menschen, Kinder und Angehörige 
ethnischer Minderheiten oder Menschen nicht-weißer Hautfarbe haben ein höheres Energiearmutsrisiko 
oder sind anfälliger für die negativen Auswirkungen von Energiearmut.
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Veränderungen der Großhandelsmarktpreise, der Größe des Versorgers und der 

Marktstruktur Rechnung trägt. 

(46) Die Verbraucher sollten die Möglichkeit haben, den Versorger zu wählen, der ihnen 

den Preis und die Dienstleistung anbietet, die ihren Bedürfnissen am besten 

entsprechen. Aufgrund der Fortschritte bei der Verbrauchserfassung und der 

Einzelverbrauchserfassung sowie im Bereich der Informations- und 

Kommunikationstechnologie insgesamt ist es nun technisch möglich, für einen 

einzigen Standort mehrere Versorger zu wählen. Wenn sie dies wünschen, sollten die 

Kunden von diesen Möglichkeiten Gebrauch machen können, um insbesondere für 

Strom zum Betrieb von Geräten wie Wärmepumpen oder Elektrofahrzeugen, die einen 

besonders hohen Verbrauch haben oder die ihren Stromverbrauch als Reaktion auf 

Preissignale auch automatisch verlagern können, einen gesonderten Versorger zu 

wählen. Zu diesem Zweck sollte es den Kunden gestattet sein, über mehr als einen 

Mess- und Abrechnungspunkt zu verfügen, der über den einzigen Anschlusspunkt 

für ihre Räumlichkeiten abgedeckt wird. Einige intelligente Messsysteme decken 

möglicherweise mehr als einen Messpunkt unmittelbar ab und ermöglichen es den 

Kunden somit, mehr als einen Stromliefervertrag gleichzeitig zu haben. Darüber 

hinaus können die Endkunden mit schnell reagierenden speziellen Messgeräten, die an 

Geräten mit einer flexiblen, kontrollierbaren Last befestigt oder in diese eingebaut 

sind, an anderen anreizbasierten Laststeuerungssystemen teilnehmen, die 

Flexibilitätsleistungen auf dem Elektrizitätsmarkt sowie für Übertragungs- und 

Verteilernetzbetreiber anbieten. Insgesamt sollten solche Vereinbarungen zu einer 

stärkeren Nutzung der Laststeuerung und zur Stärkung der Position der Verbraucher 

beitragen, damit diese mehr Kontrolle über ihren Energieverbrauch und ihre 

Energiekosten bekommen, und gleichzeitig dem Stromsystem zusätzliche Flexibilität 

bieten, damit Nachfrage- und Angebotsschwankungen bewältigt werden können. 

(47) Aufgrund der zunehmenden Komplexität der Energieangebote und der 

unterschiedlichen Vermarktungspraktiken ist es für die Verbraucher häufig schwierig, 

den Inhalt der von ihnen abzuschließenden Verträge vollständig zu erfassen. 

Unklarheiten gibt es insbesondere im Hinblick darauf, wie der Preis festgesetzt wird, 

welche Bedingungen für die Vertragsverlängerung gelten, welche Folgen eine 

Kündigung des Vertrages hat oder aus welchen Gründen der Versorger die 
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Bedingungen ändert. Daher sollten die im Bereich der Aggregierung tätigen Versorger 

oder Marktteilnehmer den Verbrauchern vor der Vertragsunterzeichnung die 

wichtigsten Informationen über Energieangebote in knapper und leicht verständlicher 

Form zur Verfügung stellen.

(48) Um bei Ausfall eines Versorgers die Kontinuität der Versorgung der Verbraucher zu 

gewährleisten, sollten die Mitgliedstaaten, wenn sie noch keinen Versorger letzter 

Instanz benannt haben, verpflichtet werden, Versorger letzter Instanz zu benennen, 

die als Grundversorger behandelt werden können. Ein solcher Versorger könnte 

beispielsweise die Verkaufsabteilung eines vertikal integrierten Unternehmens sein, 

das auch Verteilungstätigkeiten ausübt, sofern die Entflechtungsanforderungen gemäß 

Artikel 35 der Richtlinie (EU) 2019/944 des Europäischen Parlaments und des Rates 

erfüllt sind. Dies bedeutet jedoch nicht, dass die Mitgliedstaaten verpflichtet sind, die 

Versorgung zu einem bestimmten festen Mindestpreis zu gewährleisten. 

(49) Die gemeinsame Nutzung von Energie kann mehr Widerstandsfähigkeit gegenüber 

den Auswirkungen hoher und schwankender Großhandelspreise auf die Energiekosten 

der Verbraucher schaffen, stärkt die Position einer größeren Gruppe von Verbrauchern 

wie von Energiearmut betroffenen und schutzbedürftigen Verbrauchern, die ansonsten 

aufgrund finanzieller oder räumlicher Zwänge nicht die Möglichkeit haben, aktive 

Kunden zu werden, und führt zu einer verstärkten Nutzung erneuerbarer Energien, da 

zusätzliche private Investitionen mobilisiert und Vergütungspfade diversifiziert 

werden. Durch die Integration geeigneter Preissignale und Speicheranlagen kann die 

gemeinsame Nutzung von Strom dazu beitragen, die Grundlage für die Erschließung 

des Flexibilitätspotenzials kleinerer Verbraucher zu schaffen. 

(50) Aktive Kunden, die Eigentümer, Pächter oder Mieter einer Speicher- oder 

Erzeugungsanlage sind, sollten das Recht haben, zu viel erzeugte Energie an andere 

Verbraucher abzugeben und diese damit in die Lage zu versetzen, aktiv zu werden, 

oder die in gemeinsam geleasten, gemieteten oder im Miteigentum befindlichen 

Anlagen erzeugte oder gespeicherte erneuerbare Energie entweder direkt oder über 

einen neutralen Vermittler gemeinsam zu nutzen, sofern die Kapazität der im 

Eigentum des Dritten befindlichen Anlage zur Erzeugung von Energie aus 

erneuerbaren Quellen 6 MW nicht überschreitet. Vereinbarungen über gemeinsame 

Energienutzung beruhen entweder auf einer privaten vertraglichen Vereinbarung 
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zwischen aktiven Kunden oder werden über eine Rechtsperson organisiert. Eine 

Rechtsperson, die die Kriterien einer Erneuerbare-Energie-Gemeinschaft im Sinne der 

Richtlinie (EU) 2018/2001 ▌oder einer Bürgerenergiegemeinschaft im Sinne der 

Richtlinie (EU) 2019/944 ▌erfüllt, kann mit ihren Mitgliedern Strom gemeinsam 

nutzen, der in den in ihrem vollständigen Eigentum befindlichen Anlagen erzeugt 

wird. Bei den Schutz- und Befugnisvorschriften für die gemeinsame Energienutzung 

sollte besonderes Augenmerk auf von Energiearmut betroffene und schutzbedürftige 

Verbraucher gelegt werden. 

(51) Mit der gemeinsamen Energienutzung wird der kollektive Verbrauch von selbst 

erzeugtem oder selbst gespeichertem Strom, der von mehreren gemeinsam handelnden 

aktiven Kunden in das Netz eingespeist wird, operationalisiert. Die Mitgliedstaaten 

sollten die geeignete IT-Infrastruktur einrichten, um für die Zwecke der Berechnung 

der Energiekomponente der Energierechnung die verwaltungstechnische Abgleichung 

des Verbrauchs mit der selbst erzeugten oder gespeicherten erneuerbaren Energie zu 

ermöglichen. Der Output dieser Erzeugungs- oder Speicheranlagen sollte auf der 

Grundlage statischer, variabler oder dynamischer Berechnungsmethoden, die von den 

aktiven Kunden im Voraus festgelegt oder vereinbart werden können, auf die 

aggregierten Lastprofile der Verbraucher verteilt werden. Aktive Kunden, die sich an 

der gemeinsamen Energienutzung beteiligen, sollten finanziell für die von ihnen im 

Elektrizitätssystem verursachten Bilanzkreisabweichungen verantwortlich sein, sei 

es direkt oder über eine beauftragte Partei gemäß Artikel 5 der Verordnung (EU) 

2019/943. Alle in der Richtlinie (EU) 2019/944 festgelegten Verbraucherrechte und 

‑pflichten sollten für Endkunden, die sich an Systemen für die gemeinsame 

Energienutzung beteiligen, gelten. Haushalte mit einer installierten Kapazität von 

bis zu 10,8 kW für Einfamilienhäuser und bis zu 100 kW für Mehrfamilienhäuser 

sollten jedoch nicht verpflichtet sein, den Verpflichtungen von Versorgern 

nachzukommen.

(52) Schutzbedürftige Kunden sollten angemessen vor Stromsperren geschützt werden und 

zudem nicht in eine Lage geraten, in der sie zur Trennung von der Versorgung 

gezwungen sind. Die Mitgliedstaaten sollten daher die Abschaltung der 

Stromversorgung von schutzbedürftigen Haushaltskunden und von Kunden, die von 

Energiearmut betroffen oder bedroht sind, verbieten und gleichzeitig sicherstellen, 
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dass die Abschaltung während laufender gerichtlicher oder außergerichtlicher 

Streitigkeiten zwischen Versorger und Kunden für einen Zeitraum von acht Wochen 

verboten ist. Die Mitgliedstaaten sollten diese Rechte durch die Annahme 

spezifischer Maßnahmen für die Winter- und Sommersaison ergänzen, damit die 

Haushaltskunden ihren Verbrauch besser steuern und hohe Abrechnungen 

vermeiden können. Den Versorgern und allen einschlägigen nationalen Behörden 

kommt bei der Ermittlung geeigneter kurz- und langfristiger Maßnahmen, die 

schutzbedürftigen Kunden zur Steuerung ihres Energieverbrauchs und ihrer 

Energiekosten zur Verfügung gestellt werden sollten, nach wie vor eine entscheidende 

Rolle zu, wobei sie unter anderem eng mit den Systemen der sozialen Sicherheit 

zusammenarbeiten sollten.

(53) Öffentliche Eingriffe in die Festsetzung der Stromversorgungspreise sind 

grundsätzlich eine marktverzerrende Maßnahme. Derartige Eingriffe dürfen daher nur 

als gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen vorgenommen werden und unterliegen 

besonderen Bedingungen. Im Rahmen dieser Richtlinie sind regulierte Preise, auch 

wenn sie nicht kostendeckend sind, für von Energiearmut betroffene und 

schutzbedürftige Haushalte und – als Übergangsmaßnahme – für Haushalte und 

Kleinstunternehmen möglich. In Krisenzeiten, in denen die Großhandels- und 

Endkundenpreise für Strom erheblich steigen und sich dies negativ auf die Wirtschaft 

insgesamt auswirkt, sollte es den Mitgliedstaaten gestattet sein, die Anwendung 

regulierter Preise vorübergehend auch auf KMU auszuweiten. Sowohl für Haushalte 

als auch für KMU sollten die Mitgliedstaaten vorübergehend die Strompreise senken 

und regulierte Preise unterhalb der Kosten festsetzen können, solange dies nicht zu 

einer Verzerrung zwischen den Versorgern führt und die Versorger für die Kosten der 

nicht kostendeckenden Versorgung einen Ausgleich erhalten. Es muss jedoch 

sichergestellt werden, dass eine solche Preisregulierung zielgerichtet ist und keine 

Anreize zur Erhöhung des Verbrauchs schafft. Daher sollte eine solche 

Preisregulierung bei Privathaushalten auf 80 % des Medianverbrauchs, bei 

schutzbedürftigen Haushaltskunden auf 100 % des Verbrauchs und bei KMU auf 

70 % des Vorjahresverbrauchs begrenzt werden. Die Kommission sollte feststellen, 

wann eine solche Strompreiskrise besteht, und folglich auch, wann diese Möglichkeit 

anwendbar wird. Die Kommission sollte darüber hinaus einen Zeitraum von bis zu 
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einem Jahr festlegen, für den die festgelegte vorübergehende Ausweitung der 

regulierten Preise gilt. Soweit es sich bei einer der in dieser Verordnung vorgesehenen 

Maßnahmen um eine staatliche Beihilfe handelt, gelten die Bestimmungen über solche 

Maßnahmen unbeschadet der Anwendung der Artikel 107 und 108 AEUV. In jedem 

Fall sollte die Erklärung einer regionalen oder unionsweiten Strompreiskrise 

gleiche Wettbewerbsbedingungen in allen von dem Beschluss betroffenen 

Mitgliedstaaten sicherstellen, damit der Binnenmarkt nicht übermäßig verzerrt wird.

(54) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen lassen außerdem die Anwendung 

der Richtlinie 2014/65/EU, der Verordnung (EU) 2016/1011 und der Verordnung 

(EU) Nr. 648/2012 unberührt. 

(55) Die Verordnung (EU) 2019/942 des Europäischen Parlaments und des Rates, die 

Verordnung (EU) 2019/943 des Europäischen Parlaments und des Rates, die Richtlinie 

(EU) 2019/944 des Europäischen Parlaments und des Rates und die Richtlinie (EU) 

2018/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates sollten entsprechend geändert 

werden.

(56) Da die Ziele dieser Verordnung von den Mitgliedstaaten nicht ausreichend 

verwirklicht werden können, sondern vielmehr auf Unionsebene besser zu 

verwirklichen sind, kann die Union im Einklang mit dem in Artikel 5 des Vertrags 

über die Europäische Union verankerten Subsidiaritätsprinzip tätig werden. 

Entsprechend dem in demselben Artikel genannten Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 

geht diese Verordnung nicht über das für die Verwirklichung dieser Ziele erforderliche 

Maß hinaus —

HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Änderungen der Verordnung (EU) 2019/943 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

5. Juni 2019 über den Elektrizitätsbinnenmarkt

Die Verordnung (EU) 2019/943 wird wie folgt geändert: 

1. Artikel 1 wird wie folgt geändert:

-a) Buchstabe a erhält folgende Fassung:

„a) die Festlegung der Grundlagen für eine effiziente Verwirklichung der 

Ziele der Energieunion und des Ziels der Klimaneutralität bis 
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spätestens 2050 sowie insbesondere des Rahmens für die Klima- und 

Energiepolitik bis 2030 durch das Aussenden von Marktsignalen für 

größere Effizienz und einen höheren Anteil erneuerbarer 

Energiequellen sowie für Versorgungssicherheit, Flexibilität, 

Nachhaltigkeit, Dekarbonisierung und Innovation;“

a) Buchstabe b erhält folgende Fassung:

„b) die Festlegung von Grundsätzen für gut funktionierende, integrierte 

Elektrizitätsmärkte, die allen Ressourcenanbietern und Stromkunden 

einen diskriminierungsfreien Marktzugang bieten, die Entwicklung von 

Stromterminmärkten ermöglichen, damit sich die Versorger und 

Verbraucher gegen das Risiko künftiger Schwankungen der Strompreise 

absichern oder vor diesem Risiko schützen können, und die die Position 

der Verbraucher stärken und schützen, für gleiche 

Wettbewerbsbedingungen für dezentrale Anlagen zur Erzeugung 

erneuerbarer Energie im Besitz von Bürgerinnen und Bürgern sowie 

Energiegemeinschaften sorgen, Wettbewerbsfähigkeit auf dem 

Weltmarkt sicherstellen, die Versorgungssicherheit und Flexibilität 

durch Laststeuerung, Energiespeicherung, gemeinsame Energienutzung 

und andere nichtfossile Flexibilitätslösungen erhöhen, Energieeffizienz 

sicherstellen, die Aggregierung von dezentralem Angebot und 

dezentraler Nachfrage erleichtern sowie die Marktintegration und die 

Integration verschiedener Sektoren und eine marktbasierte Vergütung für 

Elektrizität aus erneuerbaren Quellen ermöglichen;“

ba) die Berücksichtigung der Strombranche als ein zentrales Element der 

Planung integrierter Energiesysteme und des Betriebs des 

Energiesystems als Ganzes unter Einbeziehung verschiedener 

Energieträger, mit dem Ziel, erschwingliche, zuverlässige und 

ressourceneffiziente Energiedienstleistungen zu den geringstmöglichen 

Kosten für die Gesellschaft zu erbringen;

b) Die folgenden Buchstaben werden angefügt:

„e) die Unterstützung langfristiger Investitionen in die Erzeugung 
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erneuerbarer Energien, die Flexibilität, einschließlich 

Energiespeicherung, und die Befähigung der Verbraucher, ihre 

Energiekosten erschwinglich zu machen und die Abhängigkeit ihrer 

Energiekosten von Schwankungen der Strompreise an den 

Kurzfristmärkten, insbesondere der Preise für fossile Brennstoffe, mittel- 

bis langfristig zu verringern;

ea) die Festlegung eines Rahmens für die Annahme von Maßnahmen zur 

Bewältigung von Strompreiskrisen;

eb) die Sicherstellung, dass ausreichende Investitionen in die Netz- und 

Speicherkapazitäten getätigt werden, um den Herausforderungen zu 

begegnen, die durch den zunehmenden Anteil der variablen 

Stromerzeugung und den allgemeinen Anstieg des Stromverbrauchs 

verursacht werden.“

2. In Artikel 2 werden folgende Nummern angefügt:

„72. ‚Spitzenlaststunde‘ bezeichnet eine Stunde des Tages, auf der Grundlage der 

Prognosen der Übertragungsnetzbetreiber und gegebenenfalls der 

nominierten Strommarktbetreiber, mit dem höchsten Stromverbrauch in 

Verbindung mit einer geringen Stromerzeugung aus erneuerbaren 

Energiequellen, wobei der zonenübergreifende Austausch zu berücksichtigen 

ist; 

73. ‚Lastspitzenreduktion‘ bezeichnet die Möglichkeit von Marktteilnehmern, den 

Stromverbrauch aus dem Netz in vom Netzbetreiber bestimmten 

Spitzenlaststunden zu senken;

74. Produkt zur Lastspitzenreduktion‘ bezeichnet ein marktbasiertes Produkt, über 

das die Marktteilnehmer Leistungen zur Lastspitzenreduktion für Netzbetreiber 

erbringen können;

▌

76. ‚zweiseitiger Differenzvertrag‘ bezeichnet einen Vertrag zwischen einem 

Betreiber einer Gesamteinrichtung zur Stromerzeugung und einer Gegenpartei, 

in der Regel einer öffentlichen Einrichtung, der ▌eine geschützte 
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Mindestvergütung und eine Begrenzung für eine überhöhte Vergütung 

vorsieht;

77. ‚Strombezugsvertrag‘ oder „PPA“ bezeichnet einen Vertrag, in dessen Rahmen 

eine natürliche oder juristische Person zustimmt, Strom von einem 

Stromerzeuger ▌zu beziehen;

78. ‚Markteinnahmen‘ bezeichnet realisierte Einnahmen, die ein Erzeuger als 

Gegenleistung für den Verkauf und die Lieferung von Strom in der Union oder 

für die Erbringung anderer Dienstleistungen im Zusammenhang mit dem 

Energiesystem erhält, unabhängig von der vertraglichen Form, in der dieser 

Austausch stattfindet, einschließlich Strombezugsverträgen und anderen 

Maßnahmen zur Absicherung vor Schwankungen auf dem 

Stromgroßhandelsmarkt, und ohne eine etwaige Unterstützung durch die 

Mitgliedstaaten;

78a. „Abwicklung“ bezeichnet eine zwischen Gegenparteien geleistete und 

empfangene Zahlung, gegebenenfalls gegen Lieferung und Erhalt von 

Strom, zur Erfüllung der Verpflichtungen der Gegenparteien aus einer oder 

mehreren Clearing-Transaktionen;

79. ‚spezielles Messgerät‘ bezeichnet ein Gerät, das mit einer Anlage verbunden, 

an einer Anlage befestigt oder in eine Anlage eingebaut ist, mit der 

Laststeuerungs- oder Flexibilitätsleistungen am Elektrizitätsmarkt oder an 

Übertragungs- und Verteilernetzbetreiber erbracht werden, und das die 

Messung des Umfangs der geleisteten Laststeuerungs- und 

Flexibilitätsleistungen ermöglicht;

79a. ‚Leistungsregelungssystem‘ oder ‚PCS‘ bezeichnet ein System oder Gerät, 

das den stationären Wechselstrom oder Gleichstrom auf einen 

programmierbaren Grenzwert oder ein programmierbares Niveau 

elektronisch beschränkt oder regelt;

79b. ‚flexibler Netzanschlussvertrag‘ bezeichnet eine Reihe im Voraus 

festgelegter Regeln und Anforderungen für einen zügigen Anschluss 

elektrischer Kapazität an das Netz, einschließlich einer Vereinbarung zur 

Begrenzung und Kontrolle der Ein- und Ausfuhr von Elektrizität aus dem 
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und in das Übertragungs- und Verteilernetz;

80. ‚Flexibilität‘ bezeichnet die Fähigkeit eines Stromsystems, sich während der 

relevanten Marktzeitbereiche an die Variabilität der Erzeugungs- und 

Verbrauchsmuster und der Netzverfügbarkeit anzupassen;

80a. ‚Intraday-Marktbetreiber‘ bezeichnet jeden NEMO, jede Strombörse oder 

jede andere Stelle, die vor oder nach dem Zeitpunkt der Schließung des 

zonenübergreifenden Intraday-Marktes Gebote und Angebote für Intraday-

Produkte oder Produkte mit im Wesentlichen denselben Merkmalen wie 

Intraday-Produkte von Marktteilnehmern einholt;

80b. ‚Intraday-Marktzeitbereich‘ bezeichnet den Zeitbereich des Strommarktes 

vom Zeitpunkt der Öffnung des einzigen Intraday-Kopplungsgates bis zum 

spätesten Zeitpunkt, zu dem der Intraday-Handel in einer bestimmten 

Gebotszone zulässig ist, einschließlich der Zeitbereiche nach dem Zeitpunkt 

der Schließung des zonenübergreifenden Intraday-Marktes;

80c.  ‚Zeitbereich für den Day-Ahead-Markt‘ bezeichnet den Zeitbereich des 

Strommarktes vom Zeitpunkt der Öffnung des Single-Day-Ahead-

Kopplungsgates bis zum Zeitpunkt der Veröffentlichung der Ergebnisse der 

Single-Day-Ahead-Kopplung;“

3. Artikel 7 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Die Übertragungsnetzbetreiber und NEMO ▌organisieren gemeinsam die 

Verwaltung der integrierten Day-Ahead- und Intraday-Märkte gemäß der 

Verordnung (EU) 2015/1222. Die Übertragungsnetzbetreiber und NEMO 

arbeiten auf Unionsebene oder, sofern angemessener, auf regionaler 

Ebene zusammen, um für eine höchstmögliche Effizienz und 

Wirksamkeit des Day-Ahead- und Intraday-Stromhandels in der Union 

zu sorgen. Die Pflicht zur Zusammenarbeit gilt unbeschadet der 

Anwendung des Wettbewerbsrechts der Union. Bei der Erfüllung ihrer 

Aufgaben im Zusammenhang mit dem Stromhandel unterliegen die 

Übertragungsnetzbetreiber und NEMO der Regulierungsaufsicht durch 

die Regulierungsbehörden gemäß Artikel 59 der Richtlinie (EU) 
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2019/944 und durch ACER gemäß den Artikeln 4 und 8 der Verordnung 

(EU) 2019/942 und den Transparenzanforderungen und der 

wirksamen Überwachung gegen Marktmanipulation gemäß der 

Verordnung ... [REMIT II].“

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung:

i) Buchstabe c erhält folgende Fassung:

„c) allen Marktteilnehmern möglichst viele Gelegenheiten bieten, 

diskriminierungsfrei und weitestgehend echtzeitnah in allen Gebotszonen 

am zonenübergreifenden sowie am zoneninternen Handel teilzunehmen,“

ii) folgender Buchstabe ca wird eingefügt: 

„ca) so organisiert sein, dass sowohl für den zonenübergreifenden als auch für 

den zoneninternen Handel die Aufteilung der Liquidität auf alle NEMO 

gewährleistet ist;“ die NEMO übermitteln insbesondere alle Aufträge 

für Day-Ahead- und Intraday-Produkte an die einheitliche Day-Ahead- 

und Intraday-Kopplung bis zum letzten Zeitpunkt, zu dem der Day-

Ahead- oder Intraday-Handel in einer bestimmten Gebotszone zulässig 

ist. NEMO dürfen den Handel mit Day-Ahead- und Intraday-

Produkten oder Produkten mit ähnlichen Merkmalen nicht außerhalb 

der einheitlichen Day-Ahead- und Intraday-Kopplung organisieren. 

Diese Verpflichtung gilt für NEMO und für Unternehmen, die direkt 

oder indirekt die Kontrolle über einen NEMO ausüben oder 

irgendwelche Rechte an einem NEMO haben,“

iia) Buchstabe f erhält folgende Fassung:

„f) transparent sein und gegebenenfalls bei Wahrung der Vertraulichkeit 

von Geschäftsinformationen Informationen durch 

Erzeugungseinheiten bereitstellen und sicherstellen, dass beim Handel 

die Anonymität gewahrt bleibt,“

4. Die folgenden Artikel 7a und 7b werden eingefügt:

„Artikel 7a
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Produkt zur Lastspitzenreduktion

(1) Bis Dezember 2024 führt ACER nach Konsultation von ENTSO (Strom) 

und der EU-VNBO eine Bewertung der Möglichkeit für Netzbetreiber 

durch, Produkte zur Lastspitzenreduktion zu beschaffen, um die 

Stromnachfrage und den Preis in Spitzenlaststunden zu senken. Bei dieser 

Bewertung wird berücksichtigt, dass Produkte zur Lastspitzenreduktion das 

Funktionieren der Elektrizitätsmärkte nicht verzerren und nicht zu einer 

Neuausrichtung von Laststeuerungsdiensten hin zu Produkten zur 

Lastspitzenreduktion führen dürfen. In dieser Bewertung werden außerdem 

spezielle nationale Entwicklungen berücksichtigt und die Möglichkeit der 

Beschaffung von Produkten zur Lastspitzenreduktion bewertet, zum einen 

unter normalen Umständen und zum anderen während Strompreiskrisen, 

die gemäß Artikel 66a der Richtlinie ... [überarbeitete EMD-Richtlinie] 

erklärt wurden. Die Kommission legt gegebenenfalls einen 

Legislativvorschlag zur Änderung dieser Verordnung vor, um Produkte zur 

Lastspitzenreduktion außerhalb von Stromversorgungskrisen einzuführen.

(2) Wenn die Kommission einen Beschluss angenommen hat, in dem eine 

Strompreiskrise gemäß Artikel 66a der Richtlinie ... [überarbeitete EMD-

Richtlinie] erklärt wurde, und unter Berücksichtigung der Bewertung der 

Agentur gemäß Absatz 1 oder bestehender Bewertungen, bis diese 

Bewertung durchgeführt ist, können Netzbetreiber während des 

Geltungszeitraums dieses Beschlusses Produkte zur Lastspitzenreduktion 

beschaffen, um die Stromnachfrage und den Preis in Spitzenlaststunden zu 

senken. 

Wenn Netzbetreiber die Beschaffung eines Produkts zur 

Lastspitzenreduktion anstreben, legen sie der Regulierungsbehörde des 

betreffenden Mitgliedstaats einen Vorschlag vor, in dem die Dimensionierung 

und die Bedingungen für die Beschaffung und Aktivierung des Produkts zur 

Lastspitzenreduktion festgelegt sind. Der Vorschlag des betreffenden 

Übertragungsnetzbetreibers muss folgende Anforderungen erfüllen:
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a) Die Dimensionierung des Produkts zur Lastspitzenreduktion basiert auf 

einer Analyse der Notwendigkeit eines zusätzlichen Dienstes zur 

Gewährleistung der Versorgungssicherheit. Bei der Analyse werden die 

Auswirkungen des Produkts zur Lastspitzenreduktion auf den Markt, 

seine erwarteten Kosten und Nutzen und ein Zuverlässigkeitsstandard 

oder objektive und transparente Kriterien für die Netzstabilität 

berücksichtigt, die von der Regulierungsbehörde genehmigt wurden. 

Bei der Dimensionierung werden die Nachfrageprognosen, die 

Prognosen für die Stromerzeugung aus erneuerbaren Energiequellen 

und die Prognosen für andere Flexibilitätsquellen des Systems wie 

Energiespeicherung berücksichtigt. Die Dimensionierung des Produkts 

zur Lastspitzenreduktion ist transparent, wird nach Konsultation der 

Marktteilnehmer durchgeführt und wird begrenzt, um sicherzustellen, 

dass die prognostizierten Kosten den erwarteten Nutzen des Produkts 

nicht übersteigen und die Treibhausgasemissionen des 

Energiesystems zum Zeitpunkt dessen Aktivierung nicht erhöhen;

b) die Beschaffung eines Produkts zur Lastspitzenreduktion beruht auf 

objektiven, marktorientierten, transparenten und 

diskriminierungsfreien Kriterien und beschränkt sich auf die 

Laststeuerung; sie darf die teilnehmenden Anlagen nicht vom Zugang 

zu anderen Märkten ausschließen; 

c) die Beschaffung des Produkts zur Lastspitzenreduktion erfolgt im 

Rahmen eines wettbewerblichen Angebotsverfahrens, das fortlaufend 

durchgeführt werden kann, wobei die Auswahl anhand der niedrigsten 

Kosten für die Erfüllung vorab festgelegter technischer und 

ökologischer Kriterien vorgenommen und die wirksame Teilnahme 

kleiner Kunden, entweder direkt oder über Aggregatoren, ermöglicht 

wird;

ca) die Mindestgebotsgröße beträgt 100 kW, auch durch Aggregation;

d) Verträge über ein Produkt zur Lastspitzenreduktion dürfen nicht mehr 

als eine Woche vor dessen Aktivierung geschlossen werden▌; 
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e) durch die Aktivierung des Produkts zur Lastspitzenreduktion darf sich 

die zonenübergreifende Kapazität nicht verringern;

f) die Aktivierung des Produkts zur Lastspitzenreduktion erfolgt nach der 

Schließung des Day-Ahead-Marktes und vor Beginn des 

Regelreservemarkts;

g) das Produkt zur Lastspitzenreduktion darf nicht mit der Aufnahme der 

Stromerzeugung hinter dem Messpunkt verbunden sein.

(3) Die tatsächliche Verbrauchsverringerung aufgrund der Aktivierung eines 

Produkts zur Lastspitzenreduktion wird anhand eines Basiswerts gemessen, 

der den erwarteten Stromverbrauch ohne Aktivierung des Produkts zur 

Lastspitzenreduktion widerspiegelt. Beschließt ein Netzbetreiber, ein 

Produkt zur Lastspitzenreduktion gemäß Absatz 2 Unterabsatz 2 dieses 

Artikels zu beschaffen, so entwickelt er in Absprache mit den 

Marktteilnehmern und im Einklang mit Artikel 23 der Richtlinie 

(EU) 2019/944 und den Verfahren, die in dem gemäß Artikel 59 

angenommenen Netzkodex festgelegt sind, eine Methode zur Bestimmung 

des Basiswerts und legt sie der Regulierungsbehörde zur Genehmigung vor. 

Entspricht der in Absatz 2 Unterabsatz 2 dieses Artikels genannte 

Vorschlag nicht den in diesem Unterabsatz festgelegten Anforderungen, so 

fordert die Regulierungsbehörde den Netzbetreiber auf, den Vorschlag 

anzupassen.

▌

Artikel 7b

Spezielles Messgerät

(1) Unbeschadet von Artikel 19 der Richtlinie (EU) 2019/944 gestatten die 

Mitgliedstaaten Kunden und Marktteilnehmern, einschließlich 

unabhängiger Aggregatoren, mit ausdrücklicher Zustimmung der 

Eigentümer und Nutzer, den Übertragungs- und Verteilernetzbetreibern im 

Einklang mit den geltenden Vorschriften der Union über den Datenschutz 

und den Schutz der Privatsphäre, insbesondere mit Verordnung 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:02016R0679-20160504


RR\1284103DE.docx 45/132 PE747.032v02-00

DE

(EU) 2016/679, im Hinblick auf die Beobachtbarkeit, Abrechnung ▌und 

Flexibilitätsleistungen sowie die gemeinsame Energienutzung, Zugang zu 

Daten von speziellen Messgeräten, auch aus Laststeuerungs- und 

Energiespeichersystemen, zu haben und diese zu nutzen. Diese Daten 

können zu Forschungszwecken genutzt werden, sofern sie aggregiert und 

anonymisiert wurden.

(2) Die Mitgliedstaaten legen harmonisierte Anforderungen an ein Verfahren zur 

Validierung der Daten der speziellen Messgeräte fest, um die Qualität und 

Kohärenz der Daten und auch die Interoperabilität von neuen speziellen 

Messgeräten, die nach ... [Datum des Inkrafttretens dieser 

Änderungsverordnung] installiert wurden, im Einklang mit Artikel 23 der 

Richtlinie (EU) 2019/944 und den Verfahren, die im Netzkodex festgelegt 

werden, der gemäß Absatz 59 Absatz 1 Buchstabe e dieser Verordnung 

angenommen wurde, und unter Berücksichtigung der einschlägigen 

Unionsvorschriften für Messinstrumente zu überprüfen und 

sicherzustellen.“

(2a) Werden Flexibilitätsmaßnahmen durch den Einsatz solcher speziellen 

Messgeräte geplant, sind die Netzbetreiber zu informieren, um die Stabilität 

des Stromnetzes sicherzustellen.

5. Artikel 8 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung:

Die NEMO gestatten es den Marktteilnehmern, Energie möglichst echtzeitnah, 

zumindest jedoch bis zum Zeitpunkt der Schließung des zonenübergreifenden 

Intraday-Marktes, zu handeln. Ab dem 1. Januar 2026 darf die Schließung des 

zonenübergreifenden Intraday-Marktes nicht früher als 30 Minuten vor 

Echtzeit erfolgen, sofern diese Maßnahme nicht zu einem Anstieg der 

Treibhausgasemissionen führt. Die Regulierungsbehörden können auf 

Antrag des betreffenden Übertragungsnetzbetreibers eine Ausnahme von 

dieser Anforderung bis zum 1. Januar 2029 gewähren. Dieser Antrag muss 

Folgendes enthalten: 

a) eine in Zusammenarbeit mit NEMO und unter Berücksichtigung von 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:02016R0679-20160504
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Rückmeldungen von Marktteilnehmern gemäß Artikel 9 der 

Verordnung (EU) 2015/1222 ausgearbeitete Folgenabschätzung, in der 

die negativen Auswirkungen einer solchen Maßnahme auf die 

Sicherheit des nationalen Stromsystems, die Kosteneffizienz, die 

Integration erneuerbarer Energiequellen und die 

Treibhausgasemissionen aufgezeigt werden; und

b) einen Aktionsplan zur Verkürzung der Zeit für die Schließung des 

zonenübergreifenden Intraday-Marktes auf 30 Minuten bis zum 

1. Januar 2029. 

Regulierungsbehörden können einschlägige Übertragungsnetzbetreiber auf 

Antrag ab dem in Unterabsatz 2 genannten Zeitpunkt nochmals für 

höchstens zwei Jahre von der in Unterabsatz 1 genannten Auflage 

ausnehmen. Der Antrag des einschlägigen Übertragungsnetzbetreibers ist 

bis zum 1. Januar 2029 bei der Regulierungsbehörde des antragstellenden 

Übertragungsnetzbetreibers, beim ENTSO (Strom) und bei der ACER 

einzureichen und enthält: 

a) eine neue Folgenabschätzung, in der die Notwendigkeit einer weiteren 

Ausnahme auf der Grundlage der Risiken für die Sicherheit des 

nationalen Stromsystems, der Kosteneffizienz, der Integration 

erneuerbarer Energiequellen und der Treibhausgasemissionen unter 

Berücksichtigung der Rückmeldungen von Marktteilnehmern und 

NEMO begründet wird; und

b) einen überarbeiteten Aktionsplan zur Verkürzung der Zeit für die 

Schließung des zonenübergreifenden Intraday-Marktes auf 30 Minuten 

innerhalb von zwei Jahren nach Ablauf des ersten 

Ausnahmezeitraums.

Die ACER gibt innerhalb von sechs Monaten nach Eingang des Antrags auf 

solche Ausnahmen eine Stellungnahme zu den grenzüberschreitenden 

Auswirkungen der in den Unterabsätzen 1 und 3 genannten Ausnahmen ab. 

Die betreffende Regulierungsbehörde trägt dieser Stellungnahme Rechnung, 

bevor sie über einen Antrag auf eine Ausnahme entscheidet.
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Bis zum 1. Dezember 2027 legt die Kommission nach Konsultation der 

NEMO, des ENTSO (Strom), der ACER und der einschlägigen 

Interessenträger dem Europäischen Parlament und dem Rat einen Bericht 

vor, in dem sie die Durchführbarkeit und die praktischen Lösungen für eine 

weitere Verkürzung der Zeit für die Schließung des zonenübergreifenden 

Marktes bewertet, um den Marktteilnehmern einen möglichst echtzeitnahen 

Energiehandel zu ermöglichen. In dem Bericht sind die Auswirkungen auf 

die Sicherheit des Stromnetzes, die Kosteneffizienz, die Vorteile für die 

Integration erneuerbarer Energiequellen und die Verringerung von 

Treibhausgasemissionen zu berücksichtigen.

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung:

Die NEMO stellen für den Handel an den Day-Ahead- und Intraday-Märkten 

Produkte zur Verfügung, die mit Mindestgebotsgrößen von 100 kW oder 

weniger klein genug sind, um die wirksame Beteiligung der Laststeuerung, der 

Energiespeicherung und kleiner Anlagen zur Stromerzeugung aus 

erneuerbaren Energiequellen – auch durch direkte Teilnahme der Kunden, 

unter anderem durch Aggregation – zu ermöglichen.

6. Artikel 9 erhält folgende Fassung:

„Artikel 9

Terminmärkte

(-1) Bis zum … [sechs Monate nach dem Datum des Inkrafttretens dieser 

Änderungsverordnung] vergeben die Übertragungsnetzbetreiber langfristige 

Übertragungsrechte oder treffen gleichwertige Maßnahmen, damit 

Marktteilnehmer, einschließlich Eigentümern von Erzeugungsanlagen, in 

denen erneuerbare Energiequellen genutzt werden, Preisrisiken über die 

Gebotszonengrenzen hinweg absichern können. Langfristige 

Übertragungsrechte werden im Einklang mit der 

Verordnung (EU) 2016/1719 regelmäßig auf transparente, marktorientierte 

und diskriminierungsfreie Weise zugeteilt und haben eine Laufzeit von 

mindestens drei Jahren. Die Frequenz der Zuweisung langfristiger 
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zonenübergreifender Kapazität muss zum effizienten Funktionieren des 

Terminmarkts beitragen. Die Übertragungsnetzbetreiber entwickeln einen 

Ansatz, der darauf abzielt, das Volumen der zonenübergreifenden 

Kapazitäten auf den Terminmärkten und die Liquidität zu erhöhen.

(-1a) Bis zum … [zwölf Monate nach dem Datum des Inkrafttretens dieser 

Änderungsverordnung] führt die Kommission nach Konsultation der 

ENTSO (Strom) und der einschlägigen Marktteilnehmer eine Bewertung der 

möglichen Umsetzung praktischer Lösungen zur Bewältigung des 

Absicherungsbedarfs von Marktteilnehmern durch. Bei dieser Bewertung 

wird mindestens Folgendes berücksichtigt:

a) die Häufigkeit von Auktionen für langfristige Übertragungsrechte;

b) angemessene Produktlaufzeiten für Übertragungsrechte, die auf bis zu 

drei Jahre verlängert werden;

c) die Entwicklung eines Sekundärmarktes;

d) die Einführung von Produkten wie Verpflichtungen im Hinblick auf 

finanzielle Übertragungsrechte;

e) die Verbesserung der Sicherheit für Investoren und der Preisstabilität 

für Verbraucher;

f) Verfahren zur vollständigen Kostendeckung, um alle finanziellen 

Risiken und Verluste, die sich aus diesen zusätzlichen Maßnahmen 

ergeben, durch die Regulierungsbehörde zu decken;

g) der Zeitplan für die Umsetzung.

(1) Bis zum … [18 Monate nach dem Datum des Inkrafttretens dieser 

Änderungsverordnung] legt die Kommission nach Konsultation von ACER, 

ENTSO (Strom) und der ESMA, einschließlich anderer einschlägiger 

Interessenträger, dem Europäischen Parlament und dem Rat eine Bewertung 

der Auswirkungen der Einrichtung regionaler virtueller Hubs für den 

Terminmarkt auf das Funktionieren der Strommärkte vor und überarbeitet 

gegebenenfalls die Verordnung (EU) 2016/1719 der Kommission im 
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Einklang mit Artikel 59 Absatz 1. In der Folgenabschätzung wird der 

Schwerpunkt unter anderem auf Folgendes gelegt: 

-a) Bestimmung der Auswirkungen regionaler virtueller Hubs, zumindest 

auf den Terminmarkt, die Übertragungsnetzbetreiber, die 

Marktteilnehmer und die Endverbraucher, sowie der potenziellen 

Vor‑ und Nachteile, die regionale virtuelle Hubs im Vergleich zum 

bestehenden zonalen Modell bringen würden; 

a) die Festlegung des passenden geografischen Umfangs der regionalen 

virtuellen Hubs▌, einschließlich der Gebotszonen, die diese Hubs 

bilden und besonderer Situationen von Gebotszonen, die zu zwei oder 

mehreren virtuellen Hubs gehören, mit dem Ziel, die Preiskorrelation 

zwischen den Referenzpreisen und den Preisen der Gebotszonen, die 

regionale virtuelle Hubs bilden, zu maximieren;

aa) die gebührende Berücksichtigung des Grads der 

Stromverbundfähigkeit der Mitgliedstaaten, insbesondere derjenigen 

Mitgliedstaaten, die hinter den in Artikel 4, Buchstabe d Nummer 1 

der Verordnung (EU) 2018/1999 für 2020 und 2030 festgelegten 

Verbundzielen zurückbleiben;

b) Bewertung einer Methode zur Berechnung der Referenzpreise für die 

regionalen virtuellen Hubs für den Terminmarkt, die darauf abzielt, die 

Korrelationen zwischen dem Referenzpreis und den Preisen der 

Gebotszonen, die einen regionalen virtuellen Hub bilden, auf der 

Grundlage vorab festgelegter objektiver Kriterien zu maximieren▌; 

c) Einbindung einer Festlegung der finanziellen langfristigen 

Übertragungsrechte von Gebotszonen zu den regionalen virtuellen 

Hubs als finanzielle Verpflichtungen, um die Marktteilnehmer in die 

Lage zu versetzen, sich gegen positive und negative Preisspannen 

abzusichern, auch in Bezug auf Mengen und Laufzeiten, und die 

Notwendigkeit, den Handel mit langfristigen Übertragungsrechten 

zwischen jeder Gebotszone und dem regionalen virtuellen Hub 

anzubieten;
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d) Wege zur Maximierung der Handelsmöglichkeiten für 

Absicherungsprodukte, die sich auf die regionalen virtuellen Hubs 

▌beziehen, sowie für langfristige Übertragungsrechte zwischen 

Gebotszonen und regionalen virtuellen Hubs;

da) Festlegung, wie die zentrale Vergabeplattform im Sinne von Absatz 3 

Vergabemöglichkeiten anbietet und den Handel mit langfristigen 

Übertragungsrechten erleichtert;

db) Aufnahme eines indikativen Umsetzungsprozesses.

▌

(3) Die gemäß der Verordnung (EU) 2016/1719 eingerichtete zentrale 

Vergabeplattform fungiert als Stelle, die die Zuweisung anbietet und den 

Handel mit langfristigen Übertragungsrechten im Namen der 

Übertragungsnetzbetreiber erleichtert. Sie muss eine in Anhang II der 

Richtlinie (EU) 2017/1132 des Europäischen Parlaments und des Rates 

genannte Rechtsform haben.

(4) Die zentrale Vergabeplattform muss

a) den Handel mit langfristigen Übertragungsrechten zwischen den 

einzelnen Gebotszonen und gegebenenfalls regionalen virtuellen Hubs 

ermöglichen; ist eine Gebotszone nicht Teil eines virtuellen Hubs, kann 

sie an einen virtuellen Hub oder andere Gebotszonen, die Teil derselben 

Kapazitätsberechnungsregion sind, finanzielle langfristige 

Übertragungsrechte vergeben;

b) langfristige zonenübergreifende Kapazität regelmäßig und auf 

transparente, marktbasierte und diskriminierungsfreie Weise zuweisen; 

die Frequenz der Zuweisung langfristiger zonenübergreifender 

Kapazität muss zum effizienten Funktionieren des Terminmarkts 

beitragen;

c) Handel mit finanziellen Übertragungsrechten anbieten, der es den 

Inhabern dieser finanziellen Übertragungsrechte ermöglichen, sich 

gegen positive und negative Preisspreads abzusichern, und die häufig 
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fällig werden und Laufzeiten von bis zu mindestens drei Jahren 

aufweisen.

(5) Ist eine Regulierungsbehörde auf Grundlage der in Absatz 1 dieses Artikels 

genannten Bewertung der Ansicht, dass den Marktteilnehmern keine 

ausreichenden Absicherungsmöglichkeiten zur Verfügung stehen, so können 

Regulierungsbehörden von Strombörsen oder Übertragungsnetzbetreibern 

verlangen, zusätzliche Maßnahmen wie z. B. Market-Making-Tätigkeiten zu 

ergreifen, um die Liquidität des Terminmarkts zu verbessern; falls an den 

Terminmärkten Finanzinstrumente im Sinne von Artikel 4 Absatz 1 

Nummer 15 der Richtlinie (EU) 2014/65 betroffen sind, konsultiert sie davor 

die jeweils zuständigen Finanzmarktbehörden. Vorbehaltlich der Einhaltung 

des Wettbewerbsrechts der Union sowie der Richtlinie (EU) 2014/65 und der 

Verordnungen (EU) Nr. 648/2012 und (EU) Nr. 600/2014 steht es den 

Marktbetreibern frei, Terminabsicherungsprodukte – einschließlich 

langfristiger Terminabsicherungsprodukte – zu entwickeln, um den 

Marktteilnehmern, einschließlich der Eigentümer von Gesamteinrichtungen 

zur Stromerzeugung, in denen erneuerbare Energiequellen genutzt werden, 

angemessene Möglichkeiten zur Absicherung gegen die finanziellen Risiken 

von Preisschwankungen zu bieten. Die Mitgliedstaaten dürfen nicht 

verlangen, dass solche Absicherungstätigkeiten auf Transaktionen innerhalb 

eines Mitgliedstaats oder einer Gebotszone beschränkt werden dürfen.“

(7) Artikel 18 wird wie folgt geändert:

[a] Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Die Tarifmethoden spiegeln die Fixkosten der Übertragungs- und 

Verteilernetzbetreiber wider, berücksichtigen sowohl Kapital- als auch 

Betriebskosten oder eine effiziente Kombination von beiden, 

einschließlich der Vorabinvestitionen, um sowohl kurzfristig als auch 

langfristig angemessene Anreize für Übertragungs- und 

Verteilernetzbetreiber zu setzen und so zur Erleichterung der 

Energiewende in den Ausbau der Netzinfrastruktur und in die 

zusätzlichen physischen und digitalen Netzelemente zu investieren, die 
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erforderlich sind, um die in den nationalen Energie- und Klimaplänen 

festgelegten Ziele zu erreichen und zugleich die Effizienz einschließlich 

der Energieeffizienz zu steigern, die Marktintegration, die Kapazität zur 

Erzeugung von Energie aus erneuerbaren Energiequellen und die 

Versorgungssicherheit zu fördern, die Nutzung von 

Flexibilitätsleistungen zu unterstützen, die Verwendung flexibler 

Netzanschlussverträge zu ermöglichen und effiziente und rechtzeitige 

Investitionen einschließlich Lösungen zur Optimierung des bestehenden 

Netzes zu unterstützen, für die Entwicklung eines intelligenten Netzes 

zu sorgen und die Energiespeicherung, die Laststeuerung sowie die 

damit verbundenen Forschungstätigkeiten zu unterstützen, um die 

Auswirkungen auf die Umwelt zu verringern, die Akzeptanz zu fördern 

und Innovationen im Interesse der Verbraucher in Bereichen wie 

Digitalisierung, Flexibilitätsleistungen und Verbindungsleitungen zu 

erleichtern, insbesondere um die erforderliche Infrastruktur zum 

Verwirklichen des in Artikel 4 Buchstabe d Nummer 1 der Verordnung 

(EU) 2018/1999 festgelegten Mindestziels für den Stromverbund von 

15 % für 2030 zu entwickeln.

Die Regulierungsbehörden entwickeln in Zusammenarbeit mit 

Übertragungs- und Verteilernetzbetreibern, einschließlich anderer 

einschlägiger Interessenträger, einen Rahmen zur Bewertung, ob die 

Übertragungs- und Verteilernetzbetreiber in ihren 

Netzentwicklungsplänen alle Arten von Vorabinvestitionen, wie z. B. 

Investitionen für die Entwicklung von Netzen im Zusammenhang mit 

Gebieten zur beschleunigten Nutzung erneuerbarer Energie, die 

Ladeinfrastruktur für Elektrofahrzeuge oder den Einsatz von 

Wärmepumpen, und eine angemessene Methodik der Kosten-Nutzen-

Analyse für die Bewertung der Auswirkungen solcher Investitionen 

angemessen berücksichtigen.“ 

aa) Absatz 3 erhält folgende Fassung:

„(3) Von der Höhe der gegenüber den Erzeugern oder Endkunden, oder 

beiden erhobenen Tarife gehen erforderlichenfalls standortbezogene 
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Investitionssignale auf Unionsebene aus, z. B. Anreize mittels 

Tarifstrukturen, um die Kosten für Redispatch und Ausbau des 

Stromnetzes zu senken, und diese Tarife tragen dem Umfang der 

verursachten Netzverluste und Engpässe und den Kosten von 

Investitionen in die Infrastruktur Rechnung.“

[b] Absatz 8 erhält folgende Fassung:

„(8) Die Übertragungs- und Verteilungstarifmethoden müssen den 

Übertragungs- und Verteilernetzbetreibern Anreize für den 

kosteneffizientesten Betrieb und Ausbau ihrer Netze bieten, unter 

anderem mittels der Beschaffung von Dienstleistungen. Zu diesem 

Zweck erkennen die Regulierungsbehörden maßgebliche Kosten an, 

einschließlich Kosten im Zusammenhang mit Vorabinvestitionen, und 

berücksichtigen sie in den Übertragungs- und Verteilungstarifen; 

außerdem führen sie gegebenenfalls Leistungsziele ein, um den 

Übertragungs- und Verteilernetzbetreibern Anreize zur Steigerung der 

allgemeinen Systemeffizienz, der Qualität und Versorgungssicherheit 

in ihren Netzen zu bieten, auch durch Energieeffizienz durch die 

Anwendung des in Artikel 2 Nummer 18 der Verordnung (EU) 

2018/1999 festgelegten Grundsatzes „Energieeffizienz an erster Stelle“, 

die Nutzung von Flexibilitäts- und Laststeuerungsleistungen sowie den 

Ausbau intelligenter Netze und die breitere Einführung intelligenter 

Messsysteme im Einklang mit den Merkmalen des entsprechenden 

Stromnetzes und den klimapolitischen Zielen.

(8a) Die Übertragungs- und Verteilernetzbetreiber bieten die Möglichkeit 

an, in den Bereichen, in denen nur begrenzte oder keine 

Netzkapazitäten für neue Anschlüsse verfügbar sind, flexible 

Netzanschlussverträge einzurichten, die gemäß Artikel 50 Absatz 4a 

Unterabsatz 1 dieser Verordnung und Artikel 31 Absatz 3 der Richtlinie 

(EU) 2019/944 veröffentlicht werden. In diesen flexiblen 

Netzanschlussverträgen ist Folgendes festzulegen:
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a) die maximale feste Ein- und Ausfuhr von Strom aus dem und 

in das Netz sowie die zusätzliche flexible Ein- und 

Ausfuhrkapazität, die angeschlossen und im Laufe des Jahres 

nach Zeitblöcken differenziert werden kann;

b) die Netzentgelte, die sowohl für die festen als auch für die 

flexiblen Ein- und Ausfuhrkapazitäten gelten;

c) die Wahrscheinlichkeit einer Kürzung, wenn die feste 

Höchstkapazität überschritten wird; 

d) die vereinbarte Dauer des flexiblen Netzanschlussvertrags und 

das vereinbarte Datum für die Gewährung des Anschlusses 

für die gesamte beantragte feste Kapazität.

Der Netznutzer, der einen flexiblen Netzanschluss beantragt, muss ein 

Leistungsregelungssystem installieren, das von einer nationalen 

Normungsstelle zertifiziert ist.

Die Regulierungsbehörden stellen sicher, dass flexible 

Netzanschlussverträge nicht als dauerhafte Alternative genutzt werden und 

somit nicht zu einer Verzögerung des genehmigten Netzausbaus in den 

festgelegten Gebieten führen.“

[c] Absatz 9 Buchstabe f erhält folgende Fassung:

„f) Methoden zur Wahrung der Transparenz bei der Festsetzung und Struktur 

der Tarife, einschließlich Vorabinvestitionen, die in enger 

Zusammenarbeit mit den einschlägigen Interessenträgern, 

einschließlich Interessenträgern in der Verkehrs- sowie Wärme- und 

Kältebranche, im Einklang mit den einschlägigen energiepolitischen 

Zielen der Union und der Mitgliedstaaten festgelegt werden, wobei die 

in Artikel 2 Nummer 9a der Richtlinie (EU) 2018/2001 festgelegten 

Beschleunigungsgebiete berücksichtigt werden,“

[d] in Absatz 9 wird folgender Buchstabe i angefügt:

„i) Anreize für effiziente Investitionen in Netze, auch in Bezug auf flexible 

Ressourcen und flexible Netzanschlussverträge.“
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8. Artikel 19 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

a) Buchstabe b erhält folgende Fassung:

„b) Maximierung und Ausbau von zonenübergreifenden Kapazitäten durch 

Optimierung des Einsatzes vorhandener Verbindungsleitungen, 

erforderlichenfalls durch koordinierte Entlastungsmaßnahmen, oder 

Deckung von Kosten von Investitionen in die Netze, die für die 

Verringerung von Engpässen bei Verbindungsleitungen maßgeblich sind, 

oder“

b) folgender Buchstabe c wird angefügt:

„c) als Teil des Genehmigungsverfahrens und nach einer koordinierten 

Entscheidung des betreffenden Mitgliedstaats zur Umsetzung der 

Offshore-Gebotszonen und zur Gestaltung der 

Unterstützungsmechanismen, Beitragen zum teilweisen Ausgleich für 

Offshore-Erzeuger von erneuerbarer Energie in einer Offshore-

Gebotszone, wenn auf der Verbindungsleitung nicht genügend 

Kapazität vorhanden ist, wie in dem Netzanschlussvertrag vereinbart, 

oder in den kritischen Netzelementen, die Auswirkungen auf die 

Kapazität der Verbindungsleitung haben, gemäß den in Artikel 16 

Absätze 3, 8 und 9 festgelegten Regeln für die Kapazitätsberechnung, 

was zu einem gleichzeitigen Einnahmeverlust des Offshore-Erzeugers 

von erneuerbarer Energie und einem Einnahmeüberschuss auf der 

Verbindungsleitung führt, vorausgesetzt, dass der Verbrauch in der 

Gebotszone kein Mitverursacher der Preisbildung ist; nur die 

überschüssigen Einnahmen aus den Verbindungsleitungen werden für 

den Ausgleich für Offshore-Erzeuger von erneuerbarer Energie 

verwendet. Auf Jahresbasis darf der Gesamtausgleich aller Erzeuger in 

der betreffenden Gebotszone die gesamten Engpasserlöse nicht 

übersteigen, die auf den Verbindungsleitungen zwischen der Offshore-

Gebotszone und den betroffenen benachbarten Gebotszonen während 

der spezifischen Marktabrechnungszeiträume, in denen dieser 

Ausgleich angewendet wird, erzielt wurden.
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Bis zum 31. Dezember 2024 ändert die Kommission die Verordnung 

(EU) 2015/1222 gemäß Artikel 59 dieser Verordnung in Bezug auf die 

Einzelheiten der Durchführung des teilweisen Ausgleichs, wobei eine 

Methodik für die Berechnung des teilweisen Ausgleichs dargelegt wird, 

einschließlich der Bedingungen, unter denen die Maßnahme auslaufen 

kann.“

9. Folgendes Kapitel IIIa wird eingefügt: 

„Kapitel IIIa 

Spezifische Investitionsanreize zur Erreichung der Dekarbonisierungsziele der Union 

Artikel 19a

Strombezugsverträge

(1) Die Mitgliedstaaten entfernen Hindernisse und fördern Strombezugsverträge, 

insbesondere Verträge über den Bezug von Energie aus erneuerbaren Quellen, um 

die Ziele aus ihrem integrierten nationalen Energie- und Klimaplan in Bezug auf die 

Dimension ‚Dekarbonisierung‘ gemäß Artikel 4 Buchstabe a der Verordnung 

(EU) 2018/1999 zu erreichen und vorhersehbarere Strompreise sicherzustellen und 

gleichzeitig wettbewerbsfähige und liquide Elektrizitätsmärkte zu bewahren. Um die 

Beseitigung von Hindernissen für Strombezugsverträge sicherzustellen, kann die 

Kommission spezifische Leitlinien zur Erleichterung der administrativen 

Verpflichtungen und der komplexen Buchführung im Zusammenhang mit 

Strombezugsverträgen ausarbeiten.

(1a) Bis zum 31. Dezember 2024 richtet die Kommission in Zusammenarbeit mit 

NEMO eine Marktplattform für Strombezugsverträge ein, die auf freiwilliger Basis 

genutzt werden kann, einschließlich der optionalen standardisierten 

Strombezugsverträge gemäß Artikel 19ab, wobei zu vermeiden ist, dass dieser 

Handel die Liquidität der bestehenden Strommärkte verringert. Die Plattform soll 

die Bündelung der Nachfrage nach Strombezugsverträgen durch Aggregation 

erleichtern.
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(2) Die Mitgliedstaaten stellen in koordinierter Weise und gegebenenfalls mit 

Unterstützung der Europäischen Investitionsbank („EIB“) oder anderer 

Einrichtungen auf Unionsebene sicher, dass Instrumente▌, die die finanziellen 

Risiken im Zusammenhang mit Zahlungsausfällen von Abnehmern im Rahmen der 

Strombezugsverträge verringern sollen, vorhanden sind und gemäß den Artikeln 107 

und 108 AEUV für Kunden zugänglich sind, die von Marktzutrittsschranken auf dem 

Markt für Strombezugsverträge betroffen sind und sich nicht in finanziellen 

Schwierigkeiten befinden. Solche Instrumente erleichtern die Bündelung der 

Nachfrage nach Strombezugsverträgen und können unter anderem 

Garantieregelungen zu Marktpreisen oder private Garantien im Einklang mit dem 

einschlägigen Unionsrecht umfassen. Die Mitgliedstaaten berücksichtigen dabei die 

auf Unionsebene vorhandenen Instrumente. Die Mitgliedstaaten legen anhand 

diskriminierungsfreier Kriterien für jede Kundenkategorie, insbesondere für 

Kleinstunternehmen, KMU, Haushalte, auch über Aggregatoren, Erneuerbare-

Energie-Gemeinschaften, Bürgerenergiegemeinschaften und Versorger ohne 

Erzeugungsanlagen, fest, an welche Kundenkategorien sich diese Instrumente 

richten.

(3) Von den Mitgliedstaaten, der EIB oder anderen Einrichtungen auf Unionsebene 

gedeckte Garantieregelungen für Strombezugsverträge müssen Bestimmungen 

enthalten, die eine Verringerung der Liquidität auf den Elektrizitätsmärkten 

verhindern, dürfen den Erwerb von Strom aus fossilen Brennstoffen nicht fördern 

und dürfen die darunter fallenden Erzeuger nicht daran hindern, sich an den 

Regelreserve- und Systemdienstleistungsmärkten zu beteiligen. Wo es die 

Bedingungen zulassen, unterstützen diese Garantieregelungen ausschließlich den 

Erwerb von Strom aus erneuerbaren Energiequellen.

(4) Die Förderregelungen für Strom aus erneuerbaren Quellen ermöglichen Projekten, 

bei denen ein Teil des Stroms für den Verkauf im Rahmen eines 

Strombezugsvertrags von erneuerbarem Strom oder anderer marktbasierter 

Vereinbarungen reserviert ist, die Teilnahme, sofern die beiden Parteien des 

Strombezugsvertrags nicht von derselben Einrichtung kontrolliert werden, es sei 

denn, der Käufer handelt als Aggregator von Kunden, die von 
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Marktzutrittsschranken auf dem Markt für Strombezugsverträge betroffen sind, 

und sofern eine doppelte Bindung derselben Kapazität verhindert wird. 

(4a) Bei der Gestaltung solcher Förderregelungen bemühen sich die Mitgliedstaaten um 

die Anwendung von Bewertungskriterien, die Bietern Anreize bieten, den Zugang 

von Kunden, die von Hindernissen beim Zutritt zum Markt für 

Strombezugsverträgebetroffen sind, zu erleichtern, sofern sich dies nicht negativ 

auf den Wettbewerb auf dem Markt auswirkt. ▌

(5) In den Strombezugsverträgen werden die Gebotszone der Lieferung und die 

Verantwortung für die Sicherung der zonenübergreifenden Übertragungsrechte für 

den Fall einer Änderung der Gebotszone gemäß Artikel 14 festgelegt.

(6) In den Strombezugsverträgen werden im Einklang mit dem Wettbewerbsrecht der 

Union die Bedingungen festgelegt, unter denen Kunden und Erzeuger aus den 

Strombezugsverträgen austreten können, z. B. geltende Austrittsgebühren und 

Kündigungsfristen.

(6a) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Regulierungsmaßnahmen nicht in 

einer Weise überarbeitet werden, die die Bedingungen der Strombezugsverträge 

ändert oder sich negativ auf Strombezugsverträge auswirkt, die vor Inkrafttreten 

der Regulierungsmaßnahme abgeschlossen wurden.

(6b) Bis Januar 2026 und danach alle zwei Jahre bewertet die Kommission, ob 

Hindernisse weiterhin bestehen, und ob auf den Märkten für Strombezugsverträge 

eine ausreichende Transparenz besteht.

Artikel 19aa

Unionsdatenbank für Strombezugsverträge

(1) ACER richtet eine Unionsdatenbank für Strombezugsverträge (im Folgenden 

„Datenbank“) ein, pflegt und verwaltet sie. Die Datenbank fungiert als digitale 

Plattform und wird verwendet, um die Überwachung einschlägiger Informationen 

über die in der Union geschlossenen Strombezugsverträge durch ACER und 

Regulierungsbehörden zu erleichtern. Regulierungsbehörden können ähnliche 

Datenbanken auf nationaler Ebene einrichten.



RR\1284103DE.docx 59/132 PE747.032v02-00

DE

(2) Für die Einrichtung der Datenbank übermitteln Marktteilnehmer, die 

Strombezugsverträge abschließen, oder Personen, die in ihrem Namen handeln, 

die Einzelheiten der Strombezugsverträge an ACER. Marktteilnehmer, die 

Datensätze von Strombezugsverträgen im Einklang mit der Verordnung 

(EU) Nr. 1227/2011 und der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 gemeldet haben, 

unterliegen keinen doppelten Berichterstattungspflichten im Hinblick auf diese 

Verträge. 

(3) Auf der Grundlage der erfassten Informationen veröffentlicht ACER einen 

Jahresbericht über den Markt für Strombezugsverträge auf Unionsebene und auf 

Ebene der Mitgliedstaaten als Teil des in Artikel 15 der 

Verordnung (EU) 2019/942 genannten Berichts über die Beobachtungen.

(4) ACER entwickelt die technischen und funktionalen Spezifikationen der 

Datenbank, einschließlich des interoperablen Datenaustauschmechanismus für 

den Informationsaustausch mit den Regulierungsbehörden und des Formats für 

die elektronische Übermittlung. ACER sorgt dafür, dass die Datenbank bis zum ... 

[zwölf Monate nach dem Datum des Inkrafttretens dieser Änderungsverordnung] 

vollständig funktionsfähig ist.

(5) Die Kommission legt im Wege von Durchführungsrechtsakten die Einzelheiten, die 

zeitliche Planung und das Format der Berichterstattung fest. Diese 

Durchführungsrechtsakte werden gemäß dem in Artikel 67 Absatz 2 genannten 

Prüfverfahren erlassen.

Artikel 19ab

Freiwillige standardisierte Strombezugsverträge

ACER entwickelt gemeinsam mit den NEMO nach Absprache mit den einschlägigen 

Interessenträgern standardisierte PPA, die das Verfahren vereinfachen und dem 

Risikoprofil von Kunden unterschiedlicher Größe entsprechen sollen. Die Verwendung 

dieser standardisierten PPA ist für die Vertragsparteien freiwillig. Standardisierte PPA 

weisen unter anderem folgende Merkmale auf:

a) sie bieten eine Vielzahl kürzerer Vertragslaufzeiten, darunter bis zu fünf 

Jahren, an;
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b) sie bieten eine Elektrizitätsversorgung zu unterschiedlichen Zeitbereichen 

an;

c) sie stellen unterschiedliche Preisformeln bereit;

d) sie berücksichtigen das vom Kunden angeforderte Lastprofil.

In den standardisierten Verträgen können im Einklang mit dem Wettbewerbsrecht der 

Union auch die Bedingungen festgelegt werden, unter denen Kunden und Erzeuger aus 

den Strombezugsverträgen austreten können, z. B. geltende Austrittsgebühren und 

Kündigungsfristen.

Artikel 19ac

EU-Gebotsverfahren für erneuerbare Energiequellen

(1) Kommt die Kommission auf der Grundlage ihrer Bewertung der Entwürfe der 

integrierten nationalen Energie- und Klimapläne gemäß Artikel 9 der Verordnung 

(EU) 2018/1999 zu dem Schluss, dass die Beiträge der Mitgliedstaaten nicht 

ausreichen, um die zusätzlichen 2,5 % zur Erreichung des Ziels eines Anteils von 

45 % von Energie aus erneuerbaren Quellen am Bruttoendenergieverbrauch der 

Union im Jahr 2030 gemäß der Richtlinie (EU) 2018/2001 zu erreichen, so ergreift 

die Kommission zusätzliche Maßnahmen zur Verwirklichung dieses Ziels, die 

Instrumente auf Unionsebene umfassen können, wie etwa europaweite Auktionen, 

insbesondere zusätzliche von der Union unterstützte Garantien für PPA sowie 

zweiseitige Differenzverträge, um den Aufbau zusätzlicher Kapazitäten für 

erneuerbare Energie zu fördern, die mindestens den zusätzlichen 2,5 % 

entsprechen, um das Unionsziel von 45 % zu erreichen.

(2) Die in Absatz 1 genannten zusätzlichen Maßnahmen können Investitionen in 

Infrastruktur oder Speicher am selben Standort umfassen, die die Integration der 

erzeugten Energie aus erneuerbaren Quellen in das Stromnetz ermöglichen.

Artikel 19b

Direkte Preisstützungssysteme für neue Investitionen in die Stromerzeugung
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(1) Direkte Preisstützungssysteme für neue Investitionen in die Stromerzeugung aus den 

in Absatz 2 genannten Quellen haben die Form ▌zweiseitiger Differenzverträge oder 

gleichwertiger Systeme, mit denen nach Bewertung und Genehmigung durch die 

Kommission zur Gleichwertigkeit solcher Systeme die gleichen Ziele erreicht 

werden. Die Beteiligung an diesen Systemen ist für die Marktteilnehmer freiwillig. 

Diese Systeme werden über ein wettbewerbsförderndes, offenes, transparentes, 

diskriminierungsfreies und kosteneffizientes Verfahren im Einklang mit den 

Vorschriften für staatliche Beihilfen umgesetzt, das unangemessene Verzerrungen 

des effizienten Funktionierens der Strommärkte verhindert und Anreize zum 

effizienten Betrieb und zur effizienten Teilnahme an den Strommärkten bewahrt. 

Neue Investitionen in die Stromerzeugung umfassen Investitionen in neue 

Stromerzeugungsanlagen oder Investitionen zum Repowering bestehender 

Stromerzeugungsanlagen oder Investitionen zur Erweiterung bestehender 

Stromerzeugungsanlagen, wenn eine erhebliche Erhöhung der 

Stromerzeugungskapazität erreicht wird.

Bei Investitionen zur Erweiterung bestehender Stromerzeugungsanlagen sind 

zweiseitige Differenzverträge strikt auf den Anteil der gesamten 

Stromerzeugungskapazität beschränkt, der die Kosten der neuen Investition im 

Verhältnis zu den Gesamtinvestitionskosten in die Stromerzeugungsanlage 

abbildet.

Unterabsatz 1 gilt für Verträge im Rahmen direkter Preisstützungssysteme für 

neue Investitionen in die Erzeugung, die ab dem ... [ein Jahr nach dem 

Inkrafttreten dieser Änderungsverordnung] abgeschlossen werden.

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass der Umfang und die Höhe der nicht im 

Rahmen eines wettbewerblichen Angebotsverfahrens gemäß Richtlinie (EU) 

2018/2001 ausgegebenen Differenzverträge nicht den Umfang und die Höhe der 

im betreffenden Mitgliedstaat im Rahmen eines wettbewerblichen 

Angebotsverfahrens ausgegebenen Differenzverträge übersteigt.

(2) Absatz 1 gilt für neue Investitionen in die Stromerzeugung aus folgenden Quellen:

a) Windenergie;

b) Solarenergie;
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c) geothermische Energie;

d) Wasserkraft ohne Speicher;

e) Kernenergie.

(3) Direkte Preisstützungssysteme gemäß Absatz 1 müssen mindestens

a) so gestaltet sein, dass die Einnahmen, die erzielt werden, wenn der Marktpreis 

über dem Ausübungspreis liegt, auf ▌die Stromendkunden unter besonderer 

Berücksichtigung schutzbedürftiger Kunden und von Energiearmut 

betroffener oder bedrohter Kunden gemäß Artikel 2 Nummer 52 der 

Richtlinie [Energieeffizienz-Richtlinie] verteilt werden. Die Mitgliedstaaten 

können die Einnahmen auch dazu verwenden, die Kosten der 

Stützungssysteme auszugleichen, wenn der Marktpreis unter dem 

Ausübungspreis liegt, oder um Investitionen für die Energiewende in den 

Ausbau des Verteilernetzes, erneuerbare Energiequellen, Ladeinfrastruktur 

für Elektrofahrzeuge, Energieeffizienz und -speicherung zu unterstützen, 

oder um energieintensive Industriezweige, bei denen die Gefahr einer 

Verlagerung von CO2-Emissionen besteht, zu unterstützen, wenn sie 

nachweisen, dass sie durch ihre Dekarbonisierungsanstrengungen 

erhebliche Emissionsreduzierungen erzielen, um Klimaneutralität zu 

erreichen, einschließlich eines Transformationsplans, in dem die wichtigsten 

Elemente ihres Weges festgelegt sind. Einnahmen, die an Endkunden verteilt 

werden, bei denen es sich um energieintensive Unternehmen handelt, werden 

im Verhältnis zum jeweiligen Verbrauchsanteils (gleiche Erstattung je 

verbrauchter MWh) auf alle Unternehmen verteilt. Die Einnahmen werden 

anhand einer gerechten, transparenten und diskriminierungsfreien 

Methodik verteilt;

b) sicherstellen, dass die Verteilung der Einnahmen an die Stromendkunden so 

gestaltet ist, dass die Anreize für die Verbraucher, ihren Verbrauch zu senken 

oder ihn auf Zeiten niedriger Strompreise zu verlagern, nicht beseitigt werden 

und der Wettbewerb zwischen den Stromanbietern nicht beeinträchtigt wird.

ba) Standortkriterien berücksichtigen, um sicherzustellen, dass neue 

Investitionen in die Stromerzeugung unter Berücksichtigung von 
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Bedingungen für Engpässe und von Netzentwicklungsplänen an optimalen 

Standorten stattfinden;

bb) so gestaltet sein, dass das Ausmaß der Energieprojekte, die damit 

verbundenen Bedingungen und die für die Energieprojekte gewährte 

Förderung nicht in einer Weise geändert werden, die sich negativ auf die 

damit verbundenen Rechte auswirkt und die wirtschaftliche Tragfähigkeit 

von Projekten untergräbt, die bereits eine Unterstützung erhalten. Die 

Mitgliedstaaten können die Höhe der Förderung nach objektiven Kriterien 

anpassen, sofern die betreffenden Kriterien in der Förderregelung von 

Anbeginn festgelegt waren;

bc) Klauseln über Vertragsstrafen enthalten, die bei einer einseitigen vorzeitigen 

Beendigung des Vertrags anwendbar sind;

bd) in keinem Zeitraum, in dem der Marktwert dieser Erzeugung negativ ist, 

Beihilfen für die Erzeugung erhalten dürfen;

be) ihre möglichen negativen Auswirkungen auf die Liquidität von 

Terminmärkten und auf den Wettbewerb zwischen Versorgern minimieren;

bf) so konzipiert sein, dass die Anreize für die Erzeugungsanlage für einen 

effizienten Betrieb und eine effiziente Teilnahme an den Strommärkten 

erhalten bleiben, insbesondere für die Anpassung ihrer Produktion an die 

Marktbedingungen;

bg) so konzipiert sein, dass sie Artikel 4 Absatz 2 und Artikel 4 Absatz 3 

Unterabsätze 1 und 3 der Richtlinie (EU) 2018/2001 sowie den Vorschriften 

für staatliche Beihilfen und dem Wettbewerbsrecht entsprechen.

(3a) Bis zum … [zwölf Monate nach Inkrafttreten dieser Verordnung] erstellt die 

Kommission Leitlinien zur Umsetzung von zweiseitigen Differenzverträgen, um die 

Mitgliedstaaten bei der Einrichtung dieser Verträge zu unterstützen.

(3b) Die ACER überwacht die Umsetzung der direkten Preisstützungssysteme in den 

Mitgliedstaaten und erstellt einen Bericht über ihre Umsetzung und ihre 

Auswirkungen auf den Wettbewerb und das Funktionieren des 

Elektrizitätsbinnenmarkts.
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Artikel 19c

Bewertung des Flexibilitätsbedarfs

(1) Innerhalb von zwölf Monaten nach dem Datum der Annahme des in Absatz 6 

genannten Vorschlags und danach alle zwei Jahre bewertet die Regulierungsbehörde 

jedes Mitgliedstaats vor dem Hintergrund der Notwendigkeit, die 

Versorgungssicherheit kosteneffizient zu gewährleisten und das Stromsystem zu 

dekarbonisieren, und zur Stabilität und Zuverlässigkeit des Systems sowie zur 

effizienten Bewirtschaftung und Entwicklung der Stromnetze beizutragen, sowie 

unter Berücksichtigung der Integration erneuerbarer Energiequellen und der 

einzelnen Sektoren, einschließlich des Potenzials der Sektorkopplung, den 

geschätzten Flexibilitätsbedarf auf nationaler Ebene, einschließlich des 

Flexibilitätsbedarfs in einem zukünftigen Netto-Null-Stromsystem für einen 

Zeitraum von mindestens zehn Jahren und erstellt einen Bericht darüber. Diese 

Berichte müssen sich auf die Daten und Analysen stützen, die von den 

Übertragungs- und Verteilernetzbetreibern des betreffenden Mitgliedstaats nach der 

Durchführung einer öffentlichen Konsultation, unter anderem von allen 

einschlägigen Interessenträgern gemäß den Absätzen 2 und 3 dieses Artikels 

bereitgestellt und nach der Methode gemäß Absatz 4 dieses Artikels erstellt wurden. 

Diese Berichte umfassen eine Bewertung der verfügbaren grenzüberschreitenden 

Flexibilität, einschließlich der Fortschritte im Hinblick auf das in Artikel 4, 

Buchstabe d Nummer 1 der Verordnung (EU) 2018/1999 festgelegte 

Stromverbundziel für 2030 von 15 %. Sie tragen der in Artikel 23 dieser 

Verordnung genannten Abschätzung der Angemessenheit der Ressourcen auf 

europäischer Ebene und den in Artikel 20 dieser Verordnung genannten 

Abschätzungen der Angemessenheit der Ressourcen auf nationaler Ebene 

Rechnung. 

(1α) Bis zum 1. Januar 2026 und danach alle zwei Jahre erstellt die ACER einen 

Bericht, in dem der Bedarf an Flexibilität im Stromsystem auf Unionsebene und 

ihr wirtschaftlich verfügbares Potenzial für einen Zeitraum von mindestens zehn 

Jahren bewertet wird. Die ACER bewertet außerdem die Einführung kurzfristiger 

Produkte für Flexibilität, flexible Netzressourcen und -anschlüsse sowie besserer 
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Präqualifikationsanforderungen für die Teilnahme an Regelreservemärkten. 

Innerhalb eines Jahres erhalten die Mitgliedstaaten Empfehlungen der ACER, um 

gegebenenfalls den nationalen Bericht anzupassen.

(2) Die in den Absätzen 1 und 1a genannten Berichte müssen eine Bewertung der 

verschiedenen Arten des Flexibilitätsbedarfs bei der Integration von Strom aus 

erneuerbaren Quellen in das Stromnetz enthalten und insbesondere das Potenzial 

nichtfossiler Flexibilität wie Laststeuerung und Energiespeicherung zur Deckung 

dieses Bedarfs sowohl auf Übertragungs- als auch auf Verteilungsebene 

berücksichtigen. In den Berichten wird zwischen dem Flexibilitätsbedarf in allen 

einschlägigen Zeitrahmen unterschieden und mindestens zwischen 

jahresübergreifendem, saisonalem, täglichem und stündlichem Flexibilitätsbedarf 

und zwischen gebietsbezogenem Flexibilitätsbedarf, es wird sichergestellt, dass alle 

Systemdienstleistungen berücksichtigt werden, und Engpässe innerhalb einer 

Gebotszone und das Ausmaß an Einschränkungen bei erneuerbarer Energie 

werden berücksichtigt. Die Berichte umfassen unter anderem ein Szenario der 

Strompreiskrise mit hohen Preisen für Strom aus fossilen Brennstoffen und ein 

Szenario mit herkömmlichen Rahmenbedingungen, und es werden 

Mindestniveaus vorgeschlagen, mit denen die Systemeffizienz und -resilienz im 

Einklang mit den Energie- und Klimazielen der Union sichergestellt werden.

(2a) Die in den Absätzen 1 und 1a genannten Berichte enthalten auch eine Bewertung 

der Maßnahmen zur Verbesserung von Märkten für die Beschaffung von 

Systemstabilitätsdiensten aus nichtfossilen Flexibilitätsressourcen, einschließlich 

Empfehlungen dazu, wie Hindernisse für den Markteintritt nichtfossiler 

Flexibilitätsanlagen beseitigt werden können.

(3) Die Übertragungs- und Verteilernetzbetreiber für Strom jedes Mitgliedstaats und auf 

Antrag die Übertragungs- und Verteilernetzbetreiber für Gas und Wasserstoff 

übermitteln der Regulierungsbehörde die für die Erstellung der in den Absätzen 1 

und 1a genannten Berichte erforderlichen Daten und Analysen.

(4) ENTSO (Strom) und die EU-VNBO koordinieren die Übertragungs- und 

Verteilernetzbetreiber hinsichtlich der gemäß Absatz 3 vorzulegenden Daten und 

Analysen. Dabei müssen sie insbesondere
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a) die Anforderungen und das Format für die Daten gemäß Absatz 6 des 

vorliegenden Artikels festlegen, die die Übertragungs- und 

Verteilernetzbetreiber den Regulierungsbehörden zur Verfügung stellen 

müssen; diese Systemdatenanforderungen enthalten einen Zeitplan für die 

Digitalisierung des Stromnetzes;

b) eine Methode für die Analyse des Flexibilitätsbedarfs durch Übertragungs- und 

Verteilernetzbetreiber entwickeln, um die Optimierung des Netzes und der 

Versorgungssicherheit zu erreichen, wobei mindestens alle bestehenden 

Flexibilitätsquellen auf kosteneffiziente Weise und alle geplanten Investitionen 

auf Verbund-, Übertragungs- und Verteilungsebene, der Bedarf und das 

Ausmaß an Flexibilität der übrigen direkt miteinander verbunden 

Mitgliedstaaten sowie der Anteil erneuerbarer Energiequellen im Strommix, 

die erforderlich sind, um das in Artikel 3 Absatz 1 der Richtlinie (EU) 

2018/2001 festgelegte Ziel zu erreichen, und die Notwendigkeit, das 

Stromnetz im Einklang mit dem Übereinkommen von Paris und dem Ziel, bis 

spätestens 2050 Klimaneutralität zu erreichen, zu dekarbonisieren, zu 

berücksichtigen sind;

ba) Leitkriterien für die Bewertung der Fähigkeit der am besten geeigneten 

Flexibilitätsquellen zur Deckung des Bedarfs vorlegen;

bb) die Segmentierung der Flexibilität in verschiedenen Zeitbereichen und die 

Anforderungen für die Bewertung der Flexibilität auf Unionsebene und auf 

nationaler Ebene festlegen, wobei zumindest alle bestehenden und 

erwarteten Investitionen in flexible Ressourcen im Verbundnetz sowie 

geplante Investitionen in Verbindungsleitungen für die zehn Folgejahre zu 

berücksichtigen sind;

bc) die Fristen für die Bereitstellung von Daten und Analysen, die für die in den 

Absätzen 1 und 1a genannten Berichte erforderlich sind, vorschlagen.

(5) ENTSO (Strom) und die EU-VNBO arbeiten bei der Koordinierung der 

Übertragungs- und Verteilernetzbetreiber im Hinblick auf die Bereitstellung der 

Daten und Analysen gemäß Absatz 4 eng zusammen. 
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(6) Bis zum 1. März 2024 legen ENTSO (Strom) und die EU-VNBO der ACER 

gemeinsam einen Vorschlag für Art und Format der an die Regulierungsbehörden zu 

übermittelnden Daten und die in Absatz 4 genannte Methode für die Analyse des 

Flexibilitätsbedarfs vor. ACER genehmigt oder ändert den Vorschlag innerhalb von 

drei Monaten nach seinem Eingang. Im letzteren Fall konsultiert ACER vor 

Annahme der Änderungen die Koordinierungsgruppe „Elektrizität“, ENTSO 

(Strom) und die EU-VNBO. Der angenommene Vorschlag wird auf der Website von 

ACER veröffentlicht und stellt das einheitliche gemeinsame Format dar, das von 

allen Übertragungs- und Verteilernetzbetreibern verwendet wird, um den 

Verpflichtungen nach Absatz 3 nachzukommen.

(7) Die Regulierungsbehörden übermitteln ACER die in Absatz 1 genannten Berichte 

und veröffentlichen sie. Innerhalb von sechs Monaten nach Eingang der Berichte 

erstellen ACER und der Europäische Wissenschaftliche Beirat für Klimawandel 

einen Bericht, in dem sie die Berichte unter Berücksichtigung der 

Schlussfolgerungen des in Absatz 1a genannten Berichts analysieren und in Bezug 

auf die Feststellungen der Regulierungsbehörden Empfehlungen zu der Entfernung 

von Zutrittsschranken für nichtfossile flexible Ressourcen und zu Fragen von 

grenzüberschreitender Relevanz abgeben. Innerhalb von zwölf Monaten gibt der 

Europäische Wissenschaftliche Beirat für Klimawandel eine Stellungnahme zu der 

Methodik ab und legt einen Bericht vor, in dem die Einhaltung der Klimaziele der 

Union und der Ziele des Übereinkommens von Paris analysiert wird.

(7α) Die Mitgliedstaaten übermitteln den in Absatz 1 genannten Bericht der 

Kommission und machen ihn der Öffentlichkeit zugänglich. Auf der Grundlage 

dieser Berichte kann die Kommission Empfehlungen in Bezug auf eine Methode 

für bewährte Verfahren aussprechen.

(7b) Die nationale Bewertung des Flexibilitätsbedarfs dient als Beitrag im Rahmen der 

Methode für die Abschätzung der Angemessenheit der Ressourcen auf 

europäischer Ebene nach Artikel 23 Absatz 3, der für den 

Zehnjahresnetzentwicklungsplan festgelegten Methode und der für die 

Netzentwicklungspläne der Verteilernetzbetreiber festgelegten Methode. 

(7c) ENTSO (Strom) aktualisiert den unionsweiten Netzentwicklungsplan zwecks 
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Aufnahme der Ergebnisse etwaiger Bewertungen des Flexibilitätsbedarfs sowie 

etwaiger Empfehlungen des Europäischen Wissenschaftlichen Beirats für 

Klimawandel.

Artikel 19d

Indikative nationale Ziele für Laststeuerung und Energiespeicherung

(1) Auf der Grundlage des Berichts der Regulierungsbehörde gemäß Artikel 19c 

Absatz 1 legt jeder Mitgliedstaat ▌indikative, separate, quantifizierbare nationale 

Ziele für Laststeuerung und Energiespeicherung auf der Grundlage der 

verfügbaren Kapazität fest und entwickelt einen Plan für die Verwirklichung 

dieser Ziele unter Berücksichtigung aller nichtfossilen Flexibilitätsquellen mit den 

kosteneffizientesten Lösungen, aller Zeitrahmen und der Verfügbarkeit 

grenzüberschreitender Kapazitäten und unter Einbindung von Fahrplänen und 

konkreten Maßnahmen zur Verringerung von Hindernissen für die Beteiligung 

von Flexibilität, wie Laststeuerung und Energiespeicherung, am Markt. Diese 

indikativen nationalen Ziele müssen die in Artikel 19c Absatz 7 genannte 

Stellungnahme und die Empfehlungen der ACER berücksichtigen, eine 

Quantifizierung der tatsächlich verfügbaren und prognostizierten Kapazität und 

des Energiegehalts enthalten und sich auch in den integrierten nationalen Energie- 

und Klimaplänen der Mitgliedstaaten in Bezug auf die Dimension 

‚Energiebinnenmarkt‘ gemäß den Artikeln 3, 4 und 7 der Verordnung 

(EU) 2018/1999 und in ihren integrierten zweijährlichen Fortschrittsberichten gemäß 

Artikel 17 der Verordnung (EU) 2018/1999 sowie in den Abschätzungen der 

Angemessenheit der Ressourcen auf europäischer Ebene gemäß Artikel 23 

Absatz 3 widerspiegeln, und die Ziele müssen in den 

Zehnjahresnetzentwicklungsplan und in die Netzentwicklungspläne der 

Verteilernetzbetreiber eingebunden werden. Der Plan zur Durchführung der 

ersten Flexibilitätsbewertung wird nach Abschluss als Addendum in die 

integrierten nationalen Energie- und Klimapläne 2024 aufgenommen. 

Mitgliedstaaten, die bereits Ziele für die Laststeuerung und Speicherung in ihren 

integrierten nationalen Energie- und Klimaplänen vor dem ... [Datum des 

Inkrafttretens dieser Änderungsverordnung] festgelegt haben, können diese 



RR\1284103DE.docx 69/132 PE747.032v02-00

DE

Zielvorgaben verwenden, bis sie im Einklang mit dem in Artikel 19c Absatz 1 

genannten Bericht aktualisiert sind.

(1a) Nach Bewertung der in Absatz 1 genannten und von den Mitgliedstaaten im 

Rahmen ihrer integrierten nationalen Energie- und Klimapläne mitgeteilten 

nationalen Ziele für Laststeuerung und Energiespeicherung und unter 

Berücksichtigung der in Artikel 19c Absatz 7 genannten Stellungnahme und 

Empfehlungen der ACER legt die Kommission dem Europäischen Parlament und 

dem Rat bis Juni 2025 einen Bericht vor, in dem die nationalen Pläne bewertet 

werden. Auf der Grundlage der Schlussfolgerungen in diesem Bericht arbeitet die 

Kommission eine Strategie der Union für Laststeuerung und Energiespeicherung 

aus, die mit den Energie- und Klimazielen der Union für 2030 gemäß Artikel 2 

Nummer 11 der Verordnung (EU) 2018/1999 und dem Ziel der Klimaneutralität 

gemäß Artikel 2 der Verordnung (EU) 2021/1119 im Einklang steht und der 

gegebenenfalls ein Legislativvorschlag zur Änderung der vorliegenden 

Verordnung und zur Einführung von Mindestzielen für die Laststeuerung und 

Energiespeicherung auf Unionsebene beigefügt werden kann.

(1b) Übertragungs- und Verteilernetzbetreiber binden die in Absatz 1 genannten 

nationalen Ziele für Laststeuerung und Energiespeicherung in ihre 

Netzentwicklungspläne ein.

Artikel 19e

Flexibilitätsförderregelungen

(1) Mitgliedstaaten, die einen Kapazitätsmechanismus gemäß Artikel 21 anwenden, 

müssen die Förderung der Beteiligung nichtfossiler flexibler Ressourcen wie 

Laststeuerung und Energiespeicherung durch Einführung zusätzlicher Kriterien oder 

Merkmale bei der Gestaltung des Kapazitätsmechanismus in Betracht ziehen und 

dafür sorgen, dass die Produktgestaltung, einschließlich aller 

Teilnahmeanforderungen, marktbasiert ist und keine unangemessenen 

Hindernisse für die Laststeuerung und Energiespeicherung mit sich bringt.

(2) Reichen die gemäß Absatz 1 eingeführten Maßnahmen zur Förderung der 

Beteiligung nichtfossiler flexibler Ressourcen wie Laststeuerung und 
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Energiespeicherung an Kapazitätsmechanismen nicht aus, um den gemäß 

Artikel 19d ermittelten Flexibilitätsbedarf zu decken, so können die Mitgliedstaaten 

Flexibilitätsförderregelungen anwenden, die aus Zahlungen für die verfügbare 

Kapazität nichtfossiler flexibler Ressourcen wie Laststeuerung und 

Energiespeicherung bestehen, einschließlich Ladediensten für mit Strom oder 

Wasserstoff betriebene Fahrzeuge mit Speicher und/oder Pumpen.

(3) Mitgliedstaaten, die keinen Kapazitätsmechanismus anwenden, können 

Flexibilitätsförderregelungen in Form von Zahlungen für die verfügbare Kapazität 

nichtfossiler Flexibilität wie Laststeuerung und Energiespeicherung anwenden, 

einschließlich Ladediensten für mit Strom oder Wasserstoff betriebene Fahrzeuge 

mit Speicher und/oder Pumpen.

Artikel 19f

Grundsätze für die Gestaltung von Flexibilitätsförderregelungen

Die von den Mitgliedstaaten gemäß Artikel 19e ▌angewandten Flexibilitätsförderregelungen 

für nichtfossile flexible Ressourcen wie Laststeuerung und Energiespeicherung

a) dürfen nicht über das hinausgehen, was erforderlich ist, um den ermittelten 

Flexibilitätsbedarf auf kosteneffiziente Weise zu decken;

b) müssen sich auf ▌nichtfossile flexible Ressourcen wie Laststeuerung und 

Energiespeicherung beschränken;

ba) müssen Standortkriterien berücksichtigen, damit Investitionen in neue 

Kapazitäten an optimalen Standorten getätigt werden;

c) sind nicht mit der Aufnahme der Stromerzeugung aus fossilen Quellen hinter 

dem Messpunkt verbunden;

d) müssen für die Auswahl der Kapazitätsanbieter ein offenes, transparentes, 

wettbewerbliches, freiwilliges, diskriminierungsfreies und kosteneffizientes 

Verfahren vorsehen;

e) müssen unangemessene Verzerrungen einer effizienten Funktionsweise der 

Elektrizitätsmärkte, einschließlich der Aufrechterhaltung von Anreizen für 
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einen effizienten Betrieb und von Preissignalen, und den Einfluss von 

Preisschwankungen und Marktrisiken verhindern;

f) müssen Anreize für die marktbasierte und marktorientierte Integration in den 

Elektrizitätsmarkt setzen, wobei unnötige Wettbewerbsverzerrungen auf den 

Elektrizitätsmärkten zu vermeiden und etwaige Systemintegrationskosten 

sowie Netzüberlastung und -stabilität zu berücksichtigen sind; 

g) müssen hinsichtlich der aktivierten Energie einen Mindestumfang der 

Marktteilnahme vorsehen, der den technischen Merkmalen der für 

Energiespeicherung und Laststeuerung vorgesehenen Anlagen Rechnung 

trägt;

h) müssen angemessene Sanktionen gegen Kapazitätsanbieter vorsehen, die den 

unter Buchstabe g genannten Mindestumfang der Marktteilnahme nicht 

einhalten oder Anreize für einen effizienten Betrieb oder Preissignale nicht 

beachten;

i) müssen, sofern dies technisch durchführbar ist, der grenzüberschreitenden 

Teilnahme offenstehen.“

9a. Artikel 21 Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Zur Ausräumung der verbleibenden Bedenken bezüglich der Angemessenheit 

der Ressourcen können die Mitgliedstaaten während der Umsetzung der in 

Artikel 20 Absatz 3 dieser Verordnung genannten Maßnahmen gemäß den 

Artikeln 107, 108 und 109 des AEUV Kapazitätsmechanismen einführen.“

10. Artikel 37 Absatz 1 Buchstabe a erhält folgende Fassung:

„a) Durchführung der koordinierten Kapazitätsberechnung im Einklang mit den 

Methoden, die gemäß den auf der Grundlage des Artikels 18 Absatz 5 der 

Verordnung (EG) Nr. 714/2009 angenommenen Leitlinien für die Vergabe 

langfristiger Kapazität, für die Kapazitätsvergabe und das Engpassmanagement 

und über den Systemausgleich im Elektrizitätsversorgungssystem ausgearbeitet 

wurden,“

11. Artikel 50 wird wie folgt geändert:

a) Folgender Absatz 4a wird eingefügt:
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„(4a) Die Übertragungsnetzbetreiber veröffentlichen in klarer und transparenter Weise 

detailreiche Informationen über die Kapazität, die für neue Anschlüsse in ihren 

jeweiligen Betriebsgebieten zur Verfügung steht, und gehen dabei auf die 

Granularität des Stromnetzes ein, wobei die Sicherheit klassifizierter 

Informationen und die Vertraulichkeit von Daten beachtet wird, einschließlich 

der Kriterien, die zur Berechnung dieser verfügbaren Kapazität herangezogen 

werden, wie z. B. Annahmen über Einschränkungen, die Höhe der 

installierten Eigenverbrauchskapazität, die topologischen und elektrischen 

Eigenschaften des Netzes, die Nachfrage und Erzeugung für die nächsten 

fünf Jahre und in Engpassgebieten, sofern Anschlüsse für eine flexible 

Energiespeicherung vorgenommen werden können. Die 

Übertragungsnetzbetreiber aktualisieren diese Informationen regelmäßig, in 

jedem Fall mindestens monatlich. Vor der Veröffentlichung dieser 

Informationen konsultieren die Übertragungs- und Verteilernetzbetreiber alle 

einschlägigen Netznutzer im Hinblick auf die zu verwendenden Kriterien zur 

Berechnung dieser verfügbaren Kapazität und übermitteln ihrer 

Regulierungsbehörde einen Vorschlag zur Genehmigung.

▌Die Übertragungsnetzbetreiber stellen den Netznutzern klare und transparente 

Informationen über den Status und die Bearbeitung ihrer Netzanschlussanträge 

bereit, auch über Erzeugung aus erneuerbaren Energiequellen und temporär 

mit einem flexiblen Netzanschlussvertrag verbundene Speicher. Sie 

übermitteln diese Informationen innerhalb von drei Monaten nach 

Antragstellung.“

12. In Artikel 57 wird folgender Absatz 3 angefügt:

„(3) Die Verteilernetzbetreiber und Übertragungsnetzbetreiber arbeiten zusammen, 

um Informationen über die für neue Anschlüsse in ihren jeweiligen 

Betriebsgebieten verfügbare Kapazität in kohärenter Weise zu veröffentlichen 

und den Entwicklern neuer Energieprojekte und anderen potenziellen 

Netznutzern in ausreichend granulare Visibilität zu verschaffen. Sie 

veröffentlichen gemeinsam in klarer und transparenter Weise die 

Anforderungen hinsichtlich Netzausbau und Systemleistungen sowie die für 

seine Entwicklung erforderlichen Systeme und Prozesse. Darüber hinaus 
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arbeiten sie bei der Veröffentlichung von Informationen über die installierte 

Stromerzeugungskapazität für den Eigenverbrauch zusammen.“

13. Artikel 59 Absatz 1 Buchstabe b erhält folgende Fassung:

„b) Regeln für Kapazitätsvergabe und Engpassmanagement gemäß Artikel 6 der 

Richtlinie (EU) 2019/944 sowie den Artikeln 7 bis 10, 13 bis 17, 19 und 35 

bis 37 dieser Verordnung, darunter Regeln für Methoden und Verfahren zur 

Berechnung der Day-Ahead-, Intraday- und langfristigen Kapazität, 

Netzmodelle, Gebotszonenkonfiguration, Redispatch und Countertrading, 

Handelsalgorithmen, Day-Ahead- und Intraday-Marktkopplung,▌ 

Verbindlichkeit der vergebenen zonenübergreifenden Kapazität, Verteilung der 

Engpasserlöse, Zuweisung der langfristigen finanziellen Übertragungsrechte 

durch die zentrale Vergabeplattform, Risikoabsicherung bei zonenübergreifender 

Übertragung, Nominierungsverfahren sowie Deckung der Kosten der 

Kapazitätsvergabe und des Engpassmanagements;“

13a. Artikel 59 Absatz 2 Buchstabe a erhält folgende Fassung:

„a) Regeln für den Netzanschluss, einschließlich Regeln für den Anschluss von 

Verbrauchsanlagen mit Übertragungsnetzanschluss, Verteilernetzanlagen und 

Verteilernetzen mit Übertragungsnetzanschluss, Anschluss von 

Verbrauchseinheiten, die zur Erbringung von Laststeuerung genutzt werden, 

Netzanschlussbestimmungen für Erzeuger und andere Netznutzer, 

Netzanschlussbestimmungen für 

Hochspannungsgleichstromübertragungssysteme (HGÜ-Systeme), 

Bestimmungen für nichtsynchrone Stromerzeugungsanlagen mit 

Gleichstromanbindung und erzeugungsseitige HGÜ-Stromrichterstationen 

sowie Betriebserlaubnisverfahren für den Netzanschluss;

13b. Artikel 69 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Bis zum 30. Juni 2026 prüft die Kommission diese Verordnung und 

Richtlinie EU 2019/944 und legt dem Europäischen Parlament und 

dem Rat aufgrund dieser Überprüfung einen umfassenden Bericht, 

gegebenenfalls unter Beifügung von Legislativvorschlägen, vor. In 
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diesem Bericht wird Folgendes bewertet:

a) die Wirksamkeit der derzeitigen Struktur und Funktionsweise des 

Kurzfristmarktes;

b) die Entwicklung der Stromerzeugungskapazität und die Qualität der 

für Endkunden erbrachten Dienstleistungen in jedem Mitgliedstaat;

c) die Eignung des derzeitigen Rechts- und Finanzierungsrahmens der 

Union für Verteilernetze zur Verwirklichung der Ziele der Union in 

Bezug auf erneuerbare Energiequellen und den 

Energiebinnenmarkt.

In dem Bericht werden auch etwaige Ineffizienzen auf dem 

Elektrizitätsbinnenmarkt bewertet. Die Kommission legt gegebenenfalls 

Legislativvorschläge zu europäischen Handelsplattformen für langfristige 

Primär- und Sekundärmärkte vor, einschließlich Maßnahmen zur Schaffung 

von Liquidität und Transparenz, wie etwa die Verpflichtung für Erzeuger 

und Verbraucher, Verträge über eine Mindestmenge an Produkten in 

öffentlichen, zentralisierten Auktionen abzuschließen, um Liquidität zu 

schaffen.“

b) Die folgenden Absätze werden angefügt:

„(3) Die Kommission legt dem Europäischen Parlament und dem Rat bis 

zum 30. Juni 2024 einen Bericht vor, in dem sie die verschiedenen 

Optionen für die Einführung eines vorübergehenden 

Entlastungsmechanismus vor dem Hintergrund der Erfahrungen mit 

diesen Mechanismen auf internationaler Ebene und der 

Veränderungen und neuen Entwicklungen auf dem Strommarkt der 

Union bewertet. Diesem Bericht wird gegebenenfalls ein 

Legislativvorschlag beigefügt.

(4) Bis zum … [einen Monat nach dem Datum des Inkrafttretens dieser 

Änderungsverordnung] legt die Kommission dem Europäischen 

Parlament und dem Rat einen detaillierten Bericht vor, in dem bewertet 

wird, welche Möglichkeiten zur Straffung und Vereinfachung des 

Verfahrens für die Anwendung eines Kapazitätsmechanismus gemäß 
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Kapitel IV der vorliegenden Verordnung bestehen, damit Bedenken 

bezüglich der Angemessenheit von Mitgliedstaaten zeitnah angegangen 

werden können. Die Kommission fordert die ACER in diesem 

Zusammenhang auf, das Verfahren für die Abschätzung der 

Angemessenheit der Ressourcen auf europäischer Ebene im Sinne von 

Artikel 23 im Einklang mit dem in Artikel 23 bzw. in Artikel 27 

beschriebenen Verfahren zu ändern.

Bis zum … [drei Monate nach dem Datum des Inkrafttretens dieser 

geänderten Verordnung] unterbreitet die Kommission nach 

Abstimmung mit den Mitgliedstaaten gegebenenfalls Vorschläge zur 

Vereinfachung des Verfahrens zur Bewertung von 

Kapazitätsmechanismen.

(5) Bis zum 30. Juni 2024 legt die Kommission nach Konsultation der 

Mitgliedstaaten, der Übertragungsnetzbetreiber, der ACER und der 

Regulierungsbehörden dem Europäischen Parlament und dem Rat 

eine ausführliche Bewertung der Folgen der Einführung von 

Kapazitätsmechanismen als strukturelles Element des 

Elektrizitätsmarktes und ihrer Auswirkungen auf das Funktionieren 

des Elektrizitätsbinnenmarktes und seine Entwicklung hin zu einem 

Netto-Null-Emissionssystem vor. Bei dieser Bewertung liegt der 

Schwerpunkt unter anderem auf der Bewertung einer Gestaltung 

solcher Kapazitätsmechanismen, die für Investitionen in feste 

Kapazitäten für erneuerbare Energie, Speicherung und Laststeuerung 

sorgt, die mit den Klimazielen der Union vereinbar sind. Angesichts der 

Schlussfolgerungen fügt die Kommission dieser Bewertung 

gegebenenfalls einen Legislativvorschlag zur Änderung dieser 

Verordnung bei.“

14. Folgender Artikel 69a wird angefügt:

„Artikel 69a

Wechselwirkungen mit den Finanzvorschriften der Union
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Diese Verordnung lässt die Bestimmungen der Richtlinie (EU) 2014/65, der Verordnung (EU) 

Nr. 648/2012 und der Verordnung (EU) Nr. 600/2014 unberührt, wenn Marktteilnehmer oder 

Marktbetreiber Tätigkeiten im Zusammenhang mit Finanzinstrumenten durchführen, 

insbesondere mit Finanzinstrumenten im Sinne von Artikel 4 Absatz 1 Nummer 15 der 

Richtlinie (EU) 2014/65.“

15. In Anhang I erhält Nummer 1.2 folgende Fassung:

„1.2. Die koordinierte Kapazitätsberechnung erfolgt für alle Vergabezeitbereiche.“

Artikel 2

Änderungen der Richtlinie (EU) 2019/944 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

5. Juni 2019 mit gemeinsamen Vorschriften für den Elektrizitätsbinnenmarkt

Die Richtlinie (EU) 2019/944 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 5. Juni 2019 

mit gemeinsamen Vorschriften für den Elektrizitätsbinnenmarkt wird wie folgt geändert: 

1. Artikel 2 wird wie folgt geändert:

a) Die Nummern 8 und 49 erhalten folgende Fassung:

„8. ‚aktiver Kunde‘ einen Endkunden oder eine Gruppe gemeinsam 

handelnder Endkunden, der bzw. die an Ort und Stelle innerhalb 

definierter Grenzen erzeugte oder eigenerzeugte oder mit anderen 

gemeinsam an einem anderen Ort▌ erzeugte Elektrizität verbraucht oder 

speichert oder eigenerzeugte Elektrizität verkauft oder an Flexibilitäts- 

oder Energieeffizienzprogrammen teilnimmt, sofern es sich dabei nicht 

um seine bzw. ihre gewerbliche oder berufliche Haupttätigkeit handelt;“

„49. ‚nicht frequenzgebundene Systemdienstleistung‘ eine von Übertragungs- 

oder Verteilernetzbetreibern genutzte Dienstleistung für statische 

Spannungsregelung, die Einspeisung von dynamischem Blindstrom, 

Trägheit der lokalen Netzstabilität, Kurzschlussstrom, 

Schwarzstartfähigkeit, Inselbetriebsfähigkeit und Lastspitzenreduktion;“

b) folgende Nummern werden eingefügt:

„15a. ‚Elektrizitätsversorgungsvertrag mit fester Laufzeit und Festpreis‘ 

einen Elektrizitätsversorgungsvertrag zwischen einem Versorger und 
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einem Endkunden, der dieselben Vertragsbedingungen während der 

gesamten Laufzeit des Vertrags, einschließlich des Preises, garantiert, 

wobei er innerhalb eines Festpreises und bei Kunden, die mit 

intelligenten Zählern ausgestattet sind, ein flexibles Element enthalten 

kann, z. B. unterschiedliche Preise für Spitzenlastzeiten und Nebenzeiten, 

und bei dem Änderungen an der Endrechnung nur durch Elemente 

entstehen können, die nicht vom Versorger bestimmt werden, wie z. B. 

Steuern und Abgaben;“ 

„10a. ‚gemeinsame Energienutzung‘ den Eigenverbrauch aktiver Kunden von 

Energie aus erneuerbaren Quellen, wobei

a) diese Energie entweder außerhalb des Standorts oder an 

gemeinsamen Standorten von einer Anlage erzeugt oder 

gespeichert wird, die ganz oder teilweise in ihrem Eigentum 

steht oder von ihnen gepachtet oder gemietet wird, oder

b) ihnen das Recht auf die Energie von einem anderen aktiven 

Kunden kostenlos oder gegen eine Vergütung übertragen 

wurde;“ 

„10b. ‚Peer-to-Peer-Geschäft‘ mit erneuerbarer Energie ein Peer-to-Peer-

Geschäft im Sinne des Artikels 2 Nummer 18 der Richtlinie (EU) 

2018/2001;“ 

„24a. ‚Versorger letzter Instanz‘ einen Versorger, der von einem 

Mitgliedstaat benannt wurde, um die Stromversorgung der Kunden eines 

Versorgers zu übernehmen, der seinen Betrieb eingestellt hat;“

24aa. „Energiearmut“ Energiearmut im Sinne von Artikel 2 Nummer 52 

der Richtlinie (EU) [Energieeffizienzrichtlinie];“

ba) Nummer 31 erhält folgende Fassung:

„31. „Energie aus erneuerbaren Quellen“ oder „erneuerbare Energie“ 

Energie aus erneuerbaren Quellen oder erneuerbare Energie im Sinne 

von Artikel 2 Nummer 1 der Richtlinie (EU) 2018/2001;“

bb) Nummer 49 erhält folgende Fassung:
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„49. ‚nicht frequenzgebundene Systemdienstleistung‘ eine von 

Übertragungs- oder Verteilernetzbetreibern genutzte Dienstleistung für 

statische Spannungsregelung, die Einspeisung von dynamischem 

Blindstrom, Trägheit der lokalen Netzstabilität, Kurzschlussstrom, 

Schwarzstartfähigkeit, Inselbetriebsfähigkeit und 

Lastspitzenreduktion;“

2. Artikel 4 erhält folgende Fassung:

„Artikel 4

Freie Versorgerwahl

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass alle Kunden Strom von Anbietern ihrer Wahl 

beziehen können. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass es allen Kunden freisteht, 

gleichzeitig über mehr als einen Elektrizitätsversorgungsvertrag zu verfügen bzw. 

mehr als eine Vereinbarung über gemeinsame Energienutzung abzuschließen, und 

dass die Kunden zu diesem Zweck Anspruch auf mehr als einen Mess- und 

Abrechnungspunkt für den zentralen Anschlusspunkt ihrer Räumlichkeiten haben, es 

sei denn, die bestehenden intelligenten Zähler ermöglichen die Wahrnehmung 

dieser Rechte. 

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass im Rahmen der Ablesemethoden dafür 

gesorgt wird, dass alle an einem Anschlusspunkt tätigen Versorger auf 

diskriminierungsfreie Weise behandelt werden. Ablesemethoden werden durch den 

Netzbetreiber genehmigt und ermöglichen es, den physischen Anschlusspunkt in 

mehrere gleich zuverlässige, voneinander unabhängige Energieanschlusspunkte 

aufzuteilen, die die gleichen Merkmale und Funktionen wie zentrale 

Anschlusspunkte aufweisen, einschließlich der Bilanzkreisverantwortung.“

3. Artikel 11 wird wie folgt geändert:

a) Der Titel erhält folgende Fassung:

„Anspruch auf einen Elektrizitätsversorgungsvertrag mit fester Laufzeit, mit 

Festpreis und mit dynamischen Stromtarifen“

b) Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Versorger nach dem 
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nationalen Regelungsrahmen Elektrizitätsversorgungsverträge mit fester 

Laufzeit, mit Festpreis und mit dynamischen Stromtarifen anbieten 

können. Bis zum … [Datum des Inkrafttretens dieser geänderten 

Verordnung] stellen die Mitgliedstaaten sicher, dass Endkunden, die 

über einen intelligenten Zähler verfügen, den Abschluss eines Vertrags 

mit dynamischen Stromtarifen verlangen können und dass alle 

Endkunden den Abschluss eines Elektrizitätsversorgungsvertrags, der 

eine feste Laufzeit und einen Festpreis aufweist, mit mindestens einem 

Versorger sowie mit jedem Versorger, der mehr als 200 000 Endkunden 

hat, für eine Laufzeit von mindestens einem Jahr verlangen können.“

c) Die folgenden Absätze werden eingefügt:

„(1a) Abweichend von Artikel 10 Absatz 4 stellen die Mitgliedstaaten sicher, 

dass Versorger die Bedingungen von Elektrizitätsversorgungsverträgen 

mit fester Laufzeit und Festpreis nicht einseitig ändern und die 

Verträge nicht vor ihrem Ende kündigen.

(1b) Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass Endkunden mit 

Elektrizitätsversorgungsverträgen mit fester Laufzeit und Festpreis 

nicht von der Beteiligung an Laststeuerung und Energiespeicherung 

sowie von dem aktiven Beitragen zum Erreichen des nationalen 

Flexibilitätsbedarfs des Stromnetzes ausgeschlossen werden.

(1c) Vor dem Abschluss oder der Verlängerung eines Vertrags gemäß 

Absatz 1 stellen Versorger den Endkunden eine knappe, leicht 

verständliche und klar gekennzeichnete Zusammenfassung der 

wichtigsten Vertragsbedingungen zur Verfügung. Diese 

Zusammenfassung muss mindestens Angaben zu Folgendem enthalten:

a) zum Gesamtpreis, seiner Aufschlüsselung und, im Falle eines 

Elektrizitätsversorgungsvertrags mit fester Laufzeit und Festpreis, 

dem Durchschnittspreis pro Monat während seiner Laufzeit;

b) zu Sonderangeboten; 

c) zusätzlichen Dienstleistungen; 

d) Preisnachlässen;
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e) zur Vertragslaufzeit und Kündigungsbedingungen, einschließlich 

Kündigungsfrist sowie anwendbare Gebühren und 

gegebenenfalls Strafen;

f) ob es sich um einen festen oder variablen Preis handelt, der an 

Großhandelspreise gebunden ist; Einmalzahlungen, sofern 

zutreffend;

g) Kontaktangaben (einschließlich der Adresse, Telefonnummer und 

E-Mail des Kundendienstes) sowie 

h) zu den in Artikel 10 Absatz 3 Buchstaben a, b, d, e, f und h 

genannten Rechten. 

Die Kommission stellt dazu Leitlinien bereit.“ 

d) Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Endkunden von den 

Versorgern vollständig über die Chancen, Kosten und Risiken von 

Verträgen mit dynamischen Stromtarifen informiert werden, und dass die 

Versorger verpflichtet sind, den Endkunden dementsprechende 

Informationen, auch über den erforderlichen Einbau eines geeigneten 

Stromzählers, zu liefern. Die Mitgliedstaaten und die 

Regulierungsbehörden überwachen die Marktentwicklungen und 

bewerten die möglichen Risiken neuer Produkte und Dienstleistungen 

und befassen sich mit missbräuchlichen Praktiken. Die 

Regulierungsbehörden bewerten, ob etwaige für die Kündigung der 

Stromverträge erhobene Gebühren angemessen sind, und ergreifen 

Maßnahmen gegen etwaige missbräuchliche Praktiken.“

4. Folgende Artikel werden eingefügt:

„Artikel 15a

Recht auf gemeinsame Energienutzung

(1) Alle Kunden, insbesondere Haushalte, kleine▌ Unternehmen sowie 

öffentliche Einrichtungen, haben das Recht, sich als aktive Kunden 
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innerhalb derselben Gebotszone oder innerhalb eines von Mitgliedstaaten 

bestimmten, stärker beschränkten geographischen Gebiets an der 

gemeinsamen Energienutzung zu beteiligen. Das Recht, sich an der 

gemeinsamen Energienutzung zu beteiligen, gilt nicht für private 

Unternehmen, deren Beteiligung an der gemeinsamen Energienutzung Teil 

ihrer Haupttätigkeit oder gewerblichen Tätigkeit ist. 

(1α) Aktive Kunden haben das Recht, Energie aus erneuerbaren Quellen auf der 

Grundlage privater Vereinbarungen oder über eine Rechtsperson gemeinsam zu 

nutzen. 

(1b) Aktive Kunden, die sich an der gemeinsamen Energienutzung beteiligen, 

können für die Kommunikation mit Netzbetreibern – auch über eine 

juristische Person – einen Organisator für die gemeinsame Energienutzung 

benennen. Der Organisator für die gemeinsame Energienutzung ist dafür 

verantwortlich, den Netzbetreibern alle erforderlichen Informationen über 

die Vereinbarungen über die gemeinsame Energienutzung zu übermitteln, 

die Netztarife und anwendbaren Steuern abzurechnen und die Versorger am 

gleichen Anschlusspunkt über die Vereinbarung über die gemeinsame 

Energienutzung zu informieren. Der Organisator für die gemeinsame 

Energienutzung muss darauf abzielen, die flexiblen Lasten hinter dem 

Zähler, die dezentrale Erzeugung aus erneuerbaren Energiequellen und die 

Speicherkapazitäten im Rahmen einer Vereinbarung über die gemeinsame 

Energienutzung selbst auszugleichen.

(1c) Aktive Kunden können die Dienste Dritter, die Eigentümer oder Betreiber von 

Speicheranlagen oder Anlagen zur Erzeugung von Energie aus 

erneuerbaren Quellen mit einer Kapazität von jeweils bis zu 6 MW sind, für 

die Installation und den Betrieb, einschließlich der Messung und Wartung, in 

Anspruch nehmen, um die gemeinsame Energienutzung zu erleichtern. Dieser 

Dritte wird nicht als aktiver Kunde betrachtet. Diese Dritten müssen 

hinsichtlich der Preise, Tarife und Dienstleistungsbedingungen transparent 

sein und die Erbringung nicht diskriminierender Dienstleistungen 

sicherstellen.
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(1d) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass aktive Kunden, die sich an der 

gemeinsamen Energienutzung beteiligen,

a) unbeschadet geltender nicht diskriminierender Steuern, Abgaben und 

kostenorientierter Netzentgelte berechtigt sind, die gemeinsam 

genutzte Elektrizität, die innerhalb eines Zeitraums, der nicht länger als 

der Bilanzkreisabrechnungszeitraum ist, in das Netz eingespeist wird, 

von ihrem gesamten gemessenen Verbrauch abzuziehen;

b) alle Verbraucherrechte und -pflichten als Endkunden gemäß dieser 

Richtlinie haben; 

c) im Falle der gemeinsamen Energienutzung durch Haushalte mit einer 

installierten Kapazität von bis zu 10,8 kW und von bis zu 100 kW bei 

Mehrfamilienhäusern, die Peer-to-Peer-Geschäftsvereinbarungen 

nutzen, für Zwecke der gemeinsamen Energienutzung nicht 

verpflichtet sind, den Verpflichtungen von Versorgern 

nachzukommen;

d) bei Kunden, die an Vereinbarungen über die gemeinsame 

Energienutzung beteiligt sind, die ein Entgelt vorsehen, auf der 

Grundlage ihres tatsächlichen Verbrauchs abgerechnet werden und 

über einen Dritten in den Genuss der in Artikel 18 Absätze 1 bis 5 

vorgesehenen Rechte in Bezug auf die Abrechnung und die 

Abrechnungsinformationen sowie der in Artikel 10 vorgesehenen 

grundlegenden vertraglichen Rechte kommen, die den 

Stromendkunden gewährt werden;

e) Zugang zu freiwilligen Musterverträgen haben, die faire und 

transparente Bedingungen für ▌Vereinbarungen über die gemeinsame 

Energienutzung enthalten; bei Konflikten, die sich im Zusammenhang 

mit solchen Vereinbarungen ergeben, müssen Endkunden, die sich an 

der gemeinsamen Energienutzung beteiligen, oder Mitglieder von 

Energiegemeinschaften gemäß Artikel 26 Zugang zur 

außergerichtlichen Streitbeilegung im Hinblick auf Streitigkeiten mit 
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anderen Teilnehmern von Vereinbarungen über die gemeinsame 

Energienutzung oder innerhalb von Energiegemeinschaften haben;

f) von Marktteilnehmern oder ihren Bilanzkreisverantwortlichen nicht 

unfair und diskriminierend behandelt und belastet werden;

g) über die Möglichkeit von Änderungen von Gebotszonen gemäß 

Artikel 14 der Verordnung (EU) 2019/943 sowie über die Tatsache 

informiert werden, dass das Recht auf gemeinsame Energienutzung 

gemäß Absatz 1 beschränkt ist; 

h) verschiedene Dienstleistungen anbieten dürfen und an jedem Markt 

auf diskriminierungsfreie Weise teilnehmen dürfen, einzeln oder 

gebündelt durch die Unterstützung von Marktteilnehmern, wobei die 

dezentralen Energieressourcen an der gemeinsamen Nutzung von 

Energie beteiligt sind.

(1e) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass relevante Übertragungs- oder 

Verteilernetzbetreiber oder andere benannte Stellen 

a) mindestens einmal monatlich gemäß Artikel 23 Messdaten im 

Zusammenhang mit der gemeinsamen Nutzung von Elektrizität 

überwachen, erheben, validieren und den relevanten Endkunden und 

Marktteilnehmern übermitteln und dazu haben die Mitgliedstaaten 

sicherzustellen, dass die einschlägigen Betreiber innerhalb von ... [ein 

Jahr nach dem Datum der Umsetzung dieser Richtlinie] die geeignete 

IT-Infrastruktur umsetzen; 

b) eine einheitliche Anlaufstelle einrichten, die Vereinbarungen über die 

gemeinsame Energienutzung vereinfacht und registriert, praktische 

Informationen über Anforderungen, verfügbare 

Netzanschlusskapazitäten, Reaktionsfristen und andere relevante 

Fristen an die Öffentlichkeit weitergibt, über verfügbare finanzielle 

Unterstützung und Fachwissen sowie verfügbare Vertragsvorlagen 

informiert, Informationen über relevante Messpunkte sowie über 

Änderungen des Standorts und der Beteiligung entgegennimmt und 
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gegebenenfalls die Berechnungsmethoden auf klare, transparente und 

zeitnahe Weise validiert. 

(2) Die Mitgliedstaaten ergreifen geeignete und diskriminierungsfreie 

Maßnahmen, um sicherzustellen, dass von Energiearmut betroffene und 

schutzbedürftige Haushalte Zugang zu Systemen für die gemeinsame 

Energienutzung haben. Diese Maßnahmen können finanzielle 

Unterstützungsmaßnahmen oder Erzeugungszuteilungsquoten umfassen.

(2a) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Projekte zur gemeinsamen Nutzung 

von Energie im Eigentum von Behörden erfordern, dass mindestens 20 % 

des gemeinsam genutzten Stroms schutzbedürftigen Kunden zugänglich 

gemacht werden.

(2b) Die Kommission stellt den Mitgliedstaaten zusätzliche Leitlinien zur 

Verfügung, ohne den Verwaltungsaufwand zu erhöhen, um einen 

standardisierten Ansatz im Hinblick auf die gemeinsame Nutzung 

erneuerbarer Energie zu erleichtern und gleiche Wettbewerbsbedingungen 

für Erneuerbare-Energie-Gemeinschaften und 

Bürgerenergiegemeinschaften sicherzustellen. Die Kommission erstellt im 

Wege von Durchführungsrechtsakten die Vorschriften für den 

erforderlichen Datenaustausch zwischen Netzbetreibern und mit 

Einzelhändlern für die gemeinsame Energienutzung durch die Festlegung 

bestehender Normen. Diese Durchführungsrechtsakte werden gemäß dem 

in Artikel 68 Absatz 2 genannten Beratungsverfahren erlassen.

(2c) Die Mitgliedstaaten fördern die Einführung von steckerfertigen Mini-

Solaranlagen mit einer Kapazität von bis zu 800 W in und an Gebäuden, 

beispielsweise an Balkonen, und beseitigen technische und administrative 

Hindernisse für Kunden. Aktive Kunden, die Strom aus einer 

steckerfertigen Mini-Solaranlage mit einer Kapazität von bis zu 800 W 

gemeinsam nutzen, sind unbeschadet geltender nicht diskriminierender 

Steuern, Abgaben und kostenorientierter Netzentgelte dazu berechtigt, dass 

die gemeinsam genutzte Elektrizität, die innerhalb eines Zeitraums, der 

nicht länger als der Bilanzkreisabrechnungszeitraum ist, in das Netz 
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eingespeist wird, von ihrem gesamten gemessenen Verbrauch abgezogen 

wird. Die Mitgliedstaaten können eine Ausnahme der resultierenden 

gemeinsam genutzten Elektrizität von diesen Steuern, Abgaben und 

kostenorientierten Netzentgelten in Betracht ziehen.

Artikel 18a

Risikomanagement des Versorgers

(1) Bis zum … [sechs Monate nach dem Datum des Inkrafttretens dieser 

geänderten Verordnung] und danach in regelmäßigen Abständen führen 

die Regulierungsbehörden Stresstests zur Überprüfung der Fähigkeit von 

Versorgern durch, maßgeblichen Änderungen in der Marktdynamik zu 

begegnen, und ihrer technischen und wirtschaftlichen Kapazitäten zur 

Sicherstellung der Widerstandsfähigkeit. Darüber hinaus stellen die 

Regulierungsbehörden angesichts der Ergebnisse dieser Stresstests 

gegebenenfalls sicher, dass die Versorger unter Berücksichtigung der Größe 

des Versorgers oder seiner Marktstruktur über angemessene 

Absicherungsstrategien verfügen und diese umsetzen, um das Risiko von 

Änderungen des Stromangebots auf Großhandelsebene auf die wirtschaftliche 

Tragfähigkeit ihrer Verträge mit Kunden zu begrenzen und gleichzeitig die 

Liquidität an den Kurzfristmärkten und die von diesen Märkten ausgehenden 

Preissignale aufrechtzuerhalten. Die Mitgliedstaaten ergreifen wirksame, 

wettbewerbsfähige, diskriminierungsfreie Maßnahmen zur Sicherstellung 

der Liquidität der zur Absicherung des Risikos dienenden Märkte, 

einschließlich besonderer Maßnahmen gegen ungleiche 

Wettbewerbsbedingungen. Die Regulierungsbehörden bewerten die 

Auswirkungen der möglichen Einführung spezifischer Absicherungsziele 

für bestimmte Anteile des Versorgerportfolios, auch im Hinblick auf die 

Volatilität der Verbraucherpreise.

(2) Die Absicherungsstrategien der Versorger können auch die Nutzung von 

Strombezugsverträgen oder anderen geeigneten Instrumenten, wie z. B. 

Termingeschäfte, umfassen. Sind ausreichend weit entwickelte Märkte für 

Strombezugsverträge vorhanden, die einen wirksamen Wettbewerb 
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ermöglichen, können die Mitgliedstaaten verlangen, dass ein Teil des Risikos, 

dem die Versorger durch Änderungen der Großhandelspreise für Strom 

ausgesetzt sind, durch Strombezugsverträge für Strom aus erneuerbaren 

Energiequellen abgedeckt wird, die der Dauer ihres Risikos auf 

Verbraucherseite entsprechen, wobei das Wettbewerbsrecht der Union 

einzuhalten ist.

(3) Die Mitgliedstaaten schaffen die entsprechenden Bedingungen dafür, dass 

die Zugänglichkeit von Absicherungsprodukten für 

Bürgerenergiegemeinschaften und Erneuerbare-Energie-Gemeinschaften 

sichergestellt wird.

(3a) Die Stromversorger ergreifen alle angemessenen Maßnahmen, um das 

Risiko eines Versorgungsausfalls zu begrenzen.“

5. Die folgenden Artikel werden eingefügt:

„Artikel 27a

Versorger letzter Instanz

(1) Haben die Mitgliedstaaten noch keine Versorger letzter Instanz benannt, so 

benennen sie Versorger letzter Instanz zumindest für Haushaltskunden. 

Versorger letzter Instanz werden in einem fairen, offenen, transparenten und 

diskriminierungsfreien Verfahren benannt.

(2) Endkunden, die zu Versorgern letzter Instanz wechseln, genießen weiterhin 

alle in dieser Richtlinie festgelegten Rechte als Kunden.

(3) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Versorger letzter Instanz den zu 

ihnen wechselnden Kunden unverzüglich ihre Modalitäten und Bedingungen 

mitteilen und für den Zeitraum, der erforderlich ist, um einen neuen 

Versorger zu finden, eine nahtlose Kontinuität der Dienste für diese Kunden 

gewährleisten. 

(4) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Endkunden Informationen▌ für 

den Wechsel zu einem marktbasierten Angebot erhalten. 



RR\1284103DE.docx 87/132 PE747.032v02-00

DE

(5) Die Mitgliedstaaten können den Versorger letzter Instanz verpflichten, Strom 

an Haushaltskunden und KMU zu liefern, die keine marktbasierten Angebote 

erhalten. In diesem Fall gelten die Bedingungen aus Artikel 5.“

„Artikel 28 a

Schutz schutzbedürftiger Kunden vor Stromsperren

Die Mitgliedstaaten verbieten Stromsperren für schutzbedürftige Haushaltskunden 

und für Kunden, die gemäß Artikel 2 Nummer 52 der Richtlinie [Energieeffizienz-

Richtlinie] von Energiearmut betroffen oder bedroht sind, und legen Grenzwerte 

fest, bei deren Überschreitung ein Verfahren zur Leistungsreduzierung eingeleitet 

werden kann. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Stromsperren bei laufenden 

gerichtlichen oder außergerichtlichen Streitigkeiten zwischen dem Versorger und 

den Kunden während eines Zeitraums von acht Wochen untersagt werden. Dies 

erfolgt im Rahmen des Konzepts für schutzbedürftige Kunden gemäß Artikel 28 

Absatz 1 dieser Richtlinie und unbeschadet der in Artikel 10 Absatz 11 genannten 

Maßnahmen.

Die Mitgliedstaaten ergänzen die Bestimmungen von Absatz 1 durch die Annahme 

spezifischer Maßnahmen für die Winter- und Sommersaison, damit die 

Haushaltskunden ihren Verbrauch steuern und hohe Abrechnungen vermeiden 

können.

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Stromversorger Haushaltskunden ohne 

intelligente Zähler regelmäßig auffordern, Selbstablesungen zu übermitteln, um 

ihnen zu helfen, ihren Verbrauch zu steuern und hohe Abrechnungen zu 

vermeiden.

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Versorger von Haushaltskunden, die 

nicht in der Lage sind, ihre Energierechnungen zu bezahlen, sowie von 

schutzbedürftigen Kunden und Kunden, die von Energiearmut betroffen oder 

bedroht sind, nicht verlangen, dass sie Vorauszahlungssysteme nutzen.

Die Mitgliedstaaten legen geeignete Mittel fest, um einen Ausgleich für die Verluste 

der betreffenden Versorger sicherzustellen.“

6. Artikel 27 Absatz 1 erhält folgende Fassung:
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„(1) Die Mitgliedstaaten gewährleisten, dass alle Haushaltskunden und, soweit die 

Mitgliedstaaten es für angezeigt halten, Kleinunternehmen in ihrem 

Hoheitsgebiet über eine Grundversorgung verfügen, d. h. das Recht auf 

Versorgung mit Elektrizität einer bestimmten Qualität zu wettbewerbsfähigen, 

leicht und eindeutig vergleichbaren, transparenten und diskriminierungsfreien 

Preisen haben. Zur Gewährleistung der Grundversorgung erlegen die 

Mitgliedstaaten Verteilernetzbetreibern die Verpflichtung auf, Kunden nach 

Modalitäten, zu Bedingungen und zu Tarifen an ihr Netz anzuschließen, die nach 

dem Verfahren des Artikels 59 Absatz 7 festgelegt wurden. Diese Richtlinie 

hindert die Mitgliedstaaten nicht daran, die Marktposition der Haushaltskunden 

und kleinen und mittelgroßen Kunden, die nicht Haushaltskunden sind, zu 

stärken, indem sie die Möglichkeiten des freiwilligen Zusammenschlusses zur 

Vertretung dieser Kundengruppe fördern.“

6a. Artikel 31 Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Der Verteilernetzbetreiber darf auf keinen Fall Netzbenutzer oder 

Kategorien von Netzbenutzern – insbesondere zum Vorteil der mit ihm 

verbundenen Unternehmen – diskriminieren und berücksichtigt 

Besonderheiten von Erneuerbare-Energie-Gemeinschaften und 

Bürgerenergiegemeinschaften in ihren Netzanschlussverfahren, damit diese 

unter gleichen Bedingungen wie andere Marktteilnehmer Zugang zum 

Verteilernetz erhalten.“

7. Artikel 31 Absatz 3 erhält folgende Fassung:

„(3) Der Verteilernetzbetreiber stellt den Netznutzern die Informationen bereit, die 

sie für einen effizienten Netzzugang einschließlich der Nutzung des Netzes 

benötigen. Insbesondere veröffentlicht der Verteilernetzbetreiber in klarer und 

transparenter Weise Informationen über die für neue Anschlüsse in seinem 

Betriebsgebiet verfügbare Kapazität, einschließlich der Kriterien, die zur 

Berechnung dieser verfügbaren Kapazität herangezogen werden, wie z. B. 

Annahmen über Einschränkungen, die Höhe der installierten 

Eigenverbrauchskapazität, die topologischen und elektrischen Eigenschaften 

des Netzes, die Nachfrage und Erzeugung für die nächsten fünf Jahre und in 
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Engpassgebieten, sofern flexible Anschlüsse vorläufig vorgenommen werden 

können, bis die beschlossenen Netzverstärkungen abgeschlossen wurden. Der 

Verteilernetzbetreiber aktualisiert diese Informationen regelmäßig und in jedem 

Fall mindestens monatlich. 

Zudem stellen die Verteilernetzbetreiber den Netznutzern klare und transparente 

Informationen über den Status und die Bearbeitung ihrer Anschlussanträge 

bereit, einschließlich eines Zeitplans für die Verfahren und 

Kostenschätzungen für die erforderlichen Netzverstärkungen. Sie übermitteln 

diese Informationen innerhalb von drei Monaten nach Antragstellung. Wird der 

beantragte Anschluss weder gewährt noch endgültig verweigert, so aktualisiert 

der Verteilernetzbetreiber diese Informationen regelmäßig und in jedem Fall 

mindestens monatlich.

Die Verteilernetzbetreiber geben den Netznutzern die Möglichkeit, den 

Netzanschluss zu beantragen und die einschlägigen Unterlagen ausschließlich 

in digitaler Form einzureichen. Die Kommission überprüft die nationalen 

Normen bis zum … [zwölf Monate nach Inkrafttreten dieser geänderten 

Verordnung] und legt einen Vorschlag für harmonisierte Normen vor.“

7a. Artikel 33 Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Unbeschadet der Richtlinie 2014/94/EU des Europäischen Parlaments und des 

Rates13 bieten die Mitgliedstaaten den erforderlichen Regulierungsrahmen, 

um den Anschluss öffentlich zugänglicher und privater Ladepunkte mit 

intelligenten und bidirektionalen Ladefunktionen gemäß Artikel 20a der 

Richtlinie (EU) 2018/2001 an die Verteilernetze zu erleichtern. Die 

Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Verteilernetzbetreiber auf 

nichtdiskriminierende Weise mit den Unternehmen zusammenarbeiten, die 

Eigentümer von Ladepunkten für Elektrofahrzeuge sind, diese errichten, 

betreiben oder verwalten, auch in Bezug auf den Anschluss an das Netz. Die 

Mitgliedstaaten stellen unbeschadet der einschlägigen öffentlichen 

Konsultation und gegebenenfalls der Umweltverträglichkeitsprüfungen sicher, 

13 Richtlinie 2014/94/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 22. Oktober 2014 über den 
Aufbau der Infrastruktur für alternative Kraftstoffe (ABl. L 307 vom 28.10.2014, S. 1).
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dass die Verteilernetzbetreiber die Netznutzer innerhalb von sechs Monaten 

anschließen, wenn keine Netzverstärkung erforderlich ist, und innerhalb eines 

Jahres, wenn eine Verstärkung erforderlich ist.“

8. Artikel 40 wird wie folgt geändert:

a) Nach Absatz 6 wird folgender neuer Absatz eingefügt:

„Die Anforderungen der Absätze 5 und 6 gelten nicht für gemäß Artikel 7a der 

Verordnung (EU) 2019/943 beschaffte Produkte zur Lastspitzenreduktion.“

9. Artikel 59 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Buchstabe c erhält folgende Fassung:

„c) Sie stellt in enger Abstimmung mit den anderen Regulierungsbehörden 

sicher, dass die gemäß der Verordnung (EU) 2016/1719 eingerichtete 

zentrale Vergabeplattform, ENTSO (Strom) und die EU-VNBO ihren aus 

dieser Richtlinie, der Verordnung (EU) 2019/943, den nach den 

Artikeln 59, 60 und 61 der Verordnung (EU) 2019/943 verabschiedeten 

Netzkodizes und Leitlinien und anderem einschlägigen Recht der Union 

erwachsenden Verpflichtungen, auch bei grenzüberschreitenden 

Aspekten, nachkommen sowie Entscheidungen der ACER Folge leisten, 

und sie stellen gemeinsam fest, ob die zentrale Vergabeplattform, 

ENTSO (Strom) und die EU-VNBO ihren jeweiligen Verpflichtungen 

nicht nachgekommen sind; konnten die Regulierungsbehörden binnen 

vier Monaten nach Beginn der Konsultationen zum Zweck der 

gemeinsamen Feststellung eines Verstoßes keine Einigung erzielen, um 

gemeinsam Verstöße festzustellen, so wird die ACER mit der 

Angelegenheit befasst und trifft einen Beschluss gemäß Artikel 6 

Absatz 10 der Verordnung (EU) 2019/942.“

b) Absatz 1 Buchstabe z erhält folgende Fassung:

„z) ▌Sie überwacht die Beseitigung ungerechtfertigter Hindernisse und 

Einschränkungen bei der Weiterentwicklung, der Erzeugung, der 

Speicherung, des Verbrauchs und des Verkaufs von selbst erzeugter 

oder gemeinsam genutzter Elektrizität, von Erneuerbare-Energie-

Gemeinschaften und von Bürgerenergiegemeinschaften, auch in Bezug 
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auf Hindernisse und Einschränkungen, die den Anschluss für eine 

flexible dezentrale Energieerzeugung gemäß Artikel 58 Buchstabe d 

innerhalb eines angemessenen Zeitraums verhindern.“

c) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Die Regulierungsbehörde des Mitgliedstaats, in dem die zentrale 

Vergabeplattform, ENTSO (Strom) oder die EU-VNBO seinen bzw. 

ihren Sitz hat, ist befugt, wirksame, verhältnismäßige und abschreckende 

Sanktionen gegen jene Stellen zu verhängen, die ihren aus dieser 

Richtlinie, der Verordnung (EU) 2019/943 oder einschlägigen 

rechtsverbindlichen Entscheidungen der Regulierungsbehörde oder der 

ACER erwachsenden Verpflichtungen nicht nachkommen, oder 

vorzuschlagen, dass ein zuständiges Gericht derartige Sanktionen 

verhängt.“

10. Folgender Artikel 66a wird eingefügt:

„Artikel 66a

Zugang zu erschwinglicher Energie während einer Strompreiskrise 

(1) Die Kommission stellt außer in hinreichend begründeten Fällen mit einem 

Beschluss eine regionale oder unionsweite Strompreiskrise fest, wenn die 

folgenden Bedingungen erfüllt sind:

a) sehr hohe Preise auf den Stromgroßhandelsmärkten, die mindestens 

zweieinhalbmal so hoch sind wie der Durchschnittspreis der letzten 

fünf Jahre und mindestens 180 €/MWh betragen und voraussichtlich 

mindestens sechs Monate andauern werden; 

b) starker Anstieg der Endkundenpreise für Strom um mindestens 60 % 

des Durchschnittspreises der vorausgegangenen zwei Jahre, der 

voraussichtlich mindestens drei Monate andauern wird.

▌

(2) Die Kommission legt in ihrem Beschluss zur Feststellung einer regionalen 

oder unionsweiten Strompreiskrise die Geltungsdauer des Beschlusses fest, 
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die bis zu einem Jahr betragen kann. Sind die in Absatz 1 festgelegten 

Bedingungen weiterhin erfüllt, so erlässt die Kommission spätestens zwei 

Monate vor Ablauf der Geltungsdauer der ursprünglichen Entscheidung 

eine Entscheidung zur Verlängerung der Dauer der Strompreiskrise. Ist 

eine Verlängerung nicht vorgesehen, so schlägt die Kommission 

Empfehlungen für ein schrittweises Auslaufen der öffentlichen Eingriffe 

vor.

(2a) Durch die Erklärung einer regionalen oder unionsweiten Strompreiskrise 

werden gleiche Wettbewerbsbedingungen in allen von dem Beschluss 

betroffenen Mitgliedstaaten sichergestellt, damit der Binnenmarkt nicht 

übermäßig verzerrt wird.

(3) Hat die Kommission einen Beschluss gemäß Absatz 1 erlassen, so können die 

Mitgliedstaaten während der Geltungsdauer dieses Beschlusses vorläufige 

gezielte öffentliche Eingriffe in die Preisfestsetzung für die Stromversorgung 

kleiner und mittlerer Unternehmen und energieintensiver industrieller 

Verbraucher vornehmen. Diese öffentlichen Eingriffe 

a) sind auf höchstens 70 % des Verbrauchs des Begünstigten im selben 

Zeitraum des Vorjahres begrenzt und müssen weiterhin einen Anreiz 

zur Nachfragereduzierung bieten;

b) müssen die Bedingungen gemäß Artikel 5 Absätze 4 und 7 erfüllen;

c) müssen gegebenenfalls die in Absatz 4 genannten Bedingungen 

erfüllen;

ca) sind so gestaltet, dass sie jede negative Fragmentierung des 

Wettbewerbs in der Union minimieren.

(4) Hat die Kommission einen Beschluss gemäß Absatz 1 erlassen, so können die 

Mitgliedstaaten für die Geltungsdauer dieses Beschlusses abweichend von 

Artikel 5 Absatz 7 Buchstabe c bei gezielten öffentlichen Eingriffen in die 

Festsetzung der Stromversorgungspreise gemäß Artikel 5 Absatz 6 oder 

Absatz 3 des vorliegenden Artikels ausnahmsweise und vorübergehend einen 

unter den Kosten liegenden Strompreis festsetzen, sofern die folgenden 

Bedingungen erfüllt sind: 
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a) der für Haushalte festgesetzte Preis gilt nur für höchstens 80 % des 

Medianverbrauchs privater Haushalte und bietet weiterhin einen Anreiz 

zur Nachfragereduzierung und gilt für 100 % des Medianverbrauchs 

schutzbedürftiger Haushaltskunden, die von Energiearmut betroffen 

oder bedroht sind;

b) es wird nicht zwischen Versorgern diskriminiert;

c) die Versorger erhalten auf transparente und nichtdiskriminierende 

Weise einen Ausgleich für die Lieferung von Strom unterhalb der 

Kosten; ▌

d) alle Versorger können auf derselben Grundlage Angebote für den Preis 

für die Lieferung von Strom vorlegen, der unter den Kosten liegt; und

da) die vorgeschlagenen Maßnahmen führen nicht zu einer Verzerrung 

des Elektrizitätsbinnenmarktes.

(4a) Die Kommission nimmt eine kontinuierliche Bewertung vor und 

veröffentlicht regelmäßig die Ergebnisse dieser Bewertungen, um die 

Auswirkungen der im Rahmen der erklärten Strompreiskrise getroffenen 

Maßnahmen zu überwachen.“

11. Artikel 71 Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Die Mitgliedstaaten setzen die Rechts- und Verwaltungsvorschriften in Kraft, 

die erforderlich sind, um Artikel 2 Nummern 8 und 49, den Artikeln 3 und 5, 

Artikel 6 Absätze 2 und 3, Artikel 7 Absatz 1, Artikel 8 Absatz 2 Buchstaben j 

und l, Artikel 9 Absatz 2, Artikel 10 Absätze 2 bis 12, Artikel 11 Absätze 3 und 

4, den Artikeln 12 bis 24, den Artikeln 26, 28 und 29, Artikel 31 Absätze 1, 2 

und 4 bis 10, den Artikeln 32 bis 34 und 36, Artikel 38 Absatz 2, den 

Artikeln 40 und 42, Artikel 46 Absatz 2 Buchstabe d, den Artikeln 51 und 54, 

den Artikeln 57 bis 58, Artikel 59 Absatz 1 Buchstaben a, b und d bis y, 

Artikel 59 Absätze 2 und 3, Artikel 59 Absätze 5 bis 10, den Artikeln 61 bis 63 

und Artikel 70 Absätze 1 bis 3, Absatz 5 Buchstabe b und Absatz 6 sowie den 

Anhängen I und II spätestens am 31. Dezember 2020 nachzukommen. Sie teilen 

der Kommission unverzüglich den Wortlaut dieser Vorschriften mit.
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Die Mitgliedstaaten setzen zudem die Rechts- und Verwaltungsvorschriften in 

Kraft, die erforderlich sind, um

a) Artikel 70 Nummer 5 Buchstabe a bis zum 31. Dezember 2019,

b) Artikel 70 Nummer 4 bis zum 25. Oktober 2020 nachzukommen.

Die Mitgliedstaaten setzen die Rechts- und Verwaltungsvorschriften in Kraft, 

die erforderlich sind, um Artikel 2 Nummern 10a, 10b, 15a, 24a, Artikel 4, 

Artikel 11 Absätze 1, 1a und 2, Artikel 15a, Artikel 18a, Artikel 27 Absatz 1, 

Artikel 27a, Artikel 28a, Artikel 31 Absatz 3, Artikel 40 Absatz 7, Artikel 59 

Absatz 1 Buchstaben c und z, Artikel 59 Absatz 4 und Artikel 66a innerhalb von 

sechs Monaten nach Inkrafttreten dieser Verordnung nachzukommen.

Bei Erlass dieser Vorschriften nehmen die Mitgliedstaaten in den Vorschriften 

selbst oder durch einen Hinweis bei der amtlichen Veröffentlichung auf die 

vorliegende Richtlinie Bezug. In diese Vorschriften fügen sie die Erklärung ein, 

dass Bezugnahmen in den geltenden Rechts- und Verwaltungsvorschriften auf 

die durch die vorliegende Richtlinie aufgehobene Richtlinie als Bezugnahmen 

auf die vorliegende Richtlinie gelten. Die Mitgliedstaaten regeln die 

Einzelheiten dieser Bezugnahme und die Formulierung dieser Erklärung.“

Artikel 3

Änderung der Richtlinie (EU) 2018/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

11. Dezember 2018 zur Förderung der Nutzung von Energie aus erneuerbaren Quellen.

Die Richtlinie (EU) 2018/2001 wird wie folgt geändert:

1. Artikel 4 Absatz 3 wird wie folgt geändert:

a) Unterabsatz 2 erhält folgende Fassung: 

„Dazu wird bei direkten Preisstützungssystemen Förderung in Form einer 

Marktprämie gewährt, bei der es sich unter anderem um eine gleitende oder 

feste Prämie handeln kann. 

Der Unterabsatz 2 dieses Absatzes gilt nicht für die Förderung von Strom aus 

erneuerbaren Quellen gemäß Artikel 19b Absatz 2 der Verordnung 

(EU) 2019/943 mit einer installierten Kapazität von mehr als 1 MW bzw. von 
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mehr als 6 MW, wenn das Vorhaben eine Bürgerenergiegemeinschaft oder 

Erneuerbare-Energie-Gemeinschaft ist, auf den Artikel 19b Absatz 1 der 

genannten Verordnung Anwendung findet.“

2. Artikel 36 Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Die Mitgliedstaaten setzen die Rechts- und Verwaltungsvorschriften in Kraft, 

die erforderlich sind, um Artikel 2 bis 13 und 15 bis 31 und 37 sowie Anhang II, 

III und V bis IX dieser Richtlinie bis spätestens 30. Juni 2021 nachzukommen. 

Die Mitgliedstaaten setzen zudem die Rechts- und Verwaltungsvorschriften in 

Kraft, die erforderlich sind, um Artikel 4 Absatz 3 Unterabsatz 3 spätestens am 

... [sechs Monate nach dem Datum des Inkrafttretens dieser geänderten 

Verordnung] nachzukommen.

Sie teilen der Kommission unverzüglich den Wortlaut dieser Vorschriften mit.

Bei Erlass dieser Vorschriften nehmen die Mitgliedstaaten in den Vorschriften 

selbst oder durch einen Hinweis bei der amtlichen Veröffentlichung auf die 

vorliegende Richtlinie Bezug. In diese Vorschriften fügen sie die Erklärung ein, 

dass Bezugnahmen in den geltenden Rechts- und Verwaltungsvorschriften auf 

die durch die vorliegende Richtlinie aufgehobene Richtlinie als Bezugnahmen 

auf die vorliegende Richtlinie gelten. Die Mitgliedstaaten regeln die 

Einzelheiten dieser Bezugnahme und die Formulierung dieser Erklärung.“

Artikel 4

Änderungen der Verordnung (EU) 2019/942 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

5. Juni 2019 zur Gründung einer Agentur der Europäischen Union für die Zusammenarbeit 

der Energieregulierungsbehörden

Die Verordnung (EU) 2019/942 wird wie folgt geändert:

1. Artikel 2 wird wie folgt geändert:

a) Buchstabe a erhält folgende Fassung:

„a) gibt an die Übertragungs-/Fernleitungsnetzbetreiber, ENTSO (Strom), 

ENTSO (Gas), die EU-VNBO, die gemäß der Verordnung 

(EU) 2016/1719 eingerichtete zentrale Vergabeplattform, die regionalen 
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Koordinierungszentren und die nominierten Strommarktbetreiber 

Stellungnahmen und Empfehlungen zur Genehmigung der Methoden, 

Modalitäten und Bedingungen gemäß Artikel 4 Absatz 4 und Artikel 5 

Absätze 2, 3 und 4 in Bezug auf Folgendes ab: die Überprüfung der 

Gebotszonen gemäß Artikel 5 Absatz 7; technische Fragen gemäß 

Artikel 6 Absatz 1; die Schlichtung zwischen Regulierungsbehörden 

gemäß Artikel 6 Absatz 10; im Zusammenhang mit regionalen 

Koordinierungszentren gemäß Artikel 7 Absatz 2 Buchstabe a; die 

Genehmigung und Änderung der Methoden und Berechnungen und 

technischen Spezifikationen gemäß Artikel 9 Absatz 1; die Genehmigung 

und Änderung der Methoden gemäß Artikel 9 Absatz 3; Ausnahmen 

gemäß Artikel 10; Infrastruktur gemäß Artikel 11 Buchstabe d; 

Angelegenheiten im Zusammenhang mit der Integrität und Transparenz 

des Großhandelsmarkts gemäß Artikel 12;

b) Buchstabe d erhält folgende Fassung:

„d) trifft Einzelentscheidungen über die Bereitstellung von Informationen 

gemäß Artikel 3 Absatz 2, Artikel 7 Absatz 2 Buchstabe b und Artikel 8 

Buchstabe c; über die Genehmigung der Methoden, Modalitäten und 

Bedingungen gemäß Artikel 4 Absatz 4 und Artikel 5 Absätze 2, 3 und 4; 

die Überprüfung der Gebotszonen gemäß Artikel 5 Absatz 7; technische 

Fragen gemäß Artikel 6 Absatz 1; die Schlichtung zwischen 

Regulierungsbehörden gemäß Artikel 6 Absatz 10; im Zusammenhang 

mit regionalen Koordinierungszentren gemäß Artikel 7 Absatz 2 

Buchstabe a; die Genehmigung und Änderung der Methoden und 

Berechnungen und technischen Spezifikationen gemäß Artikel 9 

Absatz 1; die Genehmigung und Änderung der Methoden gemäß 

Artikel 9 Absatz 3; Ausnahmen gemäß Artikel 10; Infrastruktur gemäß 

Artikel 11 Buchstabe d; über Angelegenheiten im Zusammenhang mit 

der Integrität und Transparenz des Großhandelsmarkts gemäß Artikel 12, 

zur Genehmigung und Änderung von Vorschlägen von ENTSO (Strom) 

in Bezug auf die regionalen virtuellen Hubs gemäß Artikel 5 Absatz 9 

sowie zur Genehmigung und Änderung von Vorschlägen von ENTSO 
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(Strom) und der EU-VNBO in Bezug auf die Methode für die Daten und 

Analysen, die in Bezug auf den Flexibilitätsbedarf gemäß Artikel 5 

Absatz 10 bereitzustellen sind.

2. In Artikel 3 Absatz 2 wird folgender Unterabsatz 4 angefügt:

„Dieser Absatz gilt auch für die gemäß der Verordnung (EU) 2016/1719 eingerichtete 

zentrale Vergabeplattform.“

3. In Artikel 4 wird folgender Absatz 9 angefügt:

„(9) Die Absätze 6, 7 und 8 gelten auch für die gemäß der Verordnung 

(EU) 2016/1719 eingerichtete zentrale Vergabeplattform.“

4. In Artikel 5 Absatz 8 wird folgender Unterabsatz 2 angefügt:

„ACER überwacht die gemäß der Verordnung (EU) 2016/1719 eingerichtete zentrale 

Vergabeplattform.“

5. In Artikel 5 wird folgender Absatz 9 angefügt:

„(9) ACER genehmigt und ändert erforderlichenfalls den Vorschlag von ENTSO 

(Strom) zur Einrichtung der regionalen virtuellen Hubs für den Terminmarkt 

gemäß Artikel 9 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2019/943.“

6. In Artikel 5 wird folgender Absatz 10 angefügt:

„(10) ACER genehmigt und ändert erforderlichenfalls den gemeinsamen Vorschlag 

von ENTSO (Strom) und der EU-VNBO in Bezug auf die Methode für die 

Daten und Analysen, die in Bezug auf den Flexibilitätsbedarf gemäß Artikel 19e 

Absatz 5 der Verordnung (EU) 2019/943 bereitzustellen sind.

7. In Artikel 15 wird folgender Absatz 5 angefügt:

„(5) ACER erstellt einen Bericht, in dem sie die nationalen Bewertungen des 

Flexibilitätsbedarfs analysiert und gemäß Artikel 19e Absatz 6 der Verordnung 

(EU) 2019/943 in Bezug auf die Feststellungen der Regulierungsbehörden 

Empfehlungen zu Fragen von grenzüberschreitender Relevanz abgibt.“
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Artikel 5

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am [xxx] Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der 

Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 

Mitgliedstaat.

Geschehen zu Straßburg am […]

Im Namen des Europäischen Parlaments Im Namen des Rates

Die Präsidentin Der Präsident//Die Präsidentin
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STELLUNGNAHME DES AUSSCHUSSES FÜR WIRTSCHAFT UND WÄHRUNG

für den Ausschuss für Industrie, Forschung und Energie

zu dem Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur 
Änderung der Verordnungen (EU) 2019/943 und (EU) 2019/942 sowie der Richtlinien (EU) 
2018/2001 und (EU) 2019/944 zur Verbesserung der Gestaltung der Elektrizitätsmärkte in der 
EU
(COM(2023)0148 – C9-0049/2023 – 2023/0077(COD))

Verfasser der Stellungnahme: Pedro Silva Pereira

ÄNDERUNGSANTRÄGE

Der Ausschuss für Wirtschaft und Währung ersucht den federführenden Ausschuss für 
Industrie, Forschung und Energie, Folgendes zu berücksichtigen:

Änderungsantrag 1

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(3) Als Reaktion darauf enthielt die 
von der Kommission im Oktober 2021 
vorgelegte Mitteilung zu den 
Energiepreisen eine Toolbox mit 
Maßnahmen, die die EU und ihre 
Mitgliedstaaten nutzen können, um die 
unmittelbaren Auswirkungen der hohen 
Energiepreise auf Haushalte und 
Unternehmen zu bewältigen (u. a. durch 
finanzielle Unterstützung, 
Steuererleichterungen, Maßnahmen für 
Gaseinsparungen und zur Gasspeicherung) 
und um die Widerstandsfähigkeit 
gegenüber künftigen Preisschocks zu 
stärken. In ihrer Mitteilung vom 8. März 
2022 mit dem Titel „REPowerEU: 

(3) Als Reaktion darauf enthielt die 
von der Kommission im Oktober 2021 
vorgelegte Mitteilung zu den 
Energiepreisen eine Toolbox mit 
Maßnahmen, die die EU und ihre 
Mitgliedstaaten nutzen können, um die 
unmittelbaren Auswirkungen der hohen 
Energiepreise auf Haushalte und 
Unternehmen zu bewältigen (u. a. durch 
finanzielle Unterstützung, 
Steuererleichterungen, Maßnahmen für 
Gaseinsparungen und zur Gasspeicherung) 
und um die Widerstandsfähigkeit 
gegenüber künftigen Preisschocks zu 
stärken. In ihrer Mitteilung vom 8. März 
2022 mit dem Titel „REPowerEU: 
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gemeinsames europäisches Vorgehen für 
erschwinglichere, sichere und nachhaltige 
Energie“18 umriss die Kommission eine 
Reihe zusätzlicher Maßnahmen, um die 
Toolbox zu stärken und auf die steigenden 
Energiepreise zu reagieren. Am 23. März 
2022 führte die Kommission zudem eine 
befristete Regelung für staatliche Beihilfen 
ein, um bestimmte Subventionen zur 
Abfederung der Auswirkungen der hohen 
Energiepreise zu ermöglichen19.

gemeinsames europäisches Vorgehen für 
erschwinglichere, sichere und nachhaltige 
Energie“18 umriss die Kommission eine 
Reihe zusätzlicher Maßnahmen, um die 
Toolbox zu stärken und auf die steigenden 
Energiepreise zu reagieren. Am 23. März 
2022 führte die Kommission den 
befristeten Krisenrahmen für eine 
befristete Regelung für staatliche Beihilfen 
ein, um bestimmte Subventionen zur 
Abfederung der Auswirkungen der hohen 
Energiepreise zu ermöglichen19. Am 
9. März 2023 wurde der Rahmen durch 
den Befristeten Rahmen zur 
Krisenbewältigung und zur Gestaltung 
des Wandels ersetzt, mit dem für 
Flexibilität und Einfachheit bei der 
Reaktion auf die Krise gesorgt wird, 
gleichzeitig gezielte Beihilfen sowie 
Kohäsionsziele sichergestellt werden und 
zur Verwirklichung der Ziele des 
Industrieplans zum Grünen Deal 
beigetragen wird.

__________________ __________________
18 Mitteilung der Kommission an das 
Europäische Parlament, den Europäischen 
Rat, den Rat, den Europäischen 
Wirtschafts- und Sozialausschuss und den 
Ausschuss der Regionen „REPowerEU: 
gemeinsames europäische Vorgehen für 
erschwinglichere, sichere und nachhaltige 
Energie“ (COM(2022) 108 final).

18 Mitteilung der Kommission an das 
Europäische Parlament, den Europäischen 
Rat, den Rat, den Europäischen 
Wirtschafts- und Sozialausschuss und den 
Ausschuss der Regionen „REPowerEU: 
gemeinsames europäische Vorgehen für 
erschwinglichere, sichere und nachhaltige 
Energie“ (COM(2022) 108 final).

19 Mitteilung der Kommission „Befristeter 
Krisenrahmen für staatliche Beihilfen zur 
Stützung der Wirtschaft infolge der 
Aggression Russlands gegen die Ukraine“ 
(C 131 I/01, C(2022)1890).

19 Mitteilung der Kommission „Befristeter 
Krisenrahmen für staatliche Beihilfen zur 
Stützung der Wirtschaft infolge der 
Aggression Russlands gegen die Ukraine“ 
(C 131 I/01, C(2022)1890).

Änderungsantrag 2

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 3 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(3a) Der Befristete Rahmen zur 
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Krisenbewältigung und zur Gestaltung 
des Wandels ist Teil der zweiten Säule des 
Industrieplans zum Grünen Deal. Dabei 
handelt es sich um einen befristeten und 
gezielten Rahmen, in dem Kompromisse 
zwischen der schnelleren Bereitstellung 
von Finanzmitteln für die Produktion 
sauberer Technologien in der EU und der 
Integrität des Binnenmarkts gefunden 
wurden, da nicht alle Mitgliedstaaten 
über denselben haushaltspolitischen 
Spielraum verfügen, um die 
erforderlichen Investitionen zu tätigen. 
Daher sind geeignete Instrumente 
erforderlich, um dem Investitionsbedarf 
strukturell gerecht zu werden.

Änderungsantrag 3

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 3 b (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(3b) Energiepreiserhöhungen, die 
durch den Krieg Russlands gegen die 
Ukraine und übermäßige 
Spekulationspraktiken der 
Marktteilnehmer noch verschärft wurden, 
haben zu Inflationsdruck und einer 
Zunahme der Ungleichheit geführt.

Änderungsantrag 4

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 11

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(11) Die Reform der 
Elektrizitätsmarktgestaltung sollte nicht 
nur den Haushaltskunden zugutekommen, 
sondern auch die Wettbewerbsfähigkeit 
der Wirtschaftszweige der Union 
verbessern, indem ihnen Möglichkeiten 
für Investitionen in saubere Technologien 

(11) Die Reform der 
Elektrizitätsmarktgestaltung sollte nicht 
nur den Haushaltskunden zugutekommen, 
sondern es den Wirtschaftszweigen der 
Union auch ermöglichen, Investitionen in 
saubere Technologien zu tätigen, die sie 
benötigen, um den Übergang zur 
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geboten werden, die sie benötigen, um den 
Übergang zur Klimaneutralität zu 
vollziehen. Die Energiewende in der Union 
muss sich auf eine solide Grundlage für die 
Herstellung sauberer Technologien stützen. 
Die Reformen werden zu einer 
erschwinglichen Elektrifizierung der 
Industrie beitragen und die weltweite 
Führungsrolle der Union im Bereich der 
Forschung und Innovation zu sauberen 
Energietechnologien unterstützen.

Klimaneutralität zu vollziehen. Die 
Energiewende in der Union muss sich auf 
eine solide Grundlage für die Herstellung 
sauberer Technologien stützen. Die 
Reformen werden zu einer erschwinglichen 
Elektrifizierung der Industrie beitragen und 
die weltweite Führungsrolle der Union im 
Bereich der Forschung und Innovation zu 
sauberen Energietechnologien unterstützen.

Änderungsantrag 5

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 19

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(19) Verbraucher und Versorger 
benötigen wirksame und effiziente 
Terminmärkte, um ihr langfristiges 
Preisrisiko zu decken und die Abhängigkeit 
von kurzfristigen Preisen zu verringern. 
Damit Energiekunden in der gesamten EU 
in vollem Umfang von den Vorteilen 
integrierter Elektrizitätsmärkte und des 
unionsweiten Wettbewerbs profitieren 
können, sollte das Funktionieren des 
Stromterminmarkts der Union durch 
Einrichtung regionaler virtueller Hubs 
verbessert werden, auch um die bestehende 
Marktfragmentierung und die geringe 
Liquidität in vielen Gebotszonen zu 
überwinden. Regionale virtuelle Hubs 
sollten mehrere Gebotszonen umfassen 
und gleichzeitig eine angemessene 
Preiskorrelation gewährleisten. Einige 
Gebotszonen werden möglicherweise 
nicht von einem virtuellen Hub abgedeckt, 
d. h. sie tragen nicht zum Referenzpreis 
des Hubs bei. Marktteilnehmer aus diesen 
Gebotszonen sollten allerdings trotzdem 
die Möglichkeit haben, sich über einen 
Hub abzusichern.

(19) Verbraucher und Versorger 
benötigen wirksame und effiziente 
Terminmärkte, um ihr langfristiges 
Preisrisiko zu decken und die Abhängigkeit 
von kurzfristigen Preisen zu verringern. 
Damit Energiekunden in der gesamten EU 
in vollem Umfang von den Vorteilen 
integrierter Elektrizitätsmärkte und des 
unionsweiten Wettbewerbs profitieren 
können, sollte das Funktionieren des 
Stromterminmarkts der Union durch 
Einrichtung regionaler virtueller Hubs 
verbessert werden, auch um die bestehende 
Marktfragmentierung und die geringe 
Liquidität in vielen Gebotszonen zu 
überwinden. Die Kommission sollte eine 
Bewertung des Mehrwerts der regionalen 
virtuellen Hubs vornehmen und den 
beiden gesetzgebenden Organen vorlegen.
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Änderungsantrag 6

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 21

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(21) Um die Möglichkeiten der 
Marktteilnehmer zur Absicherung zu 
verbessern, sollte die Rolle der zentralen 
Vergabeplattform ausgeweitet werden, die 
gemäß der Verordnung (EU) 2016/1719 
der Kommission eingerichtet wurde. Die 
zentrale Vergabeplattform sollte den 
Handel mit finanziellen langfristigen 
Übertragungsrechten zwischen den 
verschiedenen Gebotszonen und den 
regionalen virtuellen Hubs anbieten. Die 
von den Marktteilnehmern für finanzielle 
Übertragungsrechte übermittelten Aufträge 
sollten durch eine gleichzeitige Zuweisung 
langfristiger zonenübergreifender 
Kapazität abgeglichen werden. Eine solche 
Abgleichung bzw. eine solche Zuweisung 
sollte regelmäßig erfolgen, um für 
ausreichende Liquidität sorgen und den 
Markteilnehmern damit effiziente 
Absicherungsmöglichkeiten zu bieten. Die 
langfristigen Übertragungsrechte sollten 
häufig ausgegeben werden und Laufzeiten 
von einem Monat (Month-Ahead) bis zu 
mindestens drei Jahren (Three-Years-
Ahead) aufweisen, um sie an den typischen 
Absicherungshorizont der Marktteilnehmer 
anzupassen. Die zentrale Vergabeplattform 
sollte der Überwachung und Durchsetzung 
unterliegen, um sicherzustellen, dass sie 
ihre Aufgaben ordnungsgemäß erfüllt.

(21) Um die Möglichkeiten der 
Marktteilnehmer zur Absicherung zu 
verbessern, sollte die Rolle der zentralen 
Vergabeplattform ausgeweitet werden, die 
gemäß der Verordnung (EU) 2016/1719 
der Kommission eingerichtet wurde. Die 
zentrale Vergabeplattform sollte den 
Handel mit finanziellen langfristigen 
Übertragungsrechten zwischen den 
verschiedenen Gebotszonen und, sofern 
eingerichtet, den regionalen virtuellen 
Hubs anbieten. Die von den 
Marktteilnehmern für finanzielle 
Übertragungsrechte übermittelten Aufträge 
sollten durch eine gleichzeitige Zuweisung 
langfristiger zonenübergreifender 
Kapazität abgeglichen werden. Eine solche 
Abgleichung bzw. eine solche Zuweisung 
sollte regelmäßig erfolgen, um für 
ausreichende Liquidität zu sorgen und den 
Markteilnehmern damit effiziente 
Absicherungsmöglichkeiten zu bieten. Die 
langfristigen Übertragungsrechte sollten 
häufig ausgegeben werden und Laufzeiten 
von einem Monat (Month-Ahead) bis zu 
mindestens drei Jahren (Three-Years-
Ahead) aufweisen, um sie an den typischen 
Absicherungshorizont der Marktteilnehmer 
anzupassen. Die zentrale Vergabeplattform 
sollte der Überwachung und Durchsetzung 
unterliegen, um sicherzustellen, dass sie 
ihre Aufgaben ordnungsgemäß erfüllt.

Änderungsantrag 7

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 30

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(30) Wenn Mitgliedstaaten beschließen, (30) Wenn Mitgliedstaaten beschließen, 
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öffentlich finanzierte neue Investitionen in 
die Erzeugung von Strom aus CO2-armen, 
nichtfossilen Brennstoffen mit direkten 
Preisstützungssystemen zu fördern, um die 
Dekarbonisierungsziele der Union zu 
erreichen, sollten diese Systeme die Form 
zweiseitiger Differenzverträge haben, bei 
denen neben einer Einnahmengarantie auch 
eine Obergrenze für die Markteinnahmen 
der betreffenden Erzeugungsanlagen 
festgelegt wird. Als neue Investitionen in 
die Stromerzeugung sollten Investitionen 
in neue Stromerzeugungsanlagen, 
Investitionen zum Repowering bestehender 
Stromerzeugungsanlagen und Investitionen 
zur Erweiterung bestehender 
Stromerzeugungsanlagen oder zur 
Verlängerung ihrer Lebensdauer gelten.

öffentlich finanzierte neue Investitionen in 
die Erzeugung von Strom aus CO2-armen, 
nichtfossilen Brennstoffen mit direkten 
Preisstützungssystemen zu fördern, um die 
Dekarbonisierungsziele der Union zu 
erreichen, sollten diese Systeme die Form 
zweiseitiger Differenzverträge haben, bei 
denen neben einer Einnahmengarantie auch 
eine Obergrenze für die Markteinnahmen 
der betreffenden Erzeugungsanlagen 
festgelegt wird. Als neue Investitionen in 
die Stromerzeugung sollten Investitionen 
in neue Stromerzeugungsanlagen, 
Investitionen zum Repowering bestehender 
Stromerzeugungsanlagen und Investitionen 
zur Erweiterung bestehender 
Stromerzeugungsanlagen oder zur 
Verlängerung ihrer Lebensdauer gelten. Da 
mit diesen Systemen indirekt die 
geltenden Vorschriften für staatliche 
Beihilfen (Mitteilung der Kommission mit 
dem Titel „Leitlinien für staatliche Klima-
, Umweltschutz- und Energiebeihilfen 
2022“19a, Mitteilung der Kommission mit 
dem Titel „Befristeter Krisenrahmen für 
staatliche Beihilfen zur Stützung der 
Wirtschaft infolge der Aggression 
Russlands gegen die Ukraine“19b) 
hinsichtlich der staatlichen Förderung 
bestimmter Formen der Stromerzeugung 
geändert werden, sollte die Kommission 
regelmäßig prüfen, ob sie angemessen 
sind und den Binnenmarkt nicht 
übermäßig verzerren oder fragmentieren.
__________________

19a https://eur-lex.europa.eu/legal-
content/DE/TXT/?uri=CELEX:52022XC0
218(03) 
19b https://eur-lex.europa.eu/legal-
content/DE/TXT/?uri=CELEX:52022XC0
324(10) 

Änderungsantrag 8

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 34
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(34) Dank der Obergrenze für die 
Markteinnahmen dürften direkte 
Preisstützungssysteme in Form 
zweiseitiger Differenzverträge in Zeiten 
hoher Energiepreise eine zusätzliche 
Einnahmequelle für die Mitgliedstaaten 
sein. Um die Auswirkungen hoher 
Strompreise auf die Energiekosten der 
Verbraucher weiter abzumildern, sollten 
die Mitgliedstaaten dafür sorgen, dass die 
von den Erzeugern erzielten Einnahmen, 
die direkten Preisstützungssystemen in 
Form zweiseitiger Differenzverträgen 
unterliegen, an alle Stromendkunden, 
einschließlich Haushalten, KMU und 
industrieller Verbraucher, auf der 
Grundlage ihres Verbrauchs weitergegeben 
werden. Die Umverteilung der Einnahmen 
sollte so erfolgen, dass die Verbraucher 
nach wie vor in gewissem Ausmaß dem 
Preissignal ausgesetzt sind, sodass sie ihren 
Verbrauch verringern, wenn die Preise 
hoch sind, bzw. ihn in Zeiträume mit 
niedrigeren Preise verlagern (bei denen es 
sich in der Regel um Zeiträume handelt, in 
denen der Anteil des aus erneuerbaren 
Quellen erzeugten Strom höher ist). Die 
Mitgliedstaaten sollten sicherstellen, dass 
die gleichen Wettbewerbsbedingungen und 
der Wettbewerb zwischen den 
verschiedenen Versorgern durch die 
Umverteilung der Einnahmen an die 
Stromendverbraucher nicht beeinträchtigt 
werden.

(34) Dank der Obergrenze für die 
Markteinnahmen dürften direkte 
Preisstützungssysteme in Form 
zweiseitiger Differenzverträge in Zeiten 
hoher Energiepreise eine zusätzliche 
Einnahmequelle für die Mitgliedstaaten 
sein. Um die Auswirkungen hoher 
Strompreise auf die Energiekosten der 
Verbraucher weiter abzumildern, sollten 
die Mitgliedstaaten dafür sorgen, dass die 
von den Erzeugern erzielten Einnahmen, 
die direkten Preisstützungssystemen in 
Form zweiseitiger Differenzverträgen 
unterliegen, an die Stromendkunden, 
einschließlich Haushalten, KMU und 
industrieller Verbraucher, auf der 
Grundlage ihres Verbrauchs weitergegeben 
werden, wobei schutzbedürftige und von 
Energiearmut betroffene oder bedrohte 
Kunden Vorrang haben sollten. Die 
Umverteilung der Einnahmen sollte so 
erfolgen, dass die Verbraucher nach wie 
vor in gewissem Ausmaß dem Preissignal 
ausgesetzt sind, sodass sie ihren Verbrauch 
verringern, wenn die Preise hoch sind, 
bzw. ihn in Zeiträume mit niedrigeren 
Preise verlagern (bei denen es sich in der 
Regel um Zeiträume handelt, in denen der 
Anteil des aus erneuerbaren Quellen 
erzeugten Stroms höher ist). Die 
Mitgliedstaaten sollten sicherstellen, dass 
die gleichen Wettbewerbsbedingungen und 
der Wettbewerb zwischen den 
verschiedenen Versorgern durch die 
Umverteilung der Einnahmen an die 
Stromendverbraucher nicht beeinträchtigt 
werden.

Änderungsantrag 9

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 45
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(45) Wenn die Versorger nicht 
sicherstellen, dass ihr Stromportfolio 
ausreichend abgesichert ist, können 
Änderungen der Großhandelsstrompreise 
für sie ein finanzielles Risiko bedeuten und 
zu ihrem Ausfall führen, wobei die Kosten 
auf die Verbraucher und andere Netznutzer 
übertragen werden. Daher sollte 
sichergestellt werden, dass die Versorger 
angemessen abgesichert sind, wenn sie 
Festpreisverträge anbieten. Eine geeignete 
Absicherungsstrategie sollte dem Zugang 
der Versorger zu ihrer eigenen Erzeugung 
und ihrer Kapitalisierung sowie ihrer 
Abhängigkeit von Veränderungen der 
Großhandelsmarktpreise Rechnung tragen.

(45) Wenn die Versorger nicht 
sicherstellen, dass ihr Stromportfolio 
ausreichend abgesichert ist, können 
Änderungen der Großhandelsstrompreise 
für sie ein finanzielles Risiko bedeuten und 
möglicherweise zu ihrem Ausfall führen, 
wobei die Kosten auf die Verbraucher und 
andere Netznutzer übertragen werden. 
Daher sollte sichergestellt werden, dass die 
Versorger angemessen abgesichert sind, 
wenn sie Festpreisverträge anbieten. Eine 
geeignete Absicherungsstrategie sollte im 
Einklang mit den einschlägigen 
Rechtsvorschriften der Union für 
Finanzdienstleistungen stehen und dem 
Zugang der Versorger zu ihrer eigenen 
Erzeugung und ihrer Kapitalisierung sowie 
ihrer Abhängigkeit von Veränderungen der 
Großhandelsmarktpreise, der Größe des 
Versorgers und der Marktstruktur 
Rechnung tragen.

Änderungsantrag 10

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 53

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(53) Öffentliche Eingriffe in die 
Festsetzung der Stromversorgungspreise 
sind grundsätzlich eine marktverzerrende 
Maßnahme. Derartige Eingriffe dürfen 
daher nur als gemeinwirtschaftliche 
Verpflichtungen vorgenommen werden 
und unterliegen besonderen Bedingungen. 
Im Rahmen dieser Richtlinie sind 
regulierte Preise, auch wenn sie nicht 
kostendeckend sind, für von Energiearmut 
betroffene und schutzbedürftige Haushalte 
und – als Übergangsmaßnahme – für 
Haushalte und Kleinstunternehmen 
möglich. In Krisenzeiten, in denen die 
Großhandels- und Endkundenpreise für 
Strom erheblich steigen und sich dies 

(53) Öffentliche Eingriffe in die 
Festsetzung der Stromversorgungspreise 
sind grundsätzlich eine marktverzerrende 
Maßnahme, auch wenn Elektrizität als 
essenzielle Dienstleistung angesehen 
werden sollte. Derartige Eingriffe dürfen 
daher nur als gemeinwirtschaftliche 
Verpflichtungen vorgenommen werden 
und unterliegen besonderen Bedingungen. 
Im Rahmen dieser Richtlinie sind 
regulierte Preise, auch wenn sie nicht 
kostendeckend sind, für von Energiearmut 
betroffene und schutzbedürftige Haushalte 
und – als Übergangsmaßnahme – für 
Haushalte und Kleinstunternehmen 
möglich. In Krisenzeiten, in denen die 
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negativ auf die Wirtschaft insgesamt 
auswirkt, sollte es den Mitgliedstaaten 
gestattet sein, die Anwendung regulierter 
Preise vorübergehend auch auf KMU 
auszuweiten. Sowohl für Haushalte als 
auch für KMU sollten die Mitgliedstaaten 
vorübergehend regulierte Preise unterhalb 
der Kosten festsetzen können, solange dies 
nicht zu einer Verzerrung zwischen den 
Versorgern führt und die Versorger für die 
Kosten der nicht kostendeckenden 
Versorgung einen Ausgleich erhalten. Es 
muss jedoch sichergestellt werden, dass 
eine solche Preisregulierung zielgerichtet 
ist und keine Anreize zur Erhöhung des 
Verbrauchs schafft. Daher sollte eine 
solche Preisregulierung bei 
Privathaushalten auf 80 % des 
Medianverbrauchs und bei KMU auf 70 % 
des Vorjahresverbrauchs begrenzt werden. 
Die Kommission sollte feststellen, wann 
eine solche Strompreiskrise besteht, und 
folglich auch, wann diese Möglichkeit 
anwendbar wird. Die Kommission sollte 
darüber hinaus einen Zeitraum von bis zu 
einem Jahr festlegen, für den die 
festgelegte vorübergehende Ausweitung 
der regulierten Preise gilt. Soweit es sich 
bei einer der in dieser Verordnung 
vorgesehenen Maßnahmen um eine 
staatliche Beihilfe handelt, gelten die 
Bestimmungen über solche Maßnahmen 
unbeschadet der Anwendung der 
Artikel 107 und 108 AEUV.

Großhandels- und Endkundenpreise für 
Strom erheblich steigen und sich dies 
negativ auf die Wirtschaft insgesamt 
auswirkt, sollte es den Mitgliedstaaten 
gestattet sein, die Anwendung regulierter 
Preise vorübergehend auch auf KMU 
auszuweiten. Sowohl für Haushalte als 
auch für KMU sollten die Mitgliedstaaten 
vorübergehend regulierte Preise unterhalb 
der Kosten festsetzen können, solange dies 
nicht zu einer Verzerrung auf dem 
Binnenmarkt oder zwischen den 
Versorgern führt und die Versorger für die 
Kosten der nicht kostendeckenden 
Versorgung einen Ausgleich erhalten. Es 
muss jedoch sichergestellt werden, dass 
eine solche Preisregulierung zielgerichtet 
ist und keine Anreize zur Erhöhung des 
Verbrauchs schafft. Daher sollte eine 
solche Preisregulierung bei 
Privathaushalten und Kleinstunternehmen 
auf 80 % des Medianverbrauchs, bei 
schutzbedürftigen Kunden auf mindestens 
90 % und bei KMU auf 70 % des 
Vorjahresverbrauchs begrenzt werden. Die 
Kommission sollte feststellen, wann eine 
solche Strompreiskrise besteht, und 
folglich auch, wann diese Möglichkeit 
anwendbar wird. Die Kommission sollte 
darüber hinaus einen Zeitraum von bis zu 
einem Jahr festlegen, für den die 
festgelegte vorübergehende Ausweitung 
der regulierten Preise gilt. Soweit es sich 
bei einer der in dieser Verordnung 
vorgesehenen Maßnahmen um eine 
staatliche Beihilfe handelt, gelten die 
Bestimmungen über solche Maßnahmen 
unbeschadet der Anwendung der 
Artikel 107 und 108 AEUV.

Änderungsantrag 11

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 1 – Buchstabe a
Verordnung (EU) 2019/943
Artikel 1 – Buchstabe b
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

b) die Festlegung von Grundsätzen für 
gut funktionierende, integrierte 
Elektrizitätsmärkte, die allen 
Ressourcenanbietern und Stromkunden 
einen diskriminierungsfreien Marktzugang 
bieten, die Entwicklung von 
Stromterminmärkten ermöglichen, damit 
sich die Versorger und Verbraucher gegen 
das Risiko künftiger Schwankungen der 
Strompreise absichern oder vor diesem 
Risiko schützen können, und die die 
Position der Verbraucher stärken, 
Wettbewerbsfähigkeit auf dem Weltmarkt 
sicherstellen, die Flexibilität durch 
Laststeuerung, Energiespeicherung und 
andere nichtfossile Flexibilitätslösungen 
erhöhen, Energieeffizienz sicherstellen, die 
Aggregierung von dezentralem Angebot 
und dezentraler Nachfrage erleichtern 
sowie die Marktintegration und die 
Integration verschiedener Sektoren und 
eine marktbasierte Vergütung für 
Elektrizität aus erneuerbaren Quellen 
ermöglichen;

b) die Festlegung von Grundsätzen für 
gut funktionierende, integrierte 
Elektrizitätsmärkte, die allen 
Ressourcenanbietern und Stromkunden 
einen diskriminierungsfreien Marktzugang 
bieten, die Entwicklung von 
Stromterminmärkten ermöglichen, damit 
sich die Versorger und Verbraucher gegen 
das Risiko künftiger Schwankungen der 
Strompreise absichern oder vor diesem 
Risiko schützen können, gleichzeitig aber 
auch schädliche Spekulationen 
verhindern, Verbraucher schützen, 
darunter auch schutzbedürftige 
Verbraucher, Wettbewerbsfähigkeit auf 
dem Weltmarkt sicherstellen, die 
Flexibilität durch Laststeuerung, 
Energiespeicherung und andere nichtfossile 
Flexibilitätslösungen erhöhen, 
Energieeffizienz sicherstellen, die 
Aggregierung von dezentralem Angebot 
und dezentraler Nachfrage erleichtern 
sowie die Marktintegration und die 
Integration verschiedener Sektoren und 
eine marktbasierte Vergütung für 
Elektrizität aus erneuerbaren Quellen 
ermöglichen;

Änderungsantrag 12

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 1 – Buchstabe b
Verordnung (EU) 2019/943
Artikel 1 – Buchstabe e

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

e) die Unterstützung langfristiger 
Investitionen in die Erzeugung 
erneuerbarer Energien und die Befähigung 
der Verbraucher, die Abhängigkeit ihrer 
Energiekosten von Schwankungen der 
Strompreise an den Kurzfristmärkten, 
insbesondere der Preise für fossile 
Brennstoffe, mittel- bis langfristig zu 

e) die Unterstützung langfristiger 
Investitionen in die Erzeugung 
erneuerbarer Energien und die Flexibilität, 
um die Verbraucher zu befähigen, ihre 
Energiekosten bezahlbar und mittel- bis 
langfristig weniger abhängig von 
Schwankungen der Strompreise an den 
Kurzfristmärkten, insbesondere der Preise 
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verringern. für fossile Brennstoffe, zu machen.

Änderungsantrag 13

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 6
Verordnung (EU) 2019/943
Artikel 9 – Absatz 1 – Einleitung

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(1) Bis zum 1. Dezember 2024 legt 
ENTSO (Strom) ACER nach Konsultation 
der ESMA einen Vorschlag für die 
Einrichtung regionaler virtueller Hubs für 
den Terminmarkt vor. In diesem Vorschlag

(1) Bis zum 1. Dezember 2024 legt die 
Kommission dem Parlament und dem Rat 
nach Konsultation der ESMA, des ENTSO 
(Strom) und der ACER eine Bewertung 
der Auswirkungen der Einrichtung 
regionaler virtueller Hubs für den 
Terminmarkt vor. Der Bewertung wird bei 
Bedarf ein Gesetzgebungsvorschlag 
beigefügt, und in diesem Vorschlag

Änderungsantrag 14

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 6
Verordnung (EU) 2019/943
Artikel 9 – Absatz 1 – Buchstabe d a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

da) sicherstellen, dass die Schaffung 
des virtuellen Hubs im Interesse der 
Verbraucher in diesen Regionen ist.

Änderungsantrag 15

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 6
Verordnung (EU) 2019/943
Artikel 9 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(2) ACER bewertet und genehmigt 
oder ändert den Vorschlag zur Einrichtung 

(2) ACER bewertet und genehmigt 
oder ändert den Vorschlag zur Einrichtung 
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der regionalen virtuellen Hubs für den 
Terminmarkt innerhalb von sechs Monaten 
nach seinem Eingang. Im letzteren Fall 
konsultiert ACER vor Annahme der 
Änderungen ENTSO (Strom). Der 
angenommene Vorschlag wird auf der 
Website von ACER veröffentlicht.

der regionalen virtuellen Hubs für den 
Terminmarkt innerhalb von sechs Monaten 
nach seinem Eingang. Im letzteren Fall 
konsultiert ACER nach Unterrichtung der 
ESMA vor Annahme der Änderungen 
ENTSO (Strom). Der angenommene 
Vorschlag wird auf der Website von ACER 
veröffentlicht.

Änderungsantrag 16

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 6
Verordnung (EU) 2019/943
Artikel 9 – Absatz 5

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(5) Ist eine Regulierungsbehörde der 
Ansicht, dass den Marktteilnehmern keine 
ausreichenden Absicherungsmöglichkeiten 
zur Verfügung stehen, so kann sie von 
Strombörsen oder 
Übertragungsnetzbetreibern verlangen, 
zusätzliche Maßnahmen wie z. B. Market-
Making-Tätigkeiten zu ergreifen, um die 
Liquidität des Terminmarkts zu verbessern; 
falls an den Terminmärkten 
Finanzinstrumente im Sinne von Artikel 4 
Absatz 1 Nummer 15 betroffen sind, 
konsultiert sie davor die jeweils 
zuständigen Finanzmarktbehörden. 
Vorbehaltlich der Einhaltung des 
Wettbewerbsrechts der Union sowie der 
Richtlinie (EU) 2014/65 und der 
Verordnungen (EU) Nr. 648/2012 und 
(EU) Nr. 600/2014 steht es den 
Marktbetreibern frei, 
Terminabsicherungsprodukte – 
einschließlich langfristiger 
Terminabsicherungsprodukte – zu 
entwickeln, um den Marktteilnehmern, 
einschließlich der Eigentümer von 
Gesamteinrichtungen zur Stromerzeugung, 
in denen erneuerbare Energiequellen 
genutzt werden, angemessene 
Möglichkeiten zur Absicherung gegen die 
finanziellen Risiken von 

(5) Ist eine Regulierungsbehörde der 
Ansicht, dass den Marktteilnehmern keine 
ausreichenden Absicherungsmöglichkeiten 
zur Verfügung stehen, so kann sie von 
Strombörsen oder 
Übertragungsnetzbetreibern verlangen, 
zusätzliche Maßnahmen wie z. B. Market-
Making-Tätigkeiten zu ergreifen, um die 
Liquidität des Terminmarkts zu verbessern; 
falls an den Terminmärkten 
Finanzinstrumente im Sinne von Artikel 4 
Absatz 1 Nummer 15 betroffen sind, 
konsultiert sie davor die jeweils 
zuständigen Finanzmarktbehörden. Wenn 
Marktbetreiber 
Terminabsicherungsprodukte – 
einschließlich langfristiger 
Terminabsicherungsprodukte – 
entwickeln, achten sie dabei auf die 
uneingeschränkte Einhaltung des 
Wettbewerbsrechts der Union sowie der 
Richtlinie (EU) 2014/65 und der 
Verordnungen (EU) Nr. 648/2012 und 
(EU) Nr. 600/2014, um den 
Marktteilnehmern, einschließlich der 
Eigentümer von Gesamteinrichtungen zur 
Stromerzeugung, in denen erneuerbare 
Energiequellen genutzt werden, 
angemessene Möglichkeiten zur 
Absicherung gegen die finanziellen 
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Preisschwankungen zu bieten. Die 
Mitgliedstaaten dürfen nicht verlangen, 
dass solche Absicherungstätigkeiten auf 
Transaktionen innerhalb eines 
Mitgliedstaats oder einer Gebotszone 
beschränkt werden dürfen.“

Risiken von Preisschwankungen zu bieten. 
Die Mitgliedstaaten dürfen nicht verlangen, 
dass solche Absicherungstätigkeiten auf 
Transaktionen innerhalb eines 
Mitgliedstaats oder einer Gebotszone 
beschränkt werden dürfen.“

Änderungsantrag 17

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 9
Verordnung (EU) 2019/943
Artikel 19a – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(2) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, 
dass Instrumente wie Garantieregelungen 
zu Marktpreisen, die die finanziellen 
Risiken im Zusammenhang mit 
Zahlungsausfällen von Abnehmern im 
Rahmen der Strombezugsverträge 
verringern sollen, vorhanden sind und 
gemäß den Artikeln 107 und 108 AEUV 
für Kunden zugänglich sind, die von 
Marktzutrittsschranken auf dem Markt für 
Strombezugsverträge betroffen sind und 
sich nicht in finanziellen Schwierigkeiten 
befinden. Die Mitgliedstaaten 
berücksichtigen dabei die auf Unionsebene 
vorhandenen Instrumente. Die 
Mitgliedstaaten legen anhand 
diskriminierungsfreier Kriterien fest, an 
welche Kundenkategorien sich diese 
Instrumente richten.

(2) Die Mitgliedstaaten können 
sicherstellen, dass Instrumente wie 
Garantieregelungen zu Marktpreisen, die 
die finanziellen Risiken im Zusammenhang 
mit Zahlungsausfällen von Abnehmern im 
Rahmen der Strombezugsverträge 
verringern sollen, vorhanden und für 
Kunden zugänglich sind, die von 
Marktzutrittsschranken auf dem Markt für 
Strombezugsverträge betroffen sind und 
sich nicht in finanziellen Schwierigkeiten 
befinden. Die Kommission prüft, ob diese 
Instrumente den Binnenmarkt übermäßig 
verzerren oder fragmentieren und ob sie 
mit den Artikeln 107 und 108 AEUV in 
Einklang stehen. Die Mitgliedstaaten 
berücksichtigen dabei die auf Unionsebene 
vorhandenen Instrumente. Die 
Mitgliedstaaten legen anhand 
diskriminierungsfreier Kriterien innerhalb 
jeder Kundenkategorie fest, an welche 
Kundenkategorien sich diese Instrumente 
richten, wobei schutzbedürftigen Kunden 
Rechnung getragen wird.

Änderungsantrag 18

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 9
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Verordnung (EU) 2019/943
Artikel 19a – Absatz 6 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(6a) Die Vertragsparteien der 
Strombezugsverträge übermitteln der 
nationalen Regulierungsbehörde Umfang, 
Preise und Laufzeit der einzelnen 
Strombezugsverträge. Die nationale 
Regulierungsbehörde veröffentlicht einen 
Tages-Durchschnittspreis für Strom, der 
dem gewichteten Durchschnittspreis der 
gesamten an diesem Tag in der 
Gebotszone gehandelten Strommenge 
entspricht.

Änderungsantrag 19

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 9
Verordnung (EU) 2019/943
Artikel 19b – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(1) Direkte Preisstützungssysteme für 
neue Investitionen in die Stromerzeugung 
aus den in Absatz 2 genannten Quellen 
haben die Form eines zweiseitigen 
Differenzvertrags. Neue Investitionen in 
die Stromerzeugung umfassen 
Investitionen in neue 
Stromerzeugungsanlagen, Investitionen 
zum Repowering bestehender 
Stromerzeugungsanlagen sowie 
Investitionen zur Erweiterung bestehender 
Stromerzeugungsanlagen oder zur 
Verlängerung ihrer Lebensdauer.

(1) Direkte Preisstützungssysteme für 
neue Investitionen in die Stromerzeugung 
aus den in Absatz 2 genannten Quellen 
haben die Form eines zweiseitigen 
Differenzvertrags. Diese Systeme müssen 
mindestens Verordnung (EU) 2020/852 
und den Investitionen entsprechen, die in 
den integrierten nationalen Energie- und 
Klimaplänen in Bezug auf die Dimension 
„Dekarbonisierung“ gemäß Artikel 4 
Buchstabe a der Verordnung (EU) 
2018/1999 und etwaiger Aktualisierungen 
derselben vorgesehen sind. Neue 
Investitionen in die Stromerzeugung 
umfassen Investitionen in neue 
Stromerzeugungsanlagen, Investitionen 
zum Repowering bestehender 
Stromerzeugungsanlagen sowie 
Investitionen zur Erweiterung bestehender 
Stromerzeugungsanlagen oder zur 
Verlängerung ihrer Lebensdauer.
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Änderungsantrag 20

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 9
Verordnung (EU) 2019/943
Artikel 19b – Absatz 3 – Buchstabe a

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

a) so gestaltet sein, dass die 
Einnahmen, die erzielt werden, wenn der 
Marktpreis über dem Ausübungspreis liegt, 
auf der Grundlage des jeweiligen 
Verbrauchsanteils (gleiche 
Kosten/Erstattung je verbrauchter MWh) 
auf alle Stromendkunden verteilt werden;

a) so gestaltet sein, dass die 
Einnahmen, die erzielt werden, wenn der 
Marktpreis über dem Ausübungspreis liegt, 
auf der Grundlage des jeweiligen 
Verbrauchsanteils (gleiche 
Kosten/Erstattung je verbrauchter MWh) 
auf alle Stromendkunden verteilt werden, 
wobei schutzbedürftige Kunden vorrangig 
einen Ausgleich erhalten;

Änderungsantrag 21

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 9
Verordnung (EU) 2019/943
Artikel 19b – Absatz 3 – Buchstabe b a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

ba) sicherstellen, dass 
gemeinschaftsbasierte/kleinere Projekte 
Zugang zu Differenzverträgen zum 
Clearingpreis des niedrigsten Angebots 
haben;

Änderungsantrag 22

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 14
Verordnung (EU) 2019/943
Artikel 69a – Unterabsatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Diese Verordnung lässt die Bestimmungen 
der Richtlinie (EU) 2014/65, der 

Diese Verordnung lässt die Bestimmungen 
der Richtlinie (EU) 2014/65, der 



RR\1284103DE.docx 115/132 PE747.032v02-00

DE

Verordnung (EU) Nr. 648/2012 und der 
Verordnung (EU) Nr. 600/2014 unberührt, 
wenn Marktteilnehmer oder Marktbetreiber 
Tätigkeiten im Zusammenhang mit 
Finanzinstrumenten durchführen, 
insbesondere mit Finanzinstrumenten im 
Sinne von Artikel 4 Absatz 1 Nummer 15 
der Richtlinie (EU) 2014/65.“

Verordnung (EU) Nr. 648/2012 und der 
Verordnung (EU) Nr. 600/2014 unberührt, 
wenn Marktteilnehmer oder Marktbetreiber 
Tätigkeiten im Zusammenhang mit 
Finanzinstrumenten durchführen, 
insbesondere mit Finanzinstrumenten im 
Sinne von Artikel 4 Absatz 1 Nummer 15 
der Richtlinie (EU) 2014/65.“ Doppelte 
Regulierungs-, Einhaltungs- und 
Berichtspflichten sind zu vermeiden.

Änderungsantrag 23

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 2 – Absatz 1 – Nummer 5
Richtlinie (EU) 2019/944
Artikel 28a – Unterabsatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass 
schutzbedürftige Kunden vor 
Stromsperren geschützt werden. Dies 
erfolgt im Rahmen des Konzepts für 
schutzbedürftige Kunden gemäß Artikel 28 
Absatz 1 dieser Richtlinie und unbeschadet 
der in Artikel 10 Absatz 11 genannten 
Maßnahmen.“

Die Mitgliedstaaten verbieten 
Stromsperren für Haushaltskunden, die 
ihre Energierechnungen nicht bezahlen 
können, für schutzbedürftige 
Haushaltskunden und für von 
Energiearmut bedrohte oder betroffene 
Haushalte. Dies erfolgt im Rahmen des 
Konzepts für schutzbedürftige Kunden 
gemäß Artikel 28 Absatz 1 dieser 
Richtlinie und unbeschadet der in 
Artikel 10 Absatz 11 genannten 
Maßnahmen.“

Änderungsantrag 24

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 2 – Absatz 1 – Nummer 6
Richtlinie (EU) 2019/944
Artikel 27 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(1) Die Mitgliedstaaten gewährleisten, 
dass alle Haushaltskunden und, soweit die 
Mitgliedstaaten es für angezeigt halten, 
Kleinunternehmen in ihrem Hoheitsgebiet 

(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, 
dass alle Haushaltskunden und 
Kleinstunternehmen, und, soweit die 
Mitgliedstaaten es für angezeigt halten, 
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über eine Grundversorgung verfügen, d. h. 
das Recht auf Versorgung mit Elektrizität 
einer bestimmten Qualität zu 
wettbewerbsfähigen, leicht und eindeutig 
vergleichbaren, transparenten und 
diskriminierungsfreien Preisen haben. Zur 
Gewährleistung der Grundversorgung 
erlegen die Mitgliedstaaten 
Verteilernetzbetreibern die Verpflichtung 
auf, Kunden nach Modalitäten, zu 
Bedingungen und zu Tarifen an ihr Netz 
anzuschließen, die nach dem Verfahren des 
Artikels 59 Absatz 7 festgelegt wurden. 
Diese Richtlinie hindert die 
Mitgliedstaaten nicht daran, die 
Marktposition der Haushaltskunden und 
kleinen und mittelgroßen Kunden, die nicht 
Haushaltskunden sind, zu stärken, indem 
sie die Möglichkeiten des freiwilligen 
Zusammenschlusses zur Vertretung dieser 
Kundengruppe fördern.

Kleinunternehmen in ihrem Hoheitsgebiet 
über eine Grundversorgung verfügen, d. h. 
das Recht auf Versorgung mit Elektrizität 
einer bestimmten Qualität zu 
wettbewerbsfähigen, leicht und eindeutig 
vergleichbaren, transparenten und 
diskriminierungsfreien Preisen haben. Zur 
Sicherstellung der Grundversorgung 
erlegen die Mitgliedstaaten 
Verteilernetzbetreibern die Verpflichtung 
auf, Kunden nach Modalitäten, zu 
Bedingungen und zu Tarifen an ihr Netz 
anzuschließen, die nach dem Verfahren des 
Artikels 59 Absatz 7 festgelegt wurden. 
Diese Richtlinie hindert die 
Mitgliedstaaten nicht daran, die 
Marktposition der Haushaltskunden und 
kleinen und mittelgroßen Kunden, die nicht 
Haushaltskunden sind, zu stärken, indem 
sie die Möglichkeiten des freiwilligen 
Zusammenschlusses zur Vertretung dieser 
Kundengruppe fördern.

Änderungsantrag 25

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 2 – Absatz 1 – Nummer 10
Richtlinie (EU) 2019/944
Artikel 66a – Absatz 1 – Einleitung

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(1) Die Kommission kann mit einem 
Beschluss eine regionale oder unionsweite 
Strompreiskrise feststellen, wenn die 
folgenden Bedingungen erfüllt sind:

(1) Die Kommission kann gemeinsam 
mit allen Mitgliedstaaten mit einem 
Beschluss eine regionale oder unionsweite 
Strompreiskrise feststellen, wenn die 
folgenden Bedingungen gleichzeitig erfüllt 
sind und voraussichtlich mindestens sechs 
Monate andauern werden:

Änderungsantrag 26

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 2 – Absatz 1 – Nummer 10
Richtlinie (EU) 2019/944
Artikel 66a – Absatz 2 a (neu)
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(2a) Durch die Erklärung einer 
regionalen oder unionsweiten 
Strompreiskrise werden gleiche 
Wettbewerbsbedingungen in allen von 
dem Beschluss betroffenen 
Mitgliedstaaten sichergestellt, damit der 
Binnenmarkt nicht übermäßig verzerrt 
wird.

Änderungsantrag 27

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 2 – Absatz 1 – Nummer 10
Richtlinie (EU) 2019/944
Artikel 66a – Absatz 3 – Buchstabe c a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

ca) Berücksichtigung 
wettbewerbsverzerrender Auswirkungen 
auf den Großhandelsmarkt.

Änderungsantrag 28

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 2 – Absatz 1 – Nummer 10
Richtlinie (EU) 2019/944
Artikel 66a – Absatz 3 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(3a) Die Kommission gibt Leitlinien 
dazu heraus, wie diese Schwellenwerte 
und der Befristete Rahmen zur 
Krisenbewältigung und zur Gestaltung 
des Wandels gemeinsam in dem Zeitraum 
angewandt werden können, in dem 
sowohl diese Richtlinie als auch der 
Rahmen in Kraft sein werden.

Änderungsantrag 29



PE747.032v02-00 118/132 RR\1284103DE.docx

DE

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 2 – Absatz 1 – Nummer 10
Richtlinie (EU) 2019/944
Artikel 66a – Absatz 4 – Buchstabe a

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

a) der für Haushalte festgesetzte Preis 
gilt nur für höchstens 80 % des 
Medianverbrauchs privater Haushalte und 
bietet weiterhin einen Anreiz zur 
Nachfragereduzierung;

a) der für Haushalte und 
Kleinstunternehmen festgesetzte Preis gilt 
nur für höchstens 80 % des 
Medianverbrauchs privater Haushalte und 
bietet weiterhin einen Anreiz zur 
Nachfragereduzierung, und er gilt zu 
mindestens 90 % für schutzbedürftige 
Verbraucher;
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8.6.2023

SCHREIBEN DES HAUSHALTSAUSSCHUSSES

Herrn Cristian Buşoi
Vorsitzender
Ausschuss für Industrie, Forschung und Energie
BRÜSSEL

Betrifft: Stellungnahme zu den Vorschlägen der Kommission zur Änderung der 
Verordnungen (EU) Nr. 1227/2011 und (EU) 2019/942 für einen besseren Schutz 
der Union vor Marktmanipulation auf dem Energiegroßhandelsmarkt 
(2023/0076(COD)) und zur Änderung der Verordnungen (EU) 2019/943 und 
(EU) 2019/942 sowie der Richtlinien (EU) 2018/2001 und (EU) 2019/944 zur 
Verbesserung der Gestaltung der Elektrizitätsmärkte in der EU 
(2023/0077(COD))

Sehr geehrter Herr Vorsitzender,

im Rahmen des genannten Verfahrens haben die Koordinatoren des Haushaltsausschusses in 
ihrer Sitzung vom 31. Januar 2023 beschlossen, eine Stellungnahme gemäß Artikel 56+ in 
Form eines Schreibens zu beiden legislativen Dossiers anzunehmen.

Der Ausschuss nahm die Stellungnahme in seiner Sitzung1 vom 8. Juni 2023 an und beauftragte 
mich, den nachstehend dargelegten Standpunkt zu übermitteln.

Hintergrund des Vorschlags im Zusammenhang mit den Auswirkungen auf den Haushalt 
der Agentur der Europäischen Union für die Zusammenarbeit der 
Energieregulierungsbehörden (ACER) und ITER

Die Kommission hat am 14. März 2023 eine Reform des EU-Strommarkts vorgeschlagen, um 
die vermehrte Nutzung erneuerbarer Energiequellen und die schrittweise Abkehr von Gas zu 
beschleunigen, die Energiekosten der Haushalte von volatilen Preisen für fossile Brennstoffe 
unabhängiger zu machen, die Verbraucher besser vor künftigen Preisspitzen und potenzieller 
Marktmanipulation zu schützen und eine saubere und wettbewerbsfähigere Industrie in der 

1 Bei der Schlussabstimmung waren anwesend: Janusz Lewandowski (erster stellvertretender Vorsitzender), 
Olivier Chastel (zweiter stellvertretender Vorsitzender), Niclas Herbst (vierter stellvertretender Vorsitzender), 
José Manuel Fernandes, Adam Jarubas, Siegfried Mureşan, Petri Sarvamaa, Eleni Stavrou, Rainer Wieland (für 
die PPE-Fraktion), Markus Ferber und Asim Ademov (für die PPE-Fraktion gemäß Artikel 209 Absatz 7), 
Pascal Durand, Jonás Fernández, Jens Geier, Eero Heinäluoma, Camilla Laureti, Nils Ušakovs (für die S&D-
Fraktion), Inma Rodríguez-Piñero und Massimiliano Smeriglio (für die S&D-Fraktion gemäß Artikel 209 
Absatz 7), Katalin Cseh, Vlad Gheorghe, Valérie Hayer, Fabienne Keller, Moritz Körner (für die Renew-
Fraktion), Nicolae Ştefănuță (für die Verts/ALE-Fraktion), Zbigniew Kuźmiuk, Bogdan Rzońca (für die ECR-
Fraktion), Dimitrios Papadimoulis (für die Fraktion Die Linke) und Andor Deli (für NI).
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EU zu erreichen.
Dies wurde mit zwei Vorschlägen zur Änderung mehrerer bestehender Rechtsvorschriften 
umgesetzt: 
1. Änderung der REMIT-Verordnung (Schutz der Union vor Marktmanipulation auf dem 

Energiegroßhandelsmarkt) und entsprechende Änderung der ACER-Verordnung
2. Änderungen der EMD-Verordnung (Gestaltung des Strommarkts) und der EMD-

Richtlinie, der Erneuerbare-Energien-Richtlinie und entsprechende Änderung der 
ACER-Verordnung

Mit dem ersten Vorschlag werden der ACER neue Aufgaben übertragen, und zwar im 
Wesentlichen Genehmigungs- und Aufsichtsbefugnisse in Bezug auf Stromdatenplattformen, 
die Zentralisierung verdächtiger Transaktionen auf dem Elektrizitätsmarkt sowie 
Prüfungsbefugnisse und erweiterte Durchführungsbefugnisse im Rahmen der REMIT-
Verordnung. Der Bewertung der Kommission zufolge würde die ACER im Zeitraum 2025-
2027 25 zusätzliche Vollzeitäquivalente (VZÄ) und 4,2 Mio. EUR für operative Ausgaben 
benötigen. Zwei Drittel der Bediensteten sowie die operativen Ausgaben werden aus einer 
erweiterten Gebühr finanziert. Es bleiben 2,9 Mio. EUR, die im Zeitraum 2025-2027 aus dem 
EU-Haushalt finanziert werden. 

Mit dem zweiten Vorschlag werden der ACER ebenfalls neue Aufgaben übertragen, und zwar 
im Wesentlichen die vorherige Genehmigung von Hubs für den Handel mit 
Elektrizitätsterminkontrakten und die vorherige Genehmigung der Methodik, die der 
Berichterstattung durch die Mitgliedstaaten über die notwendige Flexibilität des 
Elektrizitätsmarkts zugrunde liegt. Der Bewertung der Kommission zufolge würde die ACER 
im Zeitraum 2024-2027 vier zusätzliche VZÄ in Höhe von 2,8 Mio. EUR benötigen. 

Insgesamt würden sich die Auswirkungen der Erhöhung der Mittel für die ACER auf den EU-
Haushalt im Zeitraum 2024-2027 auf 5,7 Mio. EUR belaufen. Aus dem Finanzbogen zu den 
Rechtsakten geht hervor, dass der Betrag aus der ITER-Haushaltslinie umgewidmet wird.

Stellungnahme des Haushaltsausschusses
Insgesamt hat der Vorschlag keine erheblichen Auswirkungen auf den Haushalt. Die ACER-
Verordnung wird lediglich geändert, um den Umfang der gebührenfinanzierten Tätigkeiten 
auszuweiten und die Aufgaben im Zusammenhang mit der Änderung der EMD-Verordnung 
hinzuzufügen. Die Kommission teilt mit, dass die geplante Umschichtung von der ITER-
Haushaltslinie auf die ACER-Haushaltslinie den ITER nicht daran hindert, seine Ziele im 
Rahmen des MFR zu erreichen, und weist erneut darauf hin, dass der Gesamtbetrag dieser 
geplanten Umschichtung in Höhe von 5,7 Mio. EUR 0,1 % des gesamten ITER-Haushalts im 
MFR ausmacht.

Dennoch stellt der Haushaltsausschuss fest, dass die Kommission seit Beginn dieses MFR 
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mehrere Legislativvorschläge2 vorgelegt hat, mit denen der ACER neue, zusätzliche 
Aufgaben übertragen wurden, die zusätzliche Finanzmittel erfordern.

Diese neuen Aufgaben der ACER führen zusammengenommen zu einer Aufstockung des 
Personals (von 77 Beamten, 36 Vertragsbediensteten und vier abgeordneten nationalen 
Sachverständigen im MFR auf 142 Beamte, 47 Vertragsbedienstete und zehn abgeordnete 
nationale Sachverständige) und einem Anstieg des voraussichtlichen Mittelbedarfs (auf 
22,4 Mio. EUR im Jahr 2027 anstelle von 16,3 Mio. EUR).

Der Umstand, dass Umschichtungen vorgenommen werden müssen, damit die erforderlichen 
zusätzlichen operativen und administrativen Ressourcen zur Verfügung stehen, hat erhebliche 
Auswirkungen auf den Unionshaushalt bis zum Ende des Finanzplanungszeitraums und 
darüber hinaus.

Das Europäische Parlament hat in zahlreichen Berichten und Entschließungen seinen 

2 
– Vorschlag der Kommission für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zu Leitlinien 

für die transeuropäische Energieinfrastruktur und zur Aufhebung der Verordnung (EU) Nr. 347/2013: 
Aufstockung der Ressourcen für die ACER für zusätzliche Aufgaben bei der Überwachung des zehnjährigen 
Netzentwicklungsplans. Dies erfordert begrenzte zusätzliche Ressourcen (ein zusätzliches 
Vollzeitäquivalent) aus dem Programm CEF Energie (siehe Finanzbogen in COM(2020)0824).

– Vorschlag der Kommission für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über die 
Verringerung der Methanemissionen im Energiesektor (COM(2021)0805). Dies erfordert begrenzte 
zusätzliche Ressourcen (eine Stelle für einen Bediensteten auf Zeit ab 2023). Die Aufstockung der 
Haushaltsmittel hängt ausschließlich mit der Erhöhung der Anzahl der Planstellen zusammen. Es wird 
vorgeschlagen, den Anstieg des EU-Beitrags durch eine entsprechende Kürzung der Mittel für das 
Programm Energie der Fazilität „Connecting Europe“ (CEF Energie) auszugleichen.

– Vorschlag der Kommission für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über die 
Binnenmärkte für erneuerbare Gase und Erdgas sowie für Wasserstoff (COM(2021)0804). Diese Aufgaben 
erfordern eine Aufstockung des Personals der Agentur um 15 zusätzliche Planstellen und sechs zusätzliche 
Vertragsbedienstete bis 2027. Die Aufstockung der Haushaltsmittel hängt ausschließlich mit dem 
zusätzlichen Personal zusammen. Der Anstieg des EU-Beitrags wird durch eine entsprechende Kürzung des 
Programms CEF Energie ausgeglichen.

– Vorschlag der Kommission für eine Verordnung des Rates zu dem Thema „Mehr Solidarität durch eine 
bessere Koordinierung der Gasbeschaffung, den grenzüberschreitenden Austausch von Gas und zuverlässige 
Preis-Referenzwerte“ (COM(2022)0549). In dem Vorschlag werden neue Aufgaben für die ACER 
festgelegt, die eine tägliche LNG-Preisbewertung und einen LNG-Referenzwert erstellen und 
veröffentlichen soll. Die ACER muss die IOSCO-Grundsätze für Preismeldestellen einhalten, was 
erfahrenes Personal erfordert. Die Agentur wird auch zusätzliche Ressourcen für Beratungszwecke, IT-
Aufgaben und Prüfberichte benötigen. Die Aufstockung der Mittel für die ACER soll durch eine 
entsprechende Kürzung der geplanten Ausgaben im Rahmen des Programms CEF Energie ausgeglichen 
werden.

– Vorschlag der Kommission für eine Verordnung des Rates zur Einführung eines 
Marktkorrekturmechanismus zum Schutz der Bürger und der Wirtschaft vor übermäßig hohen Preisen 
(COM(2022)0668). Der Vorschlag erfordert zusätzliche Ressourcen für die ACER. Insbesondere werden in 
dem Vorschlag neue Aufgaben für die ACER festgelegt, die die Gasmärkte überwachen und die 
Kommission unterstützen soll, indem sie den Marktkorrekturmechanismus auslöst (und später deaktiviert) 
und die Gasflüsse innerhalb der EU überwacht. Die Aufstockung der Mittel für die ACER soll durch eine 
entsprechende Kürzung der geplanten Ausgaben im Rahmen des Programms CEF Energie ausgeglichen 
werden.
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allgemeinen Standpunkt bekräftigt, dass neue Aufgaben durch neue Ressourcen gedeckt 
werden sollten und dass die Praxis des „Ausgleichs“ von Aufstockungen durch ein 
Zurückhalten oder eine Kürzung der Programmmittel vermieden werden sollte. Angesichts 
der zahlreichen neuen Initiativen, des zusätzlichen Bedarfs und unerwarteter Entwicklungen 
muss jedoch festgestellt werden, dass die üblichen Quellen für solche neuen Mittel im 
Unionshaushalt – nicht zugewiesene Spielräume im Rahmen der MFR-Obergrenzen und 
nicht-thematische besondere Instrumente – ab dem Haushalt 2024 praktisch oder sogar 
vollständig ausgeschöpft sein werden.

Der Haushaltsausschuss ist bereit, den Vorschlag während der nächsten Verfahrensschritte 
aufmerksam zu verfolgen, insbesondere bei den Beratungen über das Personal und die 
Finanzmittel der ACER und etwaige Auswirkungen auf den Haushalt.

Mit freundlichen Grüßen,

Johan Van Overtveldt
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23.5.2023

SCHREIBEN DES AUSSCHUSSES FÜR BINNENMARKT UND 
VERBRAUCHERSCHUTZ

Herrn Cristian-Silviu Bușoi
Vorsitzender
Ausschuss für Industrie, Forschung und Energie
BRÜSSEL

Betrifft: Stellungnahme zur Änderung der Verordnungen (EU) 2019/943 und (EU) 
2019/942 sowie der Richtlinien (EU) 2018/2001 und (EU) 2019/944 zur 
Verbesserung der Gestaltung der Elektrizitätsmärkte in der EU (COM(2023)0148 
– C9-0049/2023 – 2023/0077(COD))

Sehr geehrter Herr Vorsitzender,

im Rahmen des genannten Verfahrens wurde der Ausschuss für Binnenmarkt und 
Verbraucherschutz beauftragt, Ihrem Ausschuss eine Stellungnahme vorzulegen. Der 
Ausschuss beschloss in seiner Sitzung vom Dienstag, 28. März 2023, diese Stellungnahme in 
Form eines Schreibens zu übermitteln, um die Stellungnahme zeitnah vorlegen zu können. 

Der Ausschuss für Binnenmarkt und Verbraucherschutz hat den Gegenstand in seiner Sitzung 
vom Dienstag, 23. Mai 2023 geprüft. In dieser Sitzung1 hat er beschlossen, den Ausschuss für 
Industrie, Forschung und Energie (ITRE) als federführenden Ausschuss zu ersuchen, die 
nachstehend aufgeführten Vorschläge, Prioritäten und Grundsätze in seinen Legislativbericht 
zu übernehmen.

Mit vorzüglicher Hochachtung

Anna Cavazzini
Vorsitzende

1 Bei der Schlussabstimmung waren anwesend: Anna Cavazzini (Vorsitzende), Andrus Ansip (stellvertretender 
Vorsitzender), Krzysztof Hetman (stellvertretender Vorsitzender), Maria-Manuel Leitão-Marques 
(stellvertretender Vorsitzender), Alex Agius Saliba, Marc Angel, Anna-Michelle Asimakopoulou, Alessandra 
Basso, Adam Bielan, Biljana Borzan, Vlad-Marius Botoş, Deirdre Clune, Dita Charanzová, David Cormand, 
Christian Doleschal, Carlo Fidanza, Elisabetta Gualmini, Alexandra Geese, Sandro Gozi, Claude Gruffat, Ivars 
Ijabs, Eugen Jurzyca, Arba Kokalari, Kateřina Konečná, Andrey Kovatchev, Katrin Langensiepen, Morten 
Løkkegaard, Adriana Maldonado López, Francisco José Millán Mon, Leszek Miller, Anne-Sophie Pelletier, 
Antonio Maria Rinaldi, Christel Schaldemose, Andreas Schwab, Tomislav Sokol, Ivan Štefanec, Róża Thun und 
Hohenstein, Edina Tóth, Tom Vandenkendelaere, Marion Walsmann.
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VORSCHLÄGE

Der Ausschuss für Binnenmarkt und Verbraucherschutz ersucht den Ausschuss für Industrie, 
Forschung und Energie (ITRE) als federführenden Ausschuss, die nachstehend aufgeführten 
Vorschläge, Prioritäten und Grundsätze in seinen Legislativbericht zu übernehmen.

A. in der Erwägung, dass in dem Vorschlag das Recht auf Festpreisverträge und Verträge 
mit dynamischen Preisen, das Recht auf Mehrfachverträge sowie bessere und klarere 
Vertragsinformationen vorgesehen sind, um Verbraucher, einschließlich kleiner 
Unternehmen, vor schwankenden Preisen und Preisspitzen zu schützen; dass er darüber 
hinaus Maßnahmen enthält, um Stromsperren zu verhindern und sicherzustellen, dass 
schutzbedürftige Kunden hiervor geschützt sind;

B. in der Erwägung, dass mit den Bestimmungen auch darauf abgezielt wird, die 
Investitionsbedingungen für Unternehmen zu verbessern und Investitionen in erneuerbare 
Energien zu fördern, insbesondere durch die Verbesserung der Märkte für langfristige 
Verträge;

C. in der Erwägung, dass der Vorschlag Bestimmungen über besondere Mechanismen 
enthält, die im Falle einer Strompreiskrise greifen sollen;

1. nimmt den Vorschlag der Kommission, der Teil des Pakets der Kommission zur Reform 
des EU-Strommarktes ist, zur Kenntnis. Mit diesem werden die Verordnung (EU) 
2019/943 (Elektrizitätsverordnung), die Richtlinie (EU) 2019/944 
(Elektrizitätsrichtlinie), die Richtlinie (EU) 2018/2001 (Erneuerbare-Energien-
Richtlinie) und die Verordnung (EU) 2019/942 (ACER-Verordnung) geändert und 
zusätzliche Maßnahmen vorgeschlagen, um Verbraucher und Unternehmen, 
insbesondere KMU, vor Marktpreisschwankungen, insbesondere vor Preisspitzen, zu 
schützen, die Auswahl an Verträgen und den Zugang zu erneuerbaren und CO2-armen 
Energien zu verbessern und die Stabilität und Berechenbarkeit der Energiekosten zu 
erhöhen;

2. fordert, dass die folgenden Prioritäten und Grundsätze bei der Ausarbeitung des 
Standpunkts des Europäischen Parlaments berücksichtigt werden:

I. Binnenmarkt: In einem vollständig integrierten EU-Strommarkt muss neben gut 
ausgebauten und miteinander verbundenen Stromnetzen zwischen den 
Mitgliedstaaten ein fairer und offener Wettbewerb priorisiert werden. Gleichzeitig 
sollte sichergestellt werden, dass die vorgeschlagene Nutzung von 
Strombezugsverträgen und zweiseitigen Differenzverträgen für neue Investitionen 
auf freiwilliger Basis erfolgt und das Funktionieren des Binnenmarkts nicht 
beeinträchtigt wird. Die Kommission sollte diesbezüglich klare Leitlinien 
entwickeln. Die in dieser Richtlinie vorgeschlagenen Investitionsmaßnahmen für 
die Stromerzeugung, die Elektrizitätsinfrastruktur und die Flexibilitätsleistungen 
sollten marktorientiert sein, um sicherzustellen, dass kein negativer Anreiz für 
private Investitionen geschaffen wird.

II. Zugänglichkeit und Erschwinglichkeit: Um die Entwicklung des Marktes für 
Strombezugsverträge sowie erschwingliche Tarife auf dem Markt sicherzustellen, 
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um alle Kunden, einschließlich KMU, mit Energie zu versorgen, sie aber 
gleichzeitig aufzufordern, den Verbrauch an die Preissignale anzupassen, sowie um 
Anreize für Investitionen in Energieeinsparungen zu schaffen, sorgen die 
Mitgliedstaaten dafür, dass auf dem Markt ein wettbewerbsfähiges Angebot an 
Tarifen mit festen und dynamischen Preisen verfügbar ist. In Zeiten einer 
Strompreiskrise müssen die am stärksten schutzbedürftigen Haushaltskunden, 
einschließlich der Haushalte, die von Energiearmut betroffen sind, angemessen 
geschützt werden, auch durch Maßnahmen zum Schutz vor Stromsperren, wie sie 
im vorliegenden Vorschlag unterbreitet werden, um einen kontinuierlichen Zugang 
zu Strom zu einem erschwinglichen Preis sicherzustellen. Es ist jedoch von 
entscheidender Bedeutung, während des gesamten Prozesses ein ausgewogenes 
Verhältnis zwischen direkter Unterstützung und der Notwendigkeit zur Förderung 
der Energieeffizienz zu erreichen, insbesondere durch Gebäudesanierung und die 
Einführung nachhaltiger Verfahren.

III. Sicherstellung einer kontinuierlichen Stromversorgung: Mit der zunehmenden 
Elektrifizierung nahezu aller Lebensbereiche gewinnt die sichere Stromversorgung 
sowohl für Unternehmen als auch für Haushalte immer mehr an Bedeutung. Mit der 
Reform sollte das Umfeld für ausreichende Investitionen in alle Elemente des 
Elektrizitätssystems verbessert werden: erneuerbare und saubere Erzeugung, 
Grundlastfähigkeit, Übertragungs- und Verteilungsnetze sowie Speicherung und 
nachfrageseitige Steuerung. Um die Versorgungssicherheit weiter zu erhöhen, 
sollten die Kapazitätsvergütungsmechanismen als strukturelles Element des 
Marktes anerkannt werden, um den Angemessenheitserfordernissen und den 
besonderen Gegebenheiten in den beteiligten Mitgliedstaaten besser Rechnung zu 
tragen.

IV. Transparenz der Informationen: Alle Verbraucher, einschließlich KMU, sollten in 
allen Phasen des Prozesses, sowohl im vorvertraglichen Stadium als auch nach 
Vertragsabschluss, Zugang zu klaren und leicht verständlichen Informationen über 
Energieangebote und Vertragsbedingungen haben. Dazu gehören Informationen 
über die Preisbestandteile, die Bedingungen für eine Vertragsverlängerung, die 
Folgen einer Vertragskündigung und andere relevante Bedingungen sowie die in 
den Stromrechnungen enthaltenen Informationen. Die Informationen sollten in 
einer Weise dargestellt werden, die klar, lesbar und für alle Endkunden leicht 
verständlich und für Menschen mit Behinderungen zugänglich ist, auch durch 
standardisierte Vorlagen und Leitlinien. Die Versorger sollten sicherstellen, dass 
Verbraucher Zugang zu besseren und klareren Informationen haben, insbesondere 
vor Vertragsabschluss, um ihnen einen Vergleich von Angeboten zu ermöglichen.

Gleichzeitig sollte sichergestellt werden, dass Verbraucher eine ausreichende 
Auswahl haben und frei aus einer Vielzahl von Vertragsangeboten wählen können.

Um einen freien und wettbewerbsfähigen Markt zu fördern, sollte mit der aktuellen 
Verordnung sichergestellt werden, dass die von den Versorgern bereitgestellten 
Informationen klar und korrekt sind und dass die Informationsanforderungen erfüllt 
werden, ohne dass übermäßig aufwändige Anforderungen gestellt werden, durch 
die die Innovation beeinträchtigt oder die Fähigkeit der Versorger, 
wettbewerbsfähige Preise und Dienstleistungen anzubieten, eingeschränkt werden 
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könnten.

Es sollte den Versorgern nicht gestattet sein, befristete Verträge und 
Festpreisverträge oder Zahlungsmodalitäten einseitig zu ändern oder zu kündigen. 
Für eine Vertragsverlängerung zu anderen Bedingungen als im ursprünglichen 
Vertrag sollte die ausdrückliche Zustimmung des Verbrauchers erforderlich sein.

Obwohl es bereits Regelungen zu Informationspflichten von Versorgern gibt, 
besteht aufgrund der zunehmenden Komplexität von Energieangeboten und 
unterschiedlichen Vermarktungspraktiken Verbesserungsbedarf. Die den 
Verbrauchern zur Verfügung stehenden Informationen sollten ausreichend und klar 
sein, ohne verwirrend oder irreführend zu sein.

Bei zu erwartenden Preissteigerungen sollten Versorger Kunden mit variablen 
Tarifen frühzeitig darüber informieren, wie sie sich vor Preiserhöhungen schützen 
können, einschließlich durch Vorschläge für Energieeinsparungen und alternative 
oder vorschüssige monatliche Zahlungspläne.

Darüber hinaus sollten Verbraucher einfachen Zugang zu klaren und leicht 
verständlichen Vergleichen von Stromangeboten haben, ohne dass ein bestimmter 
Versorger in unfairer Weise bevorzugt oder benachteiligt wird.

V. Versorgung schutzbedürftiger Kunden: Besondere Aufmerksamkeit sollte den 
Bedürfnissen schutzbedürftiger Haushaltskunden gewidmet werden, zu denen 
Verbraucher mit geringem Einkommen, mit Behinderungen und solche gehören 
können, die Strom für lebenserhaltende Geräte benötigen (unter Berücksichtigung 
der Indikatoren für Energiearmut in der Empfehlung (EU) 2020/1563 der 
Kommission), indem Stromsperren das ganze Jahr über verboten werden. 
Stromsperren sollten in kritischen Zeiten, einschließlich an Wochenenden und 
Feiertagen, für alle Haushaltskunden verboten werden. Besonders vorteilhaft wäre 
es, Ratenzahlungen zu ermöglichen.

Neben dem Verbot von Stromsperren und der Ermöglichung von Ratenzahlungen 
sollten auch andere Maßnahmen ergriffen werden, um schutzbedürftige 
Verbraucher zu unterstützen, einschließlich des Angebots von 
Energieeffizienzberatung und -unterstützung sowie gezielter Fördermaßnahmen, 
um Anreize für Energieeinsparungen zu schaffen, des Zugangs zu Notfallfonds und 
der Entwicklung von gezielten Aufklärungsprogrammen. Diese Maßnahmen 
sollten so konzipiert sein, dass dadurch schutzbedürftige Verbraucher unterstützt 
werden, ohne dass die Versorger übermäßig belastet oder der Wettbewerb auf dem 
Energiemarkt eingeschränkt werden.

Die Mitgliedstaaten ernennen Versorger letzter Instanz, was jedoch nicht dazu 
führen sollte, dass Strom zu einem festen Mindestpreis geliefert wird.

VI. Ausbau und Nutzung des Potenzials der Digitalisierung des Energiesystems: Um 
die aktive Beteiligung aller Verbraucher zu fördern, sollten Stromdienstleistungen 
leicht online zugänglich gemacht werden, auch für Menschen mit Behinderungen 
und ältere Menschen. Das kann durch funktionale und einfache, auf Barrierefreiheit 
ausgelegte Schnittstellen erreicht werden. Die Digitalisierung des Energiesystems 
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sollte ein Schlüsselelement der künftigen Strommärkte und -systeme sein; hierzu 
sollte unter anderem die Rolle des Verbrauchers als Erzeuger gestärkt werden. 
Gleichzeitig muss sichergestellt werden, dass hohe Sicherheits- und 
Datenschutzstandards eingehalten werden, um die Privatsphäre und die 
persönlichen Daten der Verbraucher zu schützen. Das sollte Stromversorger 
keinesfalls daran hindern, allen Verbrauchern, die keinen Internetzugang haben, 
einen einfachen und schnellen Zugang zu ihrem Kundendienst per Telefon oder auf 
andere Weise zu ermöglichen.

VII. Verhältnismäßigkeit: Es muss sichergestellt werden, dass die den Mitgliedstaaten 
gestatteten öffentlichen Eingriffe nicht zu Marktverzerrungen oder -fragmentierung 
führen, sondern dass dadurch der Binnenmarkt aufrechterhalten und ein hohes 
Verbraucherschutzniveau sichergestellt wird. Alle derartigen vorübergehenden 
Maßnahmen sollten zielgerichtet, hinreichend begründet, evidenzbasiert und 
verhältnismäßig sein und so schnell wie möglich aufgehoben werden.

VIII. Koordinierung: die Auswirkungen der von den Mitgliedstaaten eingeführten 
Maßnahmen und Mechanismen auf den Elektrizitätsbinnenmarkt sollten von der 
Kommission, den nationalen Regulierungsbehörden und ACER systematisch 
überwacht werden und eine Abschätzung der Auswirkungen auf den Wettbewerb, 
die Auswahlmöglichkeiten der Verbraucher und das effiziente Funktionieren des 
Marktes umfassen.

IX. Transparenz, Kommunikation und Dialog: Alle energiemarktbezogenen 
Maßnahmen müssen auf transparente Weise unter Einbeziehung aller betroffenen 
Interessenträger (einschließlich Verbraucherorganisationen, KMU-Vertretern, 
Energieversorgern, Regulierungsbehörden und anderer relevanter Akteure) 
entwickelt und umgesetzt werden. Gegebenenfalls sollte ein kontinuierlicher 
Dialog mit den Interessenträgern sichergestellt werden.

X. Alternative Streitbeilegungsverfahren: Die Kunden sollten Zugang zu alternativen, 
auf Energiefragen spezialisierten Streitbeilegungsstellen haben und bei 
Streitigkeiten über ihre Rechte und Pflichten unterstützt werden. Das sollte für 
Streitigkeiten mit Versorgern gelten, die sowohl den Kauf als auch den Verkauf 
von Strom betreffen, mit Elektrizitäts- und Bürgerenergiegemeinschaften sowie mit 
Parteien, mit denen sie Vereinbarungen über gemeinsame Energienutzung 
getroffen haben.

XI. Integrität des Elektrizitätsbinnenmarktes: Durch die von den Mitgliedstaaten 
eingeführten Maßnahmen und Mechanismen sollten die Auswirkungen auf den 
Wettbewerb, den freien Dienstleistungsverkehr und das Funktionieren des 
Elektrizitätsbinnenmarktes berücksichtigt werden, um einen fairen und offenen 
Wettbewerb, gleiche Wettbewerbsbedingungen und die Einhaltung der 
Grundprinzipien, auf denen der Binnenmarkt beruht, sicherzustellen.

XII. Grenzüberschreitender Zugang zu Energie: Der Energiemarkt sollte innerhalb der 
Union weiter integriert werden, um es den Verbrauchern zu ermöglichen, 
Energielieferverträge mit Energielieferanten außerhalb ihrer Region oder ihres 
Mitgliedstaats abzuschließen, um den Wettbewerb zu fördern, die 
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Auswahlmöglichkeiten der Verbraucher zu vergrößern und die Preise zu senken. 
Das sollte insbesondere in Grenzregionen gefördert werden, in denen die 
Energienetze integriert sind. Die Mitgliedstaaten sollten für praktische Maßnahmen 
für Versorger bei grenzüberschreitenden Verkäufen sorgen, wie z. B. klare und 
transparente Steuervorschriften, Mindestleistungsanforderungen, Straffung der 
Verwaltungsverfahren und Festlegung klarer Regeln für den Verbraucherschutz 
und die Streitbeilegung.
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